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Die Expedition iſt Verrenſtrasse Ar. 20. 


4253. 


Dinstag den 30. Oktober 


1849. 


Preußen. N 
Kammer: Verhandlungen. 
1. Kammer. 60, Sigung vom 27. Oktober. 
(Eröffnung der Sibung 10 Uhr) 

Graf Eulenburg (wegen amtlicher Verhältniſſe) 
und v. Schleinte (Bromberg — wegen Beförderung) 
Haben ihr Mandat niedergelegt. — Durch News 
wahl ſind eingetreten und den Abtheilungen bereits 
zugelaſſen: v. Bianco, v. Wulffen, v. Hollwell 
und Temme. — Urlaub erhalten v. Bonin, 
Graf Rietberg und Branns. — Die in der letz⸗ 
ten Sitzung vorgelegten Geſetzentwürfe werden der 

Juſtiz⸗Kommiſſion überwieſen. 

Miniſter⸗Päſident: Die hohe Kammer kennt 
jetzt die Verhandlungen in der deutſchen Angelegenheit 
bis zum 24. Auguſt. Ich füge hiemit die Dokumente 
über die fernere Zeit hinzu, die in drei Klaſſen zerfal⸗ 
len: über die Verhandlungen mit den dem Bunde 
nicht beigetrerenen Staaten (Baiern, Württemberg und 

eſſen⸗Homburg), über die proviſoriſche Bundes⸗Kom⸗ 
miſſion, schließlich die Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
rathes. ſtelle anheim, dieſe Aktenſtücke einer 
beſondern Kommiſſion zur Prüfung und Berichterſtat⸗ 


tung juzuweiſen. * 
Die Kammer entſcheidet ſich für den Vorſchlag des 
Heren Miniſter⸗Präſidenten. 

Man kommt zu den Wahlprüfungen. er. 

Die Ernennung des Grafen Bülow zum Gefand- 
ten in Hannover wird, feiner eigenen Anſicht gemäß 
als keine Beförderung oder Gehaltsverbeſſerung, dem⸗ 
gemäß als kein Austrittsgrund angeſehen. Gleichzeitig 
befchließt die Kammer indeß, die Beſtimmungen des 
$ 77 der Verfaſſung genauer zu redigiren. 

Eine Reihe bereits bekannter Wahlen wird geneh⸗ 
migt: Graf r v. Arnim, v. Voigts⸗ 
Reetz, Du Vignau, e, uhden, Below und 
Temme. Waldeck hat die Wahl abgelehnt. 

Das Amendement v. Bernuth zu $ 40 wird an⸗ 
genommen und damit die Redaktion des Titels II. 
vollendet. 

Graf Itzenplitz berichtet Über den Antrag von 
Vincke's. 

Die Kammer wolle beſchließen: 

folgenden Zuſatz als einen beſondern Artikel zu den oben 
genannten (Art. 11—23 der Verfaſſungs⸗urkunde) an 
einer geeigneten Stelle in die Verfaſſungs⸗urkunde auf⸗ 
zunehmen: 
0 „Artikel.“ 
„Die Formel des Eides iſt: Ich ſchwöre, ſo wahr 
mir Gott helfe.“ 

Der Central: Ausfhuß vermißt die nöthigen fakti⸗ 
ſchen Vorlagen und weiß nicht, ob der Antrag genau 
den Grundſatzen des $ 11 sequ, entſpricht. Er ſchlägt 
daher vor: . 

bei der Reviſion der Verfaſſung über denſelben hinweg⸗ 


8 werdenden Beſtimmunge 
den ei Kan: nach oa ia Bor: 
bereitung der Sache, anheimzugeben. 

v. Vincke rechtfertigt ſeinen Antrag mit einigen 
Worten. 

Juſtizminiſter erklärt ſich ebenfalls für den Weg 
der gewöhnlichen Geſetzgebung. Wenn die Verfaſſung 
amen allgemeinen Satz gebieteriſch hinſtellt, fo weiß 
ich nicht, ob die Gerichte noch fernerhin gegen die 
Menoniten und andere Religionsgeſellſchaften die bis⸗ 
Connevenz ausäben können und im Stande ſind, ihr 
bloßes nn 25 Eid anzunehmen. Auch der Code Na⸗ 
poleon 1 5 . „ der in gar keine religiöſe 
Form geh & die Annahme des Antrags würde 
daher ein tiefer Eingriff auch in die rheiniſche Gefeg: 
gebung ſein. 


Kisker meint, es verſtände ſich von ſelbſt, daß die 


vorgeſchlagene Eidesformel nur für diejenigen Reli⸗ 


gionsgeſellſchaften gelten ſolle, von deren j 
N 9 enen Eid —— Mitgliedern 

Die Kammer tritt dem Kommiſſions⸗ Antrage bei 
und verwirft das Amendement v. Vincke. 

v. Jordan verlieſt den Bericht des Centralaus⸗ 
ſchuſſes über Titel III.: „Vom Könige,“ welcher 
die 99 41 bis 57 umfaßt, f 
FR 1 ueberſchrift des Titels wird ſtillſchweigend 

gt. 

$ AL autet urſprünglich und nach dem Vorſchlage 


des Centralausſchuſſes: 


Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. 

Die zweite Kammer hat ſtatt deſſen folgende 
Faſſung angenommen: 15 

Der König iſt das Oberhaupt des Staates. 
Seine Perſon iſt unverletzlich. 

Eine Diskuſſion findet nicht ſtatt; nur darüber er⸗ 
hebt ſich eine kurze Debatte, ob Beſchlüͤſſe der zweiten 
Kammer in der erſten zur Abſtimmung gebracht wer⸗ 
den ſollen, auch dann, wenn dieſelben im Oberhauſe 
von Niemand wieder aufgenommen worden ſind. Die 
Kammer erklärt ſich, im Einverſtändniß mit dem Hrn. 
Präſidenten, dafür, zuerſt die Faſſung der zweiten 
Kammer zur Abſtimmung zu bringen. 

Dieſelbe wird verworfen, der urſprüngliche Artikel 
beibehalten. 

v. Jordan: $ 42 lautet urſprünglich und nach 
der Faſſung der zweiten Kammer: f 

Seine Miniſter ſind verantwortlich. Alle Regie⸗ 
rungsakte des Königs bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Gegenzeichnung eines Minifters, welcher dadurch die 
Verantwortlichkeit übernimmt. 

Der Centralausſchuß ſchlägt vor, zu ſagen: „Die 
Miniſter des Königs“ ſtatt: „Seine Miniſter.“ Der 
Artikel wird ohne Diskuſſion angenommen, die Aende⸗ 
rung der Redaktion vorbehalten. 

v. Jordan: $ 43 lautet urſprünglich: 

Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zus 
Er ernennt und entläßt die Miniſter. Er befieh! 


Verkündigung der Geſetze und erläßt unverzüglich die 
zu deren Ausführung nöthigen Verordnungen. 


Zweite Kammer und Centralausſchuß mwünfchen Fort⸗ 
laſſung des Wortes „unverzüglich“ — was ohne Dis⸗ 
kuſſion angenommen wird. 

v. Jordan: $ 44 lautet: 

Der König führt den Oberbefehl über das Heer. 
Die erſte Kammer nimmt ihn, gleich der zweiten, 
unverändert an. 5 g j 

v. Jordan: $ 45 lautet:: 8 

Er beſetzt alle Stellen in demſelben, ſo wie in den 
übrigen Zweigen des Staatsdienſtes, inſofern nicht das 
Geſetz ein Anderes verordnet. 

Die zweite Kammer hat ihn beibehalten, der Cen⸗ 
tralausſchuß ſchlägt vor: „der König beſetzt alle Stel⸗ 
len im Heere u. ſ. w.“ 

Der Artikel wird ohne Diskuſſion angenommen, die 
Aenderung der Redaktion vorbehalten. 

v. Jordan: $ 46 lautet: 

Der König hat das Recht, Krieg zu erklären, Frie⸗ 
den zu ſchlſeßen und Verträge mit fremden Regierungen 
zu errichten. Handelsverträge, ſo wie andere Verträge, 
durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen Staaks⸗ 
bürgern Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung der Kammern. 

Die zweite Kammer ſchlägt vor: 

Der König hat das Recht, Krieg zu erklären und 
Frieden zu ſchließen, auch andere Verträge mit fremden 
Regierungen zu errichten. Letztere bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Zuſtimmung der Kammern, ſofern es 
Handels verträge find, oder wenn dadurch dem Staate 
Laſten oder einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen 
auferlegt werden. 

Annahme des Beſchluſſes der zweiten Kammer. 

v. Jordan: $ 47 lautet: 

Der König hat das Recht der Begnadigung und 
Strafmilderung. 

Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amtshandlungen ver⸗ 
urtheilten Miniſters kann dieſes Recht nur auf Antrag 
derjenigen Kammer ausgeübt werden, von welcher die 
Anklage ausgegangen iſt. 

Er kann bereits eingeleitete unterſuchungen nur auf 
Grund eines beſonderen Geſetzes niederſchlagen. 


Die zweite Kammer hat nur im Alinea 3 geſetzt: 
„Der König“ ſtatt „Er.“ 


Der Centralausſchuß ſchlägt ſtatt Alinea 3 vor; 
Die Abolitien von Verbrechen, die noch nicht zur 


richterlichen Kognition gekommen find, fo wie die Nie- 


derſchlagung bereits eingeleiteter Unterſuchungen kann 
nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes erfolgen. 
v. Daniels beantragt unbedingte Verwerfung des 
Alinea 2 des Artikels. Der Abgeordnete führt unter 
lauter Heiterkeit der Verſammlung aus, es ſei gerade 
ein Zeichen des Mittelalters und abſolutiſtiſcher Zu⸗ 
ſtände, wenn man die Miniſter hänge. Am ſchlimm⸗ 


ſten ſei es den General⸗Intendanten Frankreichs ge⸗ 


gangen — die wären ſelten in Ruhe geſtorben. (Lau⸗ 
tes Gelächter.) Begnadigung fei Sache der Exekutive, 
am wenigſten aber ein Recht Einer Kammer: der Ar⸗ 
tikel ſetze Eine Kammer über die Krone. 

Trieſt für das Alinea 3 des Centralausſchuſſes. 


It. die 


Uhden gegen daſſelbe: Es fer durchaus kein 
das Begnadigungsrecht des Königs side we 0 de 
ſchränken. 5 

v. Zander ſchlägt vor, über den $ 47 nicht eher 
definitiv zu beſchließen, bis $ 59 berathen if. Wenn 
Sie, dem Beſchluß des Centralausſchuſſes gemäß, in 
§ 59 die Verdrechen der Beſtechung und des Verraths 
zu ſtreichen und nur das der Verfaſſungsverletzung 
ſtehen laſſen, ſo muß es auch hier heißen: „wegen 

einer Verfaſſungsverletzung“ ſtatt „wegen ſeiner Amts⸗ 
handlungen.“ > 

Kisker widerlegt die Bedenken v. Zanders. 

Juſtizminiſter: Noch einige Worte für den ups 
ſprünglichen Text. Wenn Sie das 1. und 3. Alineg 
vergleichen, fo ſcheint mir von felbft daraus zu folgen, 
daß das Begnadigungsrecht nue geübt werden kann, 
wenn der Richterſpruch erfolgt iſt. Ueberdies bringt 
der Centralausſchuß mehrere Fremdwörter in die Ver⸗ 
faſſung. Auch würde der Zuſatz eine allgemeine Ama 
neſtie unmöglich machen, außer im Wege der Geſetz⸗ 
gebung. N 

Das Amendement v. Zander auf Vertagung der 
Debatte wird nicht unterſtützt. N 

v. Rittberg für die urſprüngliche Faſſung: 

v. Jordan widerlegt noch die gegen den Central⸗ 
ausſchuß vorgebrachten Gründe. 

Das dritte Alineg des Centralausſchuſſes wird vers 
worfen und der unveränderte Artikel in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der zweiten Kammer angenommen. 

v. Jordan; $ 48 lautet: 

Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und 
anderen mit Vorrechten nicht verbundenen Auszeichnun⸗ 
gen zu. Er übt das Münzrecht nach Maaßgabe des 
Geſetzes. 

Er iſt in der zweiten 
ausſchuſſe beibehalten. 
Hanſemann wünſcht über das Münzrecht einen 
beſondern Artikel — was bei der ſchließlichen Faſſung 
zur Frage kommen wird. ü 

Der Artikel wird angenommen. 

In Art. 49 wird nach einiger Debatte dle Erhö⸗ 
hung der Einberufungsfriſten der Wähler und Kam⸗ 
mern im Fall einer Auflöſung von 40 und 60 auf 
60 und 90 Tagen angenommen, ein vom Central⸗ 
ausſchluß vorgeſchlagener Zuſatz zu dem Artikel aber 
verworfen. \ , 
Artikel 50 bis einſchl. 53 werden in urſprünglicher 
Faſſung, Art. 54, 55 und 56 nach dem Vorſchlage 
des Centralausſchuſſes, Art. 57 und 58 in unveränder⸗ 
ter Faſſung — das erſte Alinea des Art. 59 ebenſo, 
das zweite Alinea nach dem Vorſchlage des Ausſchuſ⸗ 
ſes angenommen. 

. (Schluß der Sitzung 3 Uhr.) 

(Nächſte Sitzung Montag um 10 Uhr.) 


Kammer und dem Central⸗ 


II. Kammer. 43. Sitzung vom 27. Oktober, 

Präſident: Graf v. Schwerin. N 
Eröffnung 124, Uhr. 

Am Miniſtertiſche: v. Manteuffel, v. d⸗ 


ey dt. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. Urlaubsgeſuche werden vorgelegt und 
angenommen. Be 

Ag, Ohm berichtigt eine Stelle feiner Rede vom 
17. Oktober, wie fie der ſtenographiſche Bericht gelie⸗ 
fert hat. a 

Die Diskuſſion über Art. 69 beginnt. 

Zu demſelben ſind noch zwei Amendements einge⸗ 
gangen: 1 

1) Vom Abg. Delius. Die hohe Kammer 


wolle beſchließen: 
Zwischen das 4. und 5. Alinea des Antrages 
der Reviſions⸗Kommiſſion iſt ein 


beſonderes 2 

nea in folgender Geſtalt zu fegen: In 51 
den, in welchen die Bildung der Wahlabtheilun⸗ 
gen nicht gleichmäßig bewirkt werden kann, er⸗ 
folgt diefelbe nach dem Einkommen der Wahlbe⸗ 
rechtigten. . 

2) Vom Abg. Reuter: Die hohe Kammer 
wolle beſchließen, als Uebergangsbeſtimmung 
zu Art. 69 iſt Folgendes aufzunehmen: 

Vor vollendeter Reviſton der Steuergeſetzge⸗ 
bung kann dem Wahlgeſes die Kommunalſteuer 
zum Grunde liegen. .. i 


Beide Amendements finden unterſtützung. ; 
Abg. v. Rohrſcheidt: Ich din der Anſicht, 
daß der Artikel 69 nach dem Kommiſſions⸗Antrag 
theilweiſe durchaus unausführbar iſt. Es giebt Orte, 
wo es keine direkte Steuer giebt, denn die Mahl⸗ 
und Schlachtſteuer iſt keinesweges dahin zu rechnen. 
Wollte man nur Gewerbe⸗ und Grundſteuer in An⸗ 
wendung bringen, ſo würde das jedenfalls eine Unge⸗ 
rechtigkelt in ſich ſchließen. 

Um dieſem Uebelſtande abzuhelfen, ſind die Amende⸗ 
ments Wulfert und v. Patow eingebracht, doch iſt 
auch mit der Anwendung der Kommunalſteuer nicht 
zu helfen, da es auch Orte giebt, wo eben auch keine 
direkte Gemeindeſteuern erhoben werden, denn dieſe 
Orte ſind reich genug, um derſelben nicht zu bedürfen. 
Das letzte Wahlgeſez hat dieſem Uebelſtande bereits 
abzuhelfen geſucht, und ich erlaube mir, ein Amende⸗ 
ment zu empfehlen, welches ebenfalls auf dieſen Zweck 
gerichtet iſt. 

Das Amendement lautet: 
Die hohe Kammer wolle beſchließen: nach dem 
Alinea 6 des Art. 69 ein neues Alinea einzu⸗ 
ſchalten, dahin lautend: an den Orten, wo indi⸗ 
rekte Steuern beſtehen, ſind die urwähler durch 
die Gemeindebehörden nach Maßgabe der indi⸗ 
; retten Steuern zu beſtimmen. 

Abg. Reuter: Es wird zugegeben werden müſ⸗ 
ſen, daß Art. 69 Beſtimmungen enthält, die bei den 
jetzigen Steuerverhältniſſen unausführbar find. Das 
Amendement Ulfert hebt dieſen Uebelſtand nicht, da es 
Orte giebt, in denen auch keine direkten Kommunal⸗ 
ſteuern gezahlt werden. Auch dem Amendement des 
Herrn Vorredners kann ich nicht beiſtimmen, indem es 
Orte mit ſehr verſchiedenen Steuern giebt. Ich bin 
daher der Meinung, daß man eine Uebergangsbeſtim⸗ 
mung aufnehmen muß, an welcher feſtgehalten wer⸗ 
den muß, wenn das Wahlrecht ein allgemeines iſt. 
Es iſt eine Baſis nöthig, welche für das Verfahren 
in Ausführung der Wahlgeſetze bei den verſchiedenen 
Abweichungen in den Steuern, allgemein maßgebend 

ſein könne. 

Abg. Ulfert: Es iſt mir bei meinem Amendement 
darauf angekommen, einen Grundſatz in unſerer Ver⸗ 
faſſung für die Wahlfähigkeit feſtzuſtellen. Nach die⸗ 
ſem ſollen nur direkte Steuern entſcheiden, gleichviel ob 
Staats⸗ oder Kommunalſteuern. 

In dem Entwurf zur Gemeinde⸗Ordnung heißt 
es § 4: „Jeder ſelbſtſtändige Preuße, welcher in der 
Gemeinde ſeinen Wohnſitz hat und nicht durch rechts⸗ 
kräftiges Erkenntniß der Ehrenrechte für verluſtig er⸗ 
klärt iſt, hat, ſofern er kein Almoſen empfängt, aber 
Kommunal⸗Steuern zahlt, das aktive Wahlrecht in der 
Gemeinde.“ 

Da nun die Gemeindeordnung innig mit der ſtaatli⸗ 
chen Inſtitution verbunden iſt, ſo ſehe ich nicht ein, 
warum man Kommunalſteuern von Staatsſteuern unter⸗ 
ſcheiden will. Es wird daher nöthig ſein, den Grund⸗ 
ſatz der direkten Steuer für die Ausübung des Wahl⸗ 
rechtes feſtzuſtellen, gleichviel, ob ſie Kommunal- oder 
Staatsſteuer ſei. 

Abg. Delius: Es iſt mit Art. 67 die allgemeine 
Wahlberechtigung angenommen, und nun ſchlägt die 
Kommiſſion vor, die Abtheilungen der Urwähler nach 
Maßgabe ihrer Steuerbeiträge beizubehalten. So 
ſehr ich nun auch mit dieſem Vorſchlage einverſtan⸗ 
den bin, ſo ſehe ich jedoch voraus, daß es nicht mög⸗ 
lich ſein wird, dies Prinzip immer durchzuführen. 
— Es giebt nämlich Gemeinden, wo außer Grund⸗ 
und Gewerbe⸗Steuer keine direkte Steuer beſteht, 
und daher iſt nothwendig, hier eine gerechte Vor⸗ 
ſorge zu treffen. Wir wiſſen auch nicht, ob die 
Wahlberechtigung allein an die Steuer⸗Beiträge oder 
immer an dieſelben geknüpft werden ſoll. — So 
kann doch die ſogenannte Menoniten⸗Steuer, die eine 
direkte Steuer iſt und als Aequivalent für die aus 
religiöſen Rückſichten verweigerte Militärpflicht ent⸗ 
richtet wird, keinesweges eine Wahlberechtig ung 
nach ſich ziehen. — Aus Gründen der Gerech⸗ 
tigkeit empfehle ich daher mein Amendement. 

Abg. v. Bardeleben ſchildert, wie es entſchieden 
falſch ſei, wenn man bei der Behauptung, die zweite 
Kammer ſolle das bewegende, die erſte das konſervative 
Element enthalten, ſich immer auf England berufe. 
In dem engliſchen Unterhauſe ſei das konſervatlve 
Element ſo ſtark vertreten, daß es in den letzten Jah⸗ 
ten immer nur in dieſem Sinne Beſchlüſſe gefaßt 
habe. Eben ſo müſſen auch wir, meint der Redner, 
ein konſervatives Element in die zweite Kammer brin⸗ 
gen, und daher habe ich mein Amendement geſtellt. 
Die Einrichtung von Wahlabtheilungen bietet für mich 
gar keine Garantie. Ich bin vielmehr der Meinung, 
daß, wenn die Demokraten gewählt hätten, dieſe Kam: 
mer von der früheren wenig verſchieden ſein würde, 
und — bedenken Sie meine Herren, daß die Demo: 
kratie das Grab der Freiheit iſt. Ich verlange da⸗ 
her, daß Jeder, der eine gewiſſe direkte Steuer, etwa 
100 Rel. entrichtet, ſchon eo ipso Wahlmann ſei, 
und daß dann die niedriger Befleuerten wieder in 3 
Klaſſen getheilt werden ſollen, um in indirekter Wahl 


für ſich die übrigen Wahlmänner zu wählen. Man 


fage nicht, daß ſich hier direkte und indirekte Wahlen 
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vermiſchen — es handelt ſich hier um das Heil der 
Monarchie, und wir müſſen vor Allem dahin fehen, eine 
konſervative Kammer zu bekommen. 
Abg. Matzerath: Ich glaube, wenn man die 
Demokratie von der Wahl ausſchließen wolle, dies durch 
Hrn. v. Bardelebens Vorſchlag nicht erreichbar ge⸗ 
macht wird. Wenn auch ich das konſervative Element 
wünſche, ſo wünſche ich es doch nicht in der Geſtalt 
eines Privilegiums. Nach Hrn. v. Bardeleben bildet 
der Gutsherr eine Wahlabtheilung, während die ande⸗ 
ren Bewohner des Ortes 3 Abtheilungen bilden, und 
es würde alſo hierdurch eine erbliche Pairie für die 2. 
Kammer geſchaffen werden. 
Abg. v. Rohrſcheidt vertheidigt noch einmal fein 
Amendement. 
Berichterſtatter v. Beckerath: Wenn der Ab: 
geordneten v. Bardeleben einen Vorſchlag für allge⸗ 
meine direkte Wahl gemacht hätte, würde ich ihn 
ſchwerer widerlegen können. Er hat es aber als eine 
Ausnahme mit dem indirekten Wahlſyſtem in Verbin⸗ 
dung gebracht. 
Das Syſtem der direkten Wahlen hat viel für ſich; 
in dem gemachten Vorſchlage aber ſoll dieſe direkte 
Wahl nur eine Ausnahme ſein, durch welche man im 
Kriterium für den Staat förderliche Wahlen zu ges 
winnen hofft, was doch nicht zuzugeben iſt. 
Es läßt ſich für das Syſtem, die Betheiligung an 
den Wahlen nach den Leiſtungen an denſelben feſtzu⸗ 
ſtellen, viel ſagen; wenn aber dieſes Syſtem nach 
Herrn v. Bardeleben durchbrochen würde, ſo möchte 
das doch drückend empfunden werden. 
Die anderen Verbeſſerungs⸗Vorſchläge bezwecken dem 
Uebelſtande entgegenzutreten, daß nicht überall direkte 
Steuern gezahlt werden. Gegen die Herbeiziehung der 
Kommunalſteuern würde ich mich aber erklären müſ⸗ 
ſen, da es ſich ja nur um Leiſtungen an den Staat 
handeln kann. Die Kommiffion beabſichtigte nicht, 
feſtzuſtellen, daß Jeder, der das Wahlrecht in der 
Gemeinde habe, auch nothwendig das Wahlrecht im 
Staate haben müſſe, aber wohl wurde das Umge⸗ 
kehrte angenommen. 
Die Wahlderechtigung für den eigenen Staat an⸗ 
ders zu begränzen, als für den Bundesſtaat, hat der 
Kommiſſion nicht geeignet geſchienen. 
Wenn es möglich iſt, in die Verfaſſung eine Aen⸗ 
derung hinein zu bringen, ſo ſcheint mir der Vor⸗ 
ſchlag des Abgeordneten v. Rohrſcheidt noch das Beſte 
zu enthalten. 2 
Den Vorſchlag des Herrn Minſſters des Innern 
erkenne ich als eine Verbeſſerung des Kommiſſions⸗ 
Antrages an, da jener Vorſchlag als eine Erweite⸗ 
tung der Faſſung der Kommiſſion zu betrachten iſt. 
Ich empfehle die Annahme des Kommiſſions⸗Antrages 
mit dem Aenderungsvorſchlage des Herrn Miniſters 
des Innern. 
Präſident: Der Herr Referent hat geſagt, daß, 
wer das Gemeindewahlrecht habe, darum noch nicht 
wahlberechtigt im Staate ſei, doch faſſe ich die Mei⸗ 
nung der Kommiſſien nicht in dieſem Sinne auf und 
bitte den Herrn Referenten, ſich hierüber zu erklären. 
Berichterſtatter v. Beckerath: Es war nur meine 
Abſicht, anzudeuten, wie die Kommiſſion nur wollte, 
daß das Staatsbürgerrecht nicht mit Nothwendigkeit 
aus dem Gemeindewahlrecht folge. 
In dieſem Artikel kommt für die Steuerbeſtimmung 
vor, das dieſe in ihrer Geſammtſumme gemeindeweiſe 
und bezirksweiſe erfolgen ſolle, und ſchlage ich vor, 
nach den Wahlbezirken damit zu verfahren. 
Der Redner legt ein Amendement auf den Präſi⸗ 
dententiſch, daß ader keine Annahme mehr findet, da 
die Diskuſſion ſchon geſchloſſen iſt. 
Die Abſtimmung über Art. 69 des Kommiſſions⸗ 
entwurfs und die dazu eingebrachten Amendements 
ergiebt als Reſultat: 
Das Amendement des Abg. v. Bardeleben wird 
verworfen; eben ſo das Amendement des Abg. De⸗ 
lius, Borſcheit, Ulfert, Reuter. Der Antrag 
der Kommiſſion, nedſt dem Antkage des Abgeordneten 
v. Manteuffel, dahin lautend: 5 g 
Die hohe Kammer wolle beſchließen: Im letzten Ali⸗ 
nea des Art. 69 ſtatt „Wahlverſammlungen“ zu 
ſetzen „Wahlverbände“ 

wird angenommen. 

Die Berathung geht auf Artikel 70 —73 des Kom⸗ 
miſſions⸗Entwurfs über. 

Abg. Geppert will nicht gegen Artikel 70—73 
ſprechen, ſondern nur ein Zuſatz⸗Amendement empfeh⸗ 
len. Der Redner meint, es ſei eigentlich nothwendig 
geweſen, eine Gemeinde⸗Ordnung zu berathen, bevor 
das Wahlgeſetz zur Beſchlußnahme gekommen ſei; da 
dies nun aber nicht geſchehen, ſo halte er es für nö⸗ 
thig, folgende tranſitoriſche Beſtimmung in die Ber: 
faffung aufzunehmen: 

„Die Grundſätze, nach welchen bis zur Emanation 
einer Gemeinde-, Kreis: und Bezirks⸗Ordnung (Art. 
104) die Wahlen ſtattfinden ſollen, werden durch die 
Wahlgeſetze Art. 63 und 69 beſtimmt.“ 

Das Amendement wird unterſtützt. 

Abg. Graf Cieszkowsky ſieht in dieſem Vor⸗ 
ſchlage den Verſuch, die Gemeinde⸗Ordnung ganz zu 
beſeitigen, er meint aber, daß das Volk gerade dieſer 


am Meiſten bedürfe, und daß die K 
eine freiſinnige ertheilt hätte, die „ orie Bent 
ee 2 3 würde. 

g. Geppert: Es liegt keineswe i 
Abſicht, die Gemeindeordnung zu e . 
ich würde ſie vielmehr am liebſten vor der Verfaſſung 
— 2 haben. Dies dem vorigen Redner zur Ant⸗ 

Der Präſident: nennt das Amendement des Ab⸗ 
geordneten Geppert ſo wichtig, daß er ſich bewogen 
findet, den Vorſchlag einer Ausſetzung der Berathung 
über daſſelbe zu machen, welcher angenommen wird. 

Art. 70—73 des Kommiſſions⸗Entwurfs werden 
ohne weitere Debatte angenommen. a 

Die Diskuſſion geht zu Art. 74 über. 

Abg. v. Gudenau bielt Art. 74 als eine bloße 
Negation in der Verfaſſungs⸗Urkunde für überflüſſig 
und trägt dahin an: 

Die hohe Kammer wolle beſchließen: 

Der Art. 74 iſt zu ſtreichen. 

Der Antrag findet Unterſtützung. 

Abg. Urlichs hält es für bedenklich, den Arti⸗ 
kel zu ſtreichen, da, wenn Stellvertreter fpäter bellebt 
würden, es ſchwerer wäre, ſolche Aenderung in der Ver⸗ 
faſſung zu gewinnen. 

Berichterſtatter v. Becke rath empfiehlt, den Art. 74 
ohne Aenderung anzunehmen. . 

Vice⸗Präſident Simſon (der den Präſidentenſtuhl 
eingenommen hat), läßt üder den Antrag des Abge⸗ 
ordneten v. Gudenau abſtimmen, der verworfen und 
damit der Art. 74 der Verfaſſung angenommen wird. 

Die Diskuſſion geht zu Art. 75 über. ; 

Graf v. Arnim bemerkt im Sinne der Minorität 
der Kommiſſion, daß ſie im Intereſſe der Landleute 
den November für annehmbarer für die Einberufung 
der Kammern betrachte, als den von der Majorität 
vorgeſchlagenen Monat Oktober. 

Berichterſtatter v. Beckerath: Die Kommiſſion 
hatte einen ſo triftigen Grund dafür, ſtatt des Mo⸗ 
nat November den Oktober für Einberufung der Kam⸗ 
mern zu empfehlen; nämlich Gewinn an Zeit zur Be⸗ 
rathung des Staats haushalts⸗Etats, daß ich auch jetzt 
wir diefen Antrag der Kommiſſion zur Annahme em⸗ 
pfehle. 

Miniſter des Innern: Es wird jetzt im Staats⸗ 
Miniſterium darüber berathen, ob es nicht beſſer ſei, 
das Finanz⸗Etatsjahr wegen möglicher Kolliſionen mit 
der Einberufungszeit der Kammern anders, als bisher, 
zu legen. 2 

In der Abſtimmung über Art. 75 wird derfelbe nach 
der Verfaſſungsurkunde angenommen, der Vorſchlag der 
Kommiſſion alſo verworfen. f 

Art. 76 giebt zu keiner Diskuffion Anlaß, und es 
wird daher auf Art. 77 übergegangen. 

Zu demſelben ſind mehrere Amendements eingegan⸗ 
gen, doch Unterſtützung fand nur folgendes des Abge⸗ 
ordneten Hartmann: F 

Die hohe Kammer wolle beſchließen, den zweiten 
Satz des Art. 77 ſo zu faſſen: — 

Beamte bedürfen zwar keines Urlaubs zum Eintritt in 
die Kammer, fie tragen aber die Koſten ihrer Stellvertre⸗ 
rn nach den durch das Geſetz feſtzuſtellenden Grund: 
ätzen. 

Das erſte Alinea des Art. 77 des Kommiſſionsent⸗ 
wurfs, dahin lautend: die Beamten bedürfen zum Ein⸗ 
tritt in die Kammer keines Urlaubs ſeitens der Ober⸗ 
behörden, wird angenommen. * 

Abg. Techow (über den legten Theil des Art. 77 
und für das Amendement des Abg. Hartmann): Ueber 
den erſten Theil des Art. 77 ſind wir einverſtanden, 
nicht fo über den zweiten, der die Koſten der Stellver⸗ 
tretung des gewählten Beamten betrifft, wenn fuͤr den 
Beamten die Koſten der Stellvertretung vom Staat 
bezahlt würden, ſo wäre das freilich nicht ſo koſtſpie⸗ 
lig, aber ungerecht, denn die Beamten würden dadurch 
vor den übrigen Abgeordneten bevorzugt, welche ja allen 
Nachtheil, der ihnen durch die Vertretung erwaͤchſt, 
ſelbſt tragen müſſen. — Der Redner weiſt nach, wie 
auch ſchon der erſte Theil des Artikels nur dann durch⸗ 
führbar fei, wenn der Beamte die Koften feiner Steil⸗ 
vertretung ſelbſt tragen müſſe, denn nur dann ſeien 
eben den Oberbehörden die Mittel genommen, auf be 
direkte Weiſe dem Beamten durch Verweigerumd er 
Stellvertretungskoſten den Eintritt in die Kan, ent⸗ 
weder zu erſchweren oder unmöglich zu 12580 ; 

Abg. Geppert erklärt ſich dafür, bel er "tfaffung 
bleiben zu wollen. Dieſe Stellve Sean meint der 
Redner, wird nur bei einzelſtehende de mten nöthig 
fein, und das iſt ſelten der Falk daß eamten ſind 
nun aber ſelten ſo hoch eg 0 es ihnen durch 
ein ſolches Geſetz nicht ganz urg glich gemacht werden 

er wählen zu laſſen Gerade 
ſollte, ſich für die Kammer Gin u e 
den Beamten jedoch dau 7 titt in die Kammer 
auf keine Weiſe eich erden, da gerade fie es 
find, die die meinem Garantien für ſich haben. 

Abg. Hartman bemerkt, daß die Zahl der Beam⸗ 
ten in der zweiten Kammer 117 betrage, und berech⸗ 
net die Summe, welche die Stellvertretung an Diäten 
und Gehältern, im Durchſchnitt nur auf 30 Thaler 


monatlich angefegt, dem Staate jährlich koſtet, auf 


14000 Zope. \ 

Abg. Scherer: Ich bin mit dem Prinzipe im 
Amendement Hartmann einverſtanden, es könnte aber 
damit Etwas eintreten, was wir nicht wünſchen kön⸗ 
nen. Et will die Beamten nicht vor Anderen bevor⸗ 
zugt wiſſen, aber durch ſeinen Antrag würde man viele 
ſehr tüchtige Männer von der Kammer ausſchließen. 
Ich hätte daher nichts dagegen, daß eine Beſtimmung 
aufgenommen würde, nach welcher ein Geſeb zur Bell: 
ſtelung der Grundſätze zur Erreichung jenes Prinzips 
in Ausſicht geſtellt wird. 

Die cheoretiſchen und praktiſchen Kenntniſſe der Beam 
ten ſind der Kammer ſehr nöthig, und ohne ſie würde 
die Kammer in ihrer geſetzgeberiſchen Thätigkeit oft in 
Verlegenheit fein. (Ohl oh!) Ich glaube daher, daß 
es gut fei, den Kommiſſions⸗Antrag anzunehmen, und 
der Regierung die Vorlage eines Geſetzes, der hohen 
Kammer aber die Initiative in dieſer Sache zu über⸗ 
laſſen. i 
Miniſter des Innern: Im Prinzipe ſtimme ich 
dem Amendement des Abg. Hartmann bei, doch muß 
ich gegen ſeine Forderungen zur Erreichung deſſelben 
mich ausſprechen. Ich halte es nämlich für eine Un⸗ 
gleichheit, daß, während Abgeordnete, die nicht Beamte 
ſind, Laſten zu tragen haben, die Beamten von dieſen 
nicht getroffen werden. 

Es iſt aber in der Verfaſſung ein Ort, bei welchem 
der zur Sprache gebrachte Gegenſtand feine Erledigung 
finden kann, nämlich Art. 84, in welchem in Bezug 


auf Diäten und Reiſekoſten die Worte ſtehen: nach 


Maßgabe des Geſetzes. 

Der Staatsdienſt leidet ſehr durch die große Zahl 
der Abgeordneten, und es ergeben die Koſten nicht ſo 
Fils, Bedenken für die Regierung, als in vielen 

ällen die Schwierigkeit, geeignete Stellvertreter für 
Beamte, die Abgeordnete ſind, zu finden. 

Abg. Scherer ſtellt noch folgendes von der Kam⸗ 
mer unterſtützte Amendement: 1 

Die huhe Kam ei 
eee em ameiten es 


Beamte bedürfen keines Urlaube, Wegen der Ko⸗ 


ſten der Stellvertr 1 
Gere bern, etung wird ein Geſetz das Nä⸗ 


In der nun erfolgten namentlichen Abſtimmung 


wird das Amendement des Abg. Hartmann mit 160 


gegen 124 Stimmen angenommen. 


Die Art. 78 — 82 geben keine Veranlaſſung zur 
Diskuſſion, weshalb die Debatte auf Art. 83 übergeht. 

Abg. Wegener beantragt die Streichung des drit⸗ 
ten Alinea im Art. 83 des Kommiſſionsvorſchlags, da: 
hin lautend: „Gleiche Genehmigung iſt bei einer Ver⸗ 
haftung wegen Schulden nothwendig“, und findet Un⸗ 
terſtützung. Er ergreift das Wort zur Motivirung ſei⸗ 
nes Antrags: In 5 4 iſt geſagt: Alle Preußen find 
vor dem Geſetze gleich, und ich kann die im vorliegen⸗ 
den Artikel aufgeſtellte Ausnahme daher nicht gut hei⸗ 
ßen. Wer Geſetze machen will, muß fie vor allen 
Dingen ſelbſt halten. Mir als Kaufmann iſt es be⸗ 
ſonders anſtößig, eine ſolche Beſtimmung in der Ver⸗ 


faſſung zu finden, die den Handel ruiniren muß. 


Abg. v. Beckerath: (als Referent)? Der vorige 
Medner wendet ſich nicht blos gegen das fragliche Alinea, 
ſondern gegen den Grundfag überhaupt, daß der vom 
Volke gewählte Vertreter für die Dauer ſeines Man⸗ 
dat richterlich unverletzlich ſein müſſe. Dieſer Grundsatz 
muß aber vor allen Dingen aufrecht erhalten werden. 
Das Anſehen und die Würde der Kammer erfordert 
es, daß keins ihrer Mitglieder für die Dauer der 
Sitzung ohne Willen der Kammer verfolgt werden 
dürfe. Der große Zweck der Kammer kann hinter ſol⸗ 
chen kleinlichen Rückſichten nicht nachſtehen, wie ſie 


der Redner zur Unterſtützung ſeines Antrags vorge⸗ 


bracht hat. Auch iſt es nothwendig, daß auf dieſe 
Weiſe aller Kabale bei der Wahl ein Damm entge⸗ 
gengeſtellt werde. — — 


Das erſte Alinea des Art. 83 wird nach dem Bor: 
lage der Reviſionskommiſſion, dahin lautend: 
pen können für ihre Abſtimmungen in der Kam 
1 . — für ihre darin ausgeſprochenen Mei⸗ 
Grund beein innerpafb der Kammer auf den 


ſchäfts 7 2 
chenſchaft gezogen en Art. 77) zur Re 


angenommen. j i 
Ueber den Antrag des Abgeord 
Streichung des dritten Alineg betreffend De e 
liche Abſtimmung beſchloſſen, und wird die Streichung 
mit 145 gegen 136 Stimmen verworfen. 
Alinea 2 und 4 wird nach der Faſſun 
€ 4 g des Geſetz⸗ 
aun, unverändert und obne Diskuffion anges 
be Att. 84 wird das erſte Alinea, dahin lautend: 
75 Mitglieder der erften Kammer erhalten weder Rei⸗ 
fe a noch Diäten,“ auf Antrag der Reviſions⸗Kom⸗ 
miſſion geſtrichen, weil es bereits durch frühere Be⸗ 
ſchlͤſſe erledigt iſt. 


Schluß der Sitzung 4 Uhr. 
Nächſte Sitzung: Dinstag den 30. Okt. 12 Uhr. 


— 
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Berlin, 27. Oktober. Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: den bisherigen Regierungs⸗ 
Präſidenten, Freiherrn v. Schleinitz, zum Oberpräſi⸗ 
denten der Provinz Schleſien; den bisherigen Regie⸗ 
rungsrath Schmitz in Münſter zum Oberregierungs⸗ 
Rath und Abtheilungs⸗Dirigenten bei der Reglerung in 
Dülſeldorf; den bisherigen Regierundsrath Schubring 
in Potsdam zum Ober⸗Regierungsrath und Dirigenten 
der Abtheilung des Innern bei der Regierung in Brom⸗ 
berg; ſowie den Appellationsgerichtsrath Hering zum 
Ober⸗Bürgermeiſter der Stadt Stettin zu ernennen und 
die ſür denſelben ausgefertigte Beſtallung allerhöchſtei⸗ 
genhändig zu vollziehen. 

Die Erneuerung der Looſe zur bevorſtehenden Aten 
Klaſſe 100ſter königl. Klaſſen-⸗Lotterie, welche bis zum 
3. November d. I.,, bei Vecluſt des Anrechts dazu, 
geſchehen muß, wird hiermit in Erinnerung gebracht. 

Dem J. B. Berken zu Aachen iſt unter dem 21. 
Oktober 1849 ein Patent auf eine durch Zeichnung 
und Beſchreibung dargeſtellte Vorrichtung zum Auf⸗ 
bringen der Bandſtreichen auf die Walzen der Kratz⸗ 
Maſchinen, auf 5 Jahre, von jenem Tage an gerech⸗ 
net, und für den Umfang des preußiſchen Staats er⸗ 
theilt worden. — Dem Kaufmann C. G. Kopiſch 
zu Breslau iſt unter dem 23. Oktober 1849 ein Pa: 
tent auf eine durch Zeichnung und Beſchreibung nach⸗ 
gewieſene Konſtruktion eines Zinkofens, ohne Jemand 
in der Anwendung bekannter Einrichtungen zu beſchrän⸗ 
ken, auf 5 Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und 
für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

Angekommen: Der witckliche geheime Ober⸗Juſtiz⸗ 
Rath und Unter⸗Staats⸗Sekretär im Miniſterium für 
landwirthjchaftliche Angelegenheiten, Bode, aus Schle⸗ 
ſien. — Abgereiſt; Der kaiſerl. ruſſiſche geh. Rath 
Fürſt Czetwertinsky, nach Poſen. n 

Berlin, 28. Oktober. Se. Majeftät der König ha⸗ 
ben allergnädigſt geruht: dem katholiſchen Pfarrer Al⸗ 
bert Köhler zu Mintard, Kreis Düſſeldorf, den vo: 
then Adlerorden vierter Klaſſe zu verleihen. 

Abgereiſt: Se. Excellenz der wirkliche geheime 
Rath und Oberpräſident der Provinz Pommern, von 
Bonin, nach Stettin. 

(Militär⸗Wochenblatt.) v. Seydlitz, Sek. Lt. vom 
23. Inf. Reg., auf 1 Jahr zum Kadetten⸗Korps komman⸗ 
dirt. Bar. v. d. Golz, Major vom 3. Kür. Regt., zur 
Wahrnehmung der Stelle als Direktor der Milit.⸗Reitſchule 
in Schwedt, v. Buſſe, Sek. Lt. vom 4. Huſ. Reg., als 
Lehrer bei derſelben Anſtalt kommandirt. v. Pfuhl, Sek. 
Lt. vom 4. Kür. Regt., zur Dienſtl. als Adjut, beim Gou⸗ 
vernement in Raſtatt kommandirt. v. Webern, Gen. Major, 
tritt als Komdr. von der 6. Sul Brig. mit dem dienſtl. 
Adjut. Pr. Lt. v. Wedell vom 19, Inf. Reg., zur 3. Inf. 
Brig. v. Koch, Gen. Major, tritt als Komdr. von der 2. 
dw. Brig. zur 8. Inf. Brig, über, und verbleibt letzterer 
in ſeinem komdr. Verhältniß in Frankfurt a. M., woh 
ſich auch der dienſtl. Adjut., Sek. Lt. v. Rothmaler vom 
26. Inf. Reg. begeben, und dagegen der Pr. Et. Raniſch 
vom 1. Inf. Reg., in fein Verhältniß als dienſtl. Adjut. der 
2. Ldw. Brig. nach Danzig zurückkehren ſoll. v. Uttenho⸗ 
ven, Gen. Major, tritt als Komdr. von der 3. Inf. Brig. 
mit dem dienſtl. Adjut. Pr. Lt. v. d. Oſten gen. Sacken J. 
vom 9. Inf. Regt., zur 5. Inf. Brig., Frhr. v. d. Horſt, 
Gen. Major, tritt als Komdr. von der 2. Inf.⸗ zur 2. Ldw. 
Brig., v. Wentzel, Oberſt, tritt als Komdr. von der 5. Inf. 
Brig. mit dem bienfil, Adjut., Pr. Lt. v. Boſſe J. vom 
20. Inf. Regt., zur 6. Inf. Brig. über. Corſep, Major, 


aggr. dem 6. Kür, Regt, zum Komdr. des 5. Kür. Regts. 


ernannt. Gr. Pückler, Gen. Major a. D., zuletzt Komdr. 
der 4. Inf. Brig., der Char. als Gen. Lt. beigelegt. — Bei 
der Landwehr. Burchardi, Major und Führer des 2. Aufg. 
vom Ldw. Bat. 33. Inf. Regts., in gleſcher Elgenſchaft ins 
2. Bat. 1. dw. Regts. einrangirt. Lipke, Sek. Lt. vom 
Edw. Bat. 38. Inf. Regts., ins 3. Bat. 20. Rgts. einran⸗ 
girt. v. Duncker, Major u. Komdr. des 5. Kür. Regts., 
v. Oesfeld, Major von demſ. Reg., beiden als Oberſtlieuts. 
mit Penſion, letzterem auch mit der Regts. Unif. mit den 
vorſchr. Abz. f. Verabſch. u. Ausſicht auf Civilverforgung, 
der Abſchied bewilligt. v. Woyna, Sek. Lt. zur Diepof., 
zuletzt im 33. Inf. Reg., als Premier⸗Lieut. mit der Armee⸗ 
unif. mit den vorſchr. Abz. f. V., dem bed. Civilverſor⸗ 
gungs⸗Anſpruch und ſeiner bisherigen Penſion der Abſchied 
bewilligt. 

Die ohegeſte Nummer (7) des Miniſterial⸗Blattes 
für die geſammte innere Verwaltung enthält unter anderen 


nachſtehende Verfügungen: 1) vom 24. Auguſt, daß in der 


Regel keine beſondere Erlaubniß der Behörde erforderlich iſt, 
wenn Beamte und insbeſondere Kaſſen⸗Beamte als Geſchworene 
einberufen werden; 2) vom 6. September, wonach die Dis⸗ 
ziplinarſachen wider Elementarlehrer, in welchen an 
dem Tage der Geſetzkraft der Verordnung vom IL, Juli d. 
J. ein Reſolut erſter Inſtanz noch nicht gefällt und publi⸗ 
zirt war, die Vorunterſuchung in der bisherigen Weiſe be⸗ 
endet und dann das angeordnete mündliche Verfahren vor 
dem Regierungs⸗Kollegium eintreten ſoll (die Verordnung 
vom 11. Juli d. findet auch auf alle Lehrer, auch au 
ſolche, welche zugleich Kirchenbeamte find, Anwendung. 
Welche Folgen ein ſolches Einſchreiten auf die demſelben zu 
Grunde liegenden Thatſachen auf das kirchliche Amt ausli⸗ 
ben, hat die zuständige kirchliche Oberbehörbe feſtzuſezen); 
3) vom 18. Juli, daß Vermögensloſe mit ſchlechthin von 
der Uebernahme der Feuerverſicherungs⸗ Agentur - Geſchäfte 
ausgeſchloſſen ſeien, es bleibe nur zu beachten, daß verwik⸗ 
kelte pekunlaͤre Verhältniſſe von ſonſt, für das Agenturge⸗ 
ſchäft ganz befähigten Perſonen bei Prüfung ihrer Zuläſſig⸗ 
keit nicht außer Acht zu laſſen ſeien. 

C. C. Berlin, 24. Okt. (Vermiſchte Nach⸗ 
richten.] Bürgermeiſter und Rath, ſowle die Reprä⸗ 
fentanten der Bürgerſchaft in Stralſund, hatten in 
einer Petition die erſte Kammer gebeten, ſich bei der 
Regierung dahin zu verwenden, daß gleichzeitig und in 
gleicher Weiſe mit den übrigen jeht projektitten Staats⸗ 
bahnen auch von Berlin über Neufttelig nach Neu⸗ 


vorpommern eine Eifenbahn auf Staatskoſten erbaut 
werde. Die Kommiffton beantragt fetzt, dieſe Petition 
an das Minifterium für Handel und Gewerbe abzu⸗ 
geben. — Die Kommiſſion zur Prüfung der Verord⸗ 
nung vom 23. Mai 1849, betreffend die Aufforderung 
von Perſonen des Soldatenſtandes zum Ungehorſam, 
trägt in ihrem Bericht darauf an, die Kammer wolle 
die Dringlichkeit und Nothwendigkeit jener Verordnung 
anerkennen, im Uebrigen aber dem von der zweiten 
Kammer vorgeſchlagenen Geſetzentwurfe, wodurch be⸗ 
kanntlich das Maximum der Strafe auf 2 Jahre er⸗ 
höht wird, ihre Zuſtimmung ertheilen. — Das ſogen. 
Reichsminiſterium ſcheint doch nicht um allen Kredit 
gekommen zu fein, Denn ſelbſt Herr v. Rothſchild 
hat ſich bereit finden laſſen, ihm 24,000 Pfd. St. 
vorzuſchießen — zur Bezahlung der in Beiſtol liegen⸗ 
den beiden Schiffe Inca und Kazike, die zu einer Zeit 
beſtellt wurden, als Preußen noch gutmüthig genug 
war. ſich zum Reichsſäckelmeiſter herzugeben. Der Vor⸗ 
ſchuß iſt aber natürlich nur gegen Verpfändung der 
Schiffe ſelbſt geleiſtet worden. — Wie es heißt, wird 
Herr v. Uſedom preußiſcher Seits die Friedensunter⸗ 
handlungen mit Dänemark leiten. — Der Erzherzog 
Johann von Oeſterreich trifft heute in Lüttich mit 
dem Könige der Belgier zuſammen. Der Zweck ſeiner 
Reiſe iſt, ſich nach Seraing zu begeben, um dort die 
bekannten Cocquerill'ſchen Fabriken in Augenſchein zu 
nehmen. Der Erzherzog ſoll übrigens ſehnlichſt dem 
Zeitpunkt entgegenſehen, wo er Frankfurt für immer 
verlaſſen kann, da die dort immer mehr zunehmende, 
künſtlich genährte Animoſität gegen die preußiſchen 
Truppen ihm ſehr viel Sorge macht und es ihn tief 
bekümmert, ſeine Bemühungen, dieſen Konflikten zu 
ſteuern, ohne Erfolg und nicht hinreichend anerkannt 
zu ſehen. l 
C. B. [Die in unferem vorgeftrigen Bericht 
erwähnten Aktenſtücke zur deutſchen Frage 
ſind jetzt im Druck vollendet. Die Denkſchrift, durch 
welche ſie eingeleitet werden, unterſcheidet ſich in auf⸗ 
fälliger Weiſe von der durch die „deutſche Reform“ 
veröffentlichten dadurch, daß ihr der Abſchnitt III., die 
Verhandlungen des Verwaltungsrathes betreffend, fehlt; 
das den Aktenſtücken vorgedruckte Memoire ſchließt mit 
dem Paſſus, in welchem die ablehnenden Antworten 
der würtembergiſchen und heſſen⸗homburgiſchen Re⸗ 
gierungen erwähnt werden. Auch die gedachten 
Protokolle, obſchon im Eingang der Denkſchrift 
auf fie Bezug genommen wird, find nicht beigefügt. 
Die geſtern erwähnte Klauſel, welche die Rechte und 
Pflichten des Reichsverweſers im Artikel 7 der Kon⸗ 
vention vom 30. September „als ein für die Geſammt⸗ 
heit der Nation zu bewahrendes Gut“ in die Hände 
Sr. Majeſtät des Kaiſers von Oeſterreich und Sr. 
Majeſtät des Königs von Preußen übergehen läßt, fin 
det ſich in den offiziellen Entwürfen des Wiener und 
des Berliner Kabinettes nicht, wohl aber in den beiden 
von Herrn v. Bigeleben vorgelegten Entwürfen und 
eben fo auch in einem von der preußiſchen Regierung 
entworfenen Vertrags-Vorſchlage, der zwar ausdrücklich 
als nicht offiziell bezeichnet, deſſenungeachtet aber der 
Inſtruktion für den Grafen Bernſtorff beigefügt wurde. 
— Die mitabgedruckte vertrauliche Korreſpondenz des 
Herrn von Radowitz und des Herrn v. d. Pfordten 
| bezieht ſich auf Abanderungsvorſchläge des letzteren zu 
dem Verfaſſungs⸗Entwurf vom 16. Mail. Am beach⸗ 
tenswertheſten dürfte in der Gegenerklärung des preu⸗ 
ßiſchen Bevollmächtigten die wiederholte Aeußerung fein; 
Preußen könne nicht anders, als „an den Grundprin⸗ 
zipien feſthalten, welche dem Weſen eines wahrhaften 
und kräftigen Bundesſtaates eutſprechen.“ Zu dieſen 
Grundprinzipien wird namentlich auch (zu $6 6 und 
7) gezählt: „daß der deutſche Bundesſtaat dem Aus: 
lande gegenüber als Einheit auftreten müſſe. Ein 
ſtändiger diplomatiſcher Verkehr — ſchreibt Herr von 
Radowitz dem balerſſchen Miniſter — der einzelnen 
Bundesglieder mit auswärtigen Höfen iſt daher gleich⸗ 
bedeutend mit dem Aufgeben des Bundesſtaates.“ Zu 
§ 68 ertheilt Herr von Radowitz die Zuſſcherung: „daß 
der Sitz der Reichsregierung nicht eine der preußifchen 
Reſidenzen ſein werde.“ b 
C. B. Berlin, 27, Oktbr. [Tagesbericht.] Am 
22. d. M. hat die Verlobung der Prinzeffin 
Charlotte, Tochter des Prinzen Albrecht von Preu⸗ 
ßen, mit dem jetzt bei des Königs Majeſtät auf der 
Reiſe ins Braunſchwelgiſche weflenden Erbprinzen von 
Sachſen-Meiningen ſtattgefunden. — Die erſte Kam⸗ 
mer hat heute Temme's Wahl als Mitglied dieſer 
Kammer genehmigt. Von einer Einberufung deſſelben 
zur Theilnahme an den Sitzungen erwähnte Herr von 
Auerswald nichts. — Waldeck's Prozeß wird zwiſchen 
dem 8. und 14. k. M. vor den Aſſiſen zur Verhand⸗ 
lung gelangen. Die Procedur gegen Ziegler in 
Brandenburg wird dagegen erſt im Bezember öffentlich 
ſein. Sein Perhorrescenzgeſuch gegen das Gericht in 
Brandenburg ſcheint nicht berückſichtigt werden zu ſol⸗ 
len. — Die Nachricht von der Abreiſe des k. hanno⸗ 
verſchen Geſandten Grafen zu Inn⸗ und Knyphau⸗ 
fen iſt in einem Zuſammenhange verbreitet worden, 
der einem polltiſch ganz gleichgültigen Umftande ine 
gewiſſe Bedeutung zu geben geeignet erſcheint. Die 


würde. 


Familie des Geſandten iſt ſchon feit länge 

hier entfernt, und di Ki des Grafen hat ke 
anderen Zweck als den, der Familie einen kurzen 
ſuch zu machen. In einigen Tagen wird Here Graf 
Knpphauſen wieder hierher zurückkehren. Es hat des: 
b Fi auch nicht einer interimiftifchen Vertretung des 
afen bedurft. — Vor einigen Tagen fand in dem 


ildiſchen Gemeindehauſe in der Heidereuter⸗Gaſſe der 


feierliche Uebertritt eines 1 jährigen, Chriſtenmädchens 
zum Judenthume ſtatt. Die junge Dame iſt von gu⸗ 
tem Haufe aus Potsdam und ſteht im Begriffe, ſich 
mit einem jungen Kaufmann jüdiſcher Religion zu ver⸗ 
heirathen. Merkwürdigerweiſe hat an demſelben Tage 
vielleicht in derſelben Stunde, unter demſelben Dache, 
die Lehrerin an der Gemeinde⸗Töchterſchule, Fräulein 
B., ihr Ausſcheiden angekündigt, weil ſie im Begriff 
ehe ſich taufen zu laffen, um den Sohn des Prof. 

„aus Halle zu heirathen! Der Glaubensaustauſch 
unſerer beiden ſchönen Neubekehrten beweiſt, daß H yz 
men noch immer der glücklichſte Proſelytenmacher 
it. — So ſehr man ſich auch ſeit 2 Jahren an die 
Abnahme der Frequenz der hieſigen Univerſität gewöh⸗ 
nen mußte, ſo iſt doch der Zuſtand dieſes Winterſeme⸗ 
ſters noch unter aller Erwartung. Die meiſten Leh⸗ 
rer haben auch aus Mangel an Zuhörern theils viel 
ſpäter als ſonſt, theils noch gar nicht mit den Vorle⸗ 
ſungen begonnen. Theologen ſollen an 150 ſich ge⸗ 


meldet haben. 


Es verlautet aus guter Quelle, daß die Regierung 
zu einer Verſtändigung mit der zweiten Kammer in 
Bezug auf § 108 bereitwillig die Hand bieten werde, 
ſo daß die volle Feſtſtellung und Bewilligung des 
Budgets beiden Kammern gewährt werden ſoll. 
Dagegen verlangt die Regierung, daß die Steuer⸗ 
pflichtigen ihre Pflichten gegen den Staat un⸗ 
ausgeſetzt zu leiſten haben, mithin die Steuern 
fortwährend in die Staatskaſſen fließen müſſen. 
— Die Verhandlungen wegen der Uebernahme der nie⸗ 
derſchleſiſch⸗märkiſchen Eiſenbahn durch den Staat 
ſind im Gange; doch werden Seitens der von den 
Geſellſchaftsvorſtänden gewählten Kommiſſion auch 
erhebliche Einwendungen gemacht, die namentlich auf 
Gegenforderungen der Geſellſchaft an den Staat be⸗ 
ruhen, wodurch ſich deſſen Zuſchüſſe für die Zins⸗ 
zahlung faſt kompenſiren würden. Dieſelben beſtehen 
hauptſächlich in den überaus großen Koſten für die 
Nachtzüge, welche der Geſellſchaft gegen ihren Willen 
aufgelegt worden ſind. Auch iſt die Frage ſtreitig, 
ob unter dem Ausdruck Aktienkapital nur die 
Stammaktien, oder auch die Prioritätsaktien zu 
verſtehen ſind, wonach ſich der Betrag des entſchei⸗ 
denden 1 pCts. des Zuſchuſſes weſentlich verändern 
Die Art und Weiſe, in der der Staat ver⸗ 
waltend eintreten könnte, bietet ebenfalls Schwierig⸗ 


keiten dar, weil dieſe im Statut nicht genauer vor⸗ 


Nachrichten.] 


geſehen iſt. (Voſſ. 3.) 
A. Z. C. Berlin, 27. Oktbr. (Aus den Kam⸗ 
mern und der hieſigen Preſſe. — Vermiſchte 
Es gewährt ein ſehr intereſſantes 
Schauſpiel, wie die Bewegung, welche ſo urplötzlich 
in unfern Kammern zum Ausbruch gekommen iſt, 
nachdem das Feuer ſchon länger unter der Aſche ge⸗ 
glimmt hatte, ſich heute theilweiſe in unſern Zei⸗ 
tungen ſpiegelt. Wir ſagen theilweiſe, denn nur die 
jüngeren Organe ſind ſchnell und friſch genug, den 
Tagesereigniſſen auf dem Fuße zu folgen; die älteren 
machen es ſich bequemer und laſſen ſich bedächtig Zeit. 
Die Allg. preuß. Zeitung weiß natürlich von Al⸗ 
lem gar nichts; die Spenerſche Zeitung befchäftigt 
ſich zunächſt mit der deutſchen Frage, und die Voß'ſche 
Zeitung giebt einige verſchämte Andeutungen, daß ſie 
auf die Klugheit des Miniſters v. Manteuffel hoffe. 
Dagegen laſſen die konſtitutionelle Zeitung, die 
Reform, die National-Zeitung und die Neue 
Preußiſche ſich entſchieden auf die Sache ein. Den 
beſten Artikel giebt die konſtitutionelle Zeitung, indem 
ſie mit einſchneidender Schärfe vom ſtreng konſtitutio⸗ 
nellen Standpunkte dem Miniſterio die gegenwärtigen 
Zuſtände und die künftigen Gefahren, namentlich für 
die Fälle fernerer Beanſtandung konſtitutioneller Grund⸗ 
rechte und abermaliger Kammerauflöſung, zu Gemüthe 
führt. Der Reform — dem miniſteriellen Organ — 
iſt unverkennbar ſehr beklommen zu Muthe. Sie giebt 
zu, daß der Horizont des Parlaments umwölkt ſei und 
daß zum erſten Male ein Bruch drohe; aber fie tröͤſtet 
ſich damit, daß nur ein geringer Theil der Kämpfer 
ſich zu einer verhängnißvollen Oppoſition werde hinrei⸗ 
ßen laſſen, daß vielmehr die ſehr überwiegende Majo⸗ 
rität zu der Verſtändigung die Hände bieten werde, die 
der Miniſter in Ausſicht geſtellt habe. Inwiefern ſie 
ſelbſt an dieſen Trost glaubt, möchte ſchwer zu beſtim⸗ 
men fein. Die Nationageitung legt eine ziemlich un 
verhehlte Schadenfreude über das heranziehende Kam⸗ 
merzerwürfniß an den Tag, und läßt es dabei weder 
hinſichtlich des Miniſteriums, noch hinſichtlich der kon⸗ 
ſtitutionellen Partei an malitiöſen Bemerkungen fehlen. 
Sie ſelbſt ſcheint ſich dabei auf den demokratiſchen 
Standpunkt zu ſtellen, ohne ſonſt zu ſagen, was ſie 
Pofitiv verlangt — eine Stellung, deren Unentſchieden⸗ 
heit ihr die Kreuzzeitung regelmäßig vorzurücken pflegt, 


— u 
— 


— 206 


rer Zeit von Was endlich die letztere angeht, fo, ſtimmt ſie in der C. B. 
11... 
Be⸗ überein. Nach ihrer Erwartung geht die zweite 


Kam⸗ 
mer mit raſchen Schritten ihrer Auflöſung entgegen, 
jedoch nicht, weil die Miniſter die konſtitutionellen 
Rechte vorenthalten, ſondern weil die Kammer verbre⸗ 
cheriſche Beſchlüſſe faßt, wie über Steuerverweigerung, 
oder unbedachtſame, wie über die Bildung der erſten 
Kammer. — So drehen ſich die äußerſten Gegenſätze 
durcheinander, ſo ſtürmt es von zweien Seiten auf die 
Kammer los, und ſicher iſt das konſtitutionelle Prinzip 
ſeit der Märzrevolution noch niemals in größerer Ge⸗ 
fahr geweſen, als in dieſem Augenblicke. — In heu⸗ 
tiger Sitzung der zweiten Kammer unterſtützte 
der Abg. Hartmann ſein Amendement, daß die zu 
Abgeordneten gewählten Beamten ihre Stell⸗ 
vertretungskoſten künftig ſelbſt zu tragen hätten, durch 
folgendes intereſſante Nechenerempel, In der zweiten 
Kammer ſäßen gegenwärtig 38 Landräthe, 39 andere 
Beamte und 40 Richter. Summa 117 Beamte. 
Schlage man die Vertretungskoſten derſelben monatlich 
nur auf 30 Thaler an, ſo ergebe dies eine Monats⸗ 
ſumme von 3510 Thalern, und bei einer jährlichen 
Diät von 4 Monaten einen Jahresbetrag von 14,040 
Thalern. Dazu kämen dann noch etwa 100 Beamte 
der erſten Kammer nach demſelben Anſchlage mit mo⸗ 
natlich 3000 Thalern und jährlich 12,000 Thalern, fo 
daß die Vertretungskoſten für die Beamten in beiden 
Kammern dem Lande alljährlich eine Ausgabe von 
26,040 Thlr. verurfachten. — Die heutige Sitzung 
der zweiten Kammer hatte nur ein ſehr geringes 
Publikum auf die Tribünen gelockt; unter dieſem be⸗ 
merkte man eine Anzahl Unteroffiziere verſchiede⸗ 
ner Regimenter, welche ſich zu einem gemeinſchaftlichen 
Beſuche vereinigt zu haben ſchienen. Die ſehr gehal⸗ 
tenen und nüchternen Debatten ſchienen indeß die Söhne 
des Mars wenig zu erbauen; ſie entfernten ſich ſehr 
bald wieder in Maſſe. — Von Seiten des Grafen 
Cieszkowski wurde das Miniſterium in ironiſcher 
Weiſe abermals an die „ungeheure Majorität“ erin⸗ 
nert, worüber die Kammer einige Heiterkeit zeigte, in 
welche die beiden anweſenden Miniſter des In⸗ 
nern und des Handels, durch ein diplomatiſches 
Lächeln einzuſtimmen, angemeſſen fanden. Später zeigte 
die Kammer in ihren Abſtimmungen ein geſchick⸗ 
tes Intriguenſpiels, welches dem Lande, das da⸗ 
für zu bezahlen hat, vorzuenthalten unbillig wäre, Bei 
Art. 77 ſtellte der Abg. Hartmann das Amendement, 
daß künftig die zu Abgeordneten gewählten Beamten 
ihre Stellvertetungskoſten ſelbſt bezahlen ſollten. 
Hierüber beantragte die Linke namentliche Abſtimmung. 
Der Rechten konnte dies nur unangenehm ſein, denn 
die in ihr befindlichen Beamten waren nun genöthigt, 
entweder für das Amendement und gegen ihren Geld⸗ 
beutel zu ſtimmen, oder ſich der Gefahr auszuſetzen, 
bei ihren“ Wählern als Leute verdächtigt zu werden, 
welchen es in der Kammer nur auf die Diäten an⸗ 
komme. So ging das Amendement durch. Später 
ſtellte der Abg. Wegener zu Art. 83 das Amendement, 
den Satz, daß zur Verhaftung eines Abgeord⸗ 
neten wegen Schulden die Genehmigung der Kam⸗ 
mer nöthig ſei, zu ſtreichen. Jetzt forderte die Rechte 
in Maſſe die namentliche Abſtimmung. Sie wußte, 
daß die Linke, um das Prinzip der Kammergenehmi⸗ 
gung zu wahren, gegen den Wegner'ſchen Antrag ſtim⸗ 
men müſſe oder in eine Inkonſequenz verfiele. Stimmte 
ſie aber dagegen, ſo war entgegengeſetzte Gelegenheit, 
den Wählern die Geſinnung eines Abgeordneten zu 
verdächtigen, der ſich durch ſeine Abgeordneten⸗Eigen⸗ 
ſchaft dem Schuldarreſt zu entziehen ſuche. Die Linke 
blieb indeß konſequent und das Amendement fiel. So 
aber kamen ein Paar namentliche Abſtimmungen zu 
Stande, die wenigſtens Fünfviertelſtunden Zeit erheiſch⸗ 
ten, und welche vielleicht Beide, deren zweite aber je⸗ 
denfalls ganz überflüſſig war. Man ſieht, Hanſemann 
hat ſehr Recht: in Geldſachen hört die Gemüthlichkeit 
auf! — Es ſoll gegenwärtig höhern Orts darüber be⸗ 
rathen werden, ob und welche Maaßnahmen zu ergrei⸗ 
fen ſeien, um zu verhindern, daß in preuß. Zei⸗ 


tungen Aufrufe zur Unterſtiltzung politiſcher Flücht⸗ 


linge, welche das Geſetz verfolge, oder ſolcher Familien, 
deren Ernährer politiſcher Vergehen halber beſtraft 
ſeien, erlaſſen würden, weil dies einen gewiſſen Hohn 
gegen das Geſetz ausdrücke. — In den letzten Tagen 
ſind hier viele daͤniſche Beamte und öſterreichiſche Edel⸗ 
leute angekommen. Von letzteren nennen wir nur: 
den Grafen v. Löwenthal, den Grafen v. Wol⸗ 
kenſtein⸗Troſtburg nebſt Familie und den Frei⸗ 
herrn v. Hammerſtein aus Wien. Der Fürſt 
Ghika nebſt Familie iſt aus Bukareſt eingetroffen. 
— Vom nächſten Monat ab- werden wahrſcheinlich 
nur Mitglieder des hieſigen Appellations⸗Gerichts zu 
Schwurgerichts-Präſidenten ernannt werden, 
Letztere werden immer vom Chef-Präſidenten des Ap⸗ 
pellations⸗ Gerichts beſtimmt. — Theodor Bier in 
Düſſeldorf hat dem Börſenverein in Leipzig eine 


vortrefflich ausgeführte Statue Friedrich Wilhelm“ 


des Vierten von Preußen zum Geſchenk gemacht, 


welche in dem Konferenz- Zimmer der Buchhändler⸗ 


Börſe aufgeſtellt worden ift, 


Berlin, 28, [Tagesbericht.] Man 
ni ie &. Rister 580 Ste 
lung bei dem Obergericht in Naumburg, deſſen si 


dent er iſt, nicht wieder einnehmen, ſondern mit Ges 


ſchäften im Juſtizminiſterium betraut werden wird. — 
Nach der Rang⸗ und Quartierlifte der preu⸗ 
ßiſchen Armer für 1849 zählt das ſtehende Heer 
jetzt im Ganzen 5945 Offiziere. Unter dieſen iſt 
General⸗Feldmarſchall, der Herzog von Wellington, 1 
Generale (darunter kein Nichtadliger), 45 Generallieu⸗ 
tenants (darunter ein Nichtadliger), 56 Generalmajors 
(7 bürgerliche), 93 Oberſten (22 bürgerliche), 63 Oberſt⸗ 
lieutenants (17 bürgerl.) 560 Maſors (197 bürgerl.), 
1087 Hauptleute und Rittmeiſter (360 bürgerl.), 966 
Premierlieutenants (295 bürgerl.), 3063 Sekondelieute⸗ 
nants (951 bürgerl.) Die Landwehr hat 4117 Offt⸗ 
ziere, unter welchen 37 Stabsoffiziere, 232 Hauptleute 
und Rittmeiſter, 498 Premierlieutenants und 2213 
Sekondelieutenants von bürgerlichem Stande find. — 
Bei Gelegenheit einer geſtern in der Aula der hieſigen 
Univerſität durch den Profeſſor Keller vollzogenen 
juriſtiſchen Doktor⸗Promotion fand ſich unter den zur 
Vertheidigung aufgeſtellten Theſen auch die: daß die 
ottomaniſche Pforte völkerrechtlich befugt ſei, 
die Auslieferung der übergetretenen Magyaren 
zu verweigern. — Die mannigfachen Beſchwerden 
und Benachtheiligungen im Hypothekenverkehr 
des Berliner Grundbeſitzes haben ſchon mehrere 
Pläne zur Abhilfe hervorgerufen, die aber meiſt an 
dem Vorwurfe der Benöthigung von Privilegien und 
von fremder Unterſtützung ſcheiterten. Jetzt hat nun 
auch der Rechtsanwalt Robert einen „Vorſchlag zu 
einem Hypotheken⸗Tilgungs⸗Verein“ veröffentlicht, wel⸗ 
cher einer in Bezug auf die Berliner Hypothekenfrage 
demnächſt an das Handelsminiſterium zu richtenden 
Vorſtellung zu Grunde gelegt werden ſoll und welcher 
einerſeits das nothwendigſte Bedingniß eines korporati⸗ 
ven Anhaltspunktes in leichteſter Weiſe herbeizuführen 
geeignet ſein dürfte, wie er dem Sicherheits⸗Intereſſe 
entſpricht und möglichſt wenig fremde Hilfe in An⸗ 
ſpruch nimmt. Der Hauptzweck des vorgeschlagenen, 
mit kaufmänniſchen und Korporationsrechten für den 
Erwerb von Grundſtücken und Kapitalien verſehenen 
Vereins geht dahin: von den Grundſtücken, deren Be⸗ 
ſitzer als Mitglieder beitreten, hypothekariſche Forde⸗ 
rungen, innerhalb der für die Grundſtücke geſellſchaft⸗ 
lichen Normaltaxe, dem Vereine zu erwerben. Durch, 
dieſen Erwerb ſoll ermöglicht werden, die bei prompter 
Erfüllung der Zinſenzahlungs⸗Verbindlichkeit und un⸗ 
verringert bleibender Grundſtückstaxe, den Mitgliedern 
des Vereins Seitens des letzteren nicht mehr zu kün⸗ 
digenden Forderungen von den Wechſelfällen des Pri⸗ 
vatverkehrs zu befreien und ſie allmälig zu tilgen. Zu 
dieſem Behuf zahlt jedes Mitglied pränumerando 
eine jährliche Rente von J 0% des Kapitals der Nor⸗ 


maltaxe; als Koftenbeitrag, ausſchließlich der Taxkoſten 


wird ein für allemal ½ % als Eintrittsgeld entrichtet; 
A. C. Z. Berlin, 28. Oktbr. [Das Miniſte⸗ 
rium und die Centren. — Aus ien. — 
Fremder) Der, wie wir meldeten, urſprünglich in 
der Mielentzſchen Partei angeregte Plan, zu einer 
neuen und feſtern Partei⸗Organiſation hat 
eine weitere Ausdehnung erhalten, eben deshalb aber 
bis jetzt noch zu keinen Endergebniſſen geführt. Es 
iſt nämlich der Vorſchlag im Werke, ſämmtliche bisher 
gebildete Fraktionen aufzulbſen und auf Grund der 
nunmehr vorliegenden namentlichen Aoſtimmungen 
eine durchgreifende Reorganiſation vorzunehmen. So 
hofft man zu einer homogeneren Formation der oft 
noch ſehr gemiſchten Elemente und damit zu einer be⸗ 
wußteren und entſchiedeneren Stellung der Kammer 
den gegenwärtig wider ſie gerichteten Bewegungen ge⸗ 
genüder zu kommen. Es iſt dieſem Plane indeß der 
doppelte Uebelſtand entgegengeſtellt, daß einmal die Ab⸗ 
ſtimmungen durchaus keinen konſequenten Anhalt für 
die politiſchen Ueberzeugungen darböten, wie denn 3. B. 
Herr von Bodelſchwingh-Hagen gegen erbliche Pairie 
geſtimmt habe, ohne deshalb auch die anderweiten An⸗ 
ſichten der Oppoſition zu theilen, und daß zweitens 
eine ſolche neue Formation ohne alle Berückſichtigung 
der perſönlichen Sympathien und Antipathien ſehr 
wahrſcheinlich ſchon an geſelligen Hinderungsgründ 
ſcheitern würde. Damit aber wäre dann die 0 85 
Wirkſamkeit der Kammer in einem höchſt Dir 
Augenblicke dem reinen Zufall überantworte d ieſe 
gegenſtelligen Erwägungen bilden augenbgeſchln e Un⸗ 
terlage der Verhandlungen und die 2 re n 
bleibt abzuwarten. — Der geharniſchen 3 kel, den 
die „Reform“ geſtern Abend über am wiefpalt, 
des Minifteriums mit der Er f Mer bringt, 
wird heut allgemein beſprochen Miel feine als ein 
offner Abfagebrief an die Paraglelei eng, in welcher 
das Minifterium denn doch i Portefeuillegefüfte 
An eine baldige Ausgleichun 
zu argwöhnen fcheint- eizten T 9 9 9 
darf man nach dem ger one in dieſem Artikel 


Fortſetung in der Beilage.) 
Mit drei Beilagen, 
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rte Beilage zu ue 253 der Breslauer Zeitung. 


Dinstag den 30. Oktober 1840. 


Hr. Bötticher, Abg. der erften Kammer, iſt neben Ueberzeugung den Rechten des deutſchen Volkes, den 
Hrn. v. Radowitz zum Mitglied der Bundes⸗Kom⸗ Rechten des baieriſchen Volkes und dem Intereſſe 


(Fortfegung.) 

weniger als je glauben und die Konftitutionelle 
Zeitung, welche geſtern Abend bereits ziemlich be⸗ 
friedigt von der zweiten Erklärung des Herrn v. Man⸗ 
teuffel Akt nahm, wird wahrſcheinlich demmächft wieder 
eine andere Poſition einnehmen. — Die Zeitungsge⸗ 
rüchte, daß nach vollendeter Verfaſſungsreviſion von 
Mitte Dezember bis Mitte Januar aus Rückſicht auf 
die Reichstagswahlen eine Kammervertagung ein 
treten ſolle, ſcheinen mehr auf Vermuthungen als auf 
irgend einem poſitiven Grunde zu beruhen. Nat 
einer vertraulichen Aeußerung, welche der Juſtizminiſter 
vor wenigen Tagen gemacht hat, iſt der Gegenſtand 
neuerdings gar nicht in Berathung gezogen, nach frü- 
heren Anſichten aber erſt der 26. Februar, an wel⸗ 
chem Tage das Mandat der erſten Kammer zu Ende 
läuft, als der Zeitpunkt für eine Vertagung der zwei⸗ 
ten Kammer erſehen geweſen. — Von den preußiſchen 
Mitgliedern des deutſchen Eiſenbahnkongreſſes, welche 
in dieſen Tagen aus Wien zurückgekehrt ſind, hört 
man viel über die dortige Stimmung in Betreff der 
deutſchen Angelegenheiten erzählen. In der höheren 
Beamtenwelt ſoll eine außerordentlich zuverſichtliche 
Stimmung über vollſtändigſte Wahrung der öſterreichi⸗ 
ſchen Intereſſen vorherrſchen. Auch trägt man ſich 
ernſthaft mit dem Plane, den geſammten Kaiſerſtaat 
in den Zollverein aufnehmen zu laſſen, um dadurch den 
Einfluß Preußens zu paraliſiren. Grandiöſe Rüſtun⸗ 
gen werden im ganzen Lande vorgenommen und nach 

öhmen noch fortwährend neue Truppenmaſſen diri⸗ 
girt. — In den letzten Tagen ſind hier aus ver⸗ 
ſchiedenen Theilen Deutſchlands, beſonders Sach ſen, 
zahlreiche Fremde angekommen, welche den Ent⸗ 
ſchluß kund gegeben haben, dieſen Winter in Berlin 
zuzubringen. Man trifft dieſelben in allen Gaſthöfen 
und die ſeit vorigem Sommer leerſtehenden Wohnun⸗ 
gen fangen wieder an, ſich mehr zu füllen. Man 
ſcheint hiernach die Ruhe in Berlin noch am geſichert⸗ 
ſten zu glauben. — In der jüngſten Zeit find fowohl 
von der hieſigen, als auch von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft in den Provinzen vielfache Anſchreiben an 
die Miniſter gerichtet, um ihre Genehmigung zur 
Verfolgung von Perſonen einzuholen, welche beleidigende 
Zeitungsartikel gegen dieſelben verfaßt haben ſoll⸗ 
ten. Bis jetzt haben aber die Miniſter, wie wir hören, 
ihre Genehmigung ſtets verweigert. 


(In der Sitzung, des Verwaltungsraths 


vom 23.] legte der Vorfigende bie bereits erwähnte 
gemeinſchaftliche Note des k. ſächſiſchen u. des k. han⸗ 
noverſchen Bevollmächtigten vor, worin dieſe gegen die 
Anſetzung des Termins zur Vornahme der Wahlen 
zum Reichstage auf den 15. Januar 1850 proteſti⸗ 
ren. Der Verwaltungsrath beſchloß eine gemeinſchaft⸗ 
liche Gegenerklärung. Der Verwaltungsrath erklärt 
darin ſchließlich, daß er in der Note der Bevollmäch⸗ 
tigten Sachſens und Hannovers keine Veranlaſſung 
finden könne, ſeine Anſichten über die wichtigſten 
Gegenſtände ſeines Berufes zu ändern, er hofft viel⸗ 
mehr, daß auch Sachſen und Hannover zur Ueber⸗ 
einſtimmung mit jdiefen Anſichten zurückkommen werden. 
— Der Vorſitzende legte ferner zwei an ihn gerichtete 
Schreiben des k. ſächſiſchen und des k. hannoverſchen 
Bevollmächtigten vom 20. Oktober vor, worin dieſe 
anzeigen, daß ſie an den Sitzungen des Verwaltungs⸗ 
raths ferner nicht Theil nehmen können. Der Ver⸗ 
waltungsrath ertheilte darauf eine Antwort, in welcher 
es heißt: daß die Vorausſetzung, als werde der Ver⸗ 
waltungsrath ſich in der nächſten Zeit ausſchließlich 
mit ſolchen Maßregeln befhäftigen, welche durch die 
Vorausſicht einer nahen Berufung des Reichstages 
herbeigeführt ſind, nicht zutrifft. Vielmehr iſt derſelbe 
[bon jetzt mit der Prüfung der Wahlgeſetze für die 

Melftanten des Bündniſſes beſchäftigt und wird in 
der nächſten Zeit die Geschäftsordnung für beide 
une 115 Reichstages und die Kommunikation mit 
dem u Rette echt über die Organiſation des 
künftigen Reichsgerichts in den Kreis ſeiner Be⸗ 
rathungen ziehen; auch, wie in det Sitzung vom 9. 
Oktober d. beſchloſſen, in künftiger Woche mit Prü⸗ 
fung der Vorſchlaͤge über die Modifikationen der 
Reichsverfaſſung vorgehen; lauter Arbeiten, welche von 
dem Termin der Berufung des Reichstages unab⸗ 
hängig und gewiß für alle verbündeten Staaten von 

ohem Intereſſe ſind. Nachdem hierauf der großh. 
befl», der herzogl. naſſauiſche und der herzogl. braunſchw. 

evollmächtigte zur Prüfung der von dem Vorfiten⸗ 
den in der Sitzung vom 19. vorgelegten Propoſſtio⸗ 
nen gewählt worden, erſtattete der herzogl. naſſauiſche 
Bevollmächtigte, Namens der Wahlkommiſſion, Bericht 
über die Grundſätze, welche die Kommiſſion bei der 
Prüfung der eingereichten Vollziehungs⸗Virordnun⸗ 
gen als die maßgebenden habe erkennen müſſen, mit 
welchen ſich der Verwaltungsrath, nach reiflicher Erwä⸗ 
gung, einverſtanden erklärte. 


miſſion ernannt. 

Es gereicht uns zu großer Befriedigung mittheilen 
zu können, daß nach einer uns aus zuverläſſiger 
Quelle zugekommenen Nachricht in Baden fortan 
keine Todes- Urtheile mehr vollſtreckt werden 
ſollen. Gonſt. 3.) 

Königsberg, 25. Oktober. [Tagesbericht.] 
Die Cholera kann man jetzt hier als erloſchen be⸗ 
trachten, denn es kommen nur noch ſelten vereinzelte 
Krankheitsfälle dieſer Art vor. Die Epidemie hat bei 
ihrem letzten Auftreten hier doch gegen 300 Opfer 
verlangt. — Die Zuchthäuſer in dieſer Provinz 
ſind außerordentlich angefüllt; vorgeſtern kam ein 
Transport von einigen 40 Sträfllingen hier durch, 
der von Wartenburg nach Inſterburg überſiedelt wurde. 
— Der hieſige Arbeiter⸗Verein hat in feiner 
letzten Sitzung beſchloſſen, dem Dr. Johann Ja⸗ 
coby eine Anerkennungs⸗-Adreſſe zu überreichen. Das 
Zimmer, welches man Dr. Jacoby im hieſigen In⸗ 
quiſitoriate eingeräumt hat, iſt durchaus anſtändig; 
die Annahme von Beſuchen wird ihm indeß nicht ge⸗ 
ſtattet. In den erſten Tagen während ſeines Hier⸗ 
ſeins, woſelbſt letzteres weniger bekannt war, hatte ſich 
eine ſehr große Anzahl von Perſonen, die ihn zu ſpre⸗ 
chen wünſchten, eingeſtellt. 

Deutſchland. 

Frankfurt, 25. Oktober. [Tages ⸗Be ge⸗ 
benheiten.] Der Erzherzog Johann iſt 
wirklich nach Belgien abgereiſt und entſpricht da⸗ 
durch, wie man nun vernimmt, einer beſondern Ein⸗ 
ladung des Königs Leopold. — Seinen früheren Drän⸗ 
ger, den Fürſten von Metternich, zu ſehen, wird dem 
Reichsverweſer nicht ſehr am Herzen liegen. Es ſoll 
übrigens der Miniſter des Aeußeren und der Marine, 
General Jochmus, den Erzherzog begleiten. — In 
der Mitte der nächſten Woche gedenkt der Erzherzog 
zurück zu ſein. — Man iſt hier auf die Verhandlun⸗ 
gen des Verwaltungsraths in Berlin über die 
bereits vom königl. preuß. Bevollmächtigten angekün⸗ 
digten Vorlagen ſehr geſpannt, namentlich, da ſich 
darunter auch eine bezüglich der Wahl des Orts für 
den Reichstag befindet. Es geht, wie ich ſchon ge⸗ 
ſtern bemerkte, wieder das Gerücht, daß die Wahl doch 
auf Frankfurt falle und dann würden unſere Beitritts⸗ 


Unterhandlungen wohl ihr Ende und die hieſige Stim⸗ iſt 


mung auch im Allgemeinen einen Umſchwung finden. 
— Allerdings giebt es der Ungläubigen noch genug, 
welche den von Preußen und ſeinen Verbündeten an⸗ 
zuſtrebenden Bundesſtagt einen Verſuch zum Verſuch 
nennen, der an Oeſterreichs Widerſtand ſcheitern werde. 
Dieſem Widerſtand ſchreibt man auch die Haltung 
Hannovers und Sachſens gegenüber dem Dreikönigs⸗ 
bündniß zu. Endlich verhehlt man ſich hier nicht, 
genau unterrichtet, zu ſein, daß es Oeſterreich eher aufs 
Aeußerſte ankommen laſſen, als in den Bundestraktat 
mit einheitlicher Spitze willigen werde. Deshalb bleibe 
Oeſterreich auch bewaffnet und Preußen müſſe es blei⸗ 
ben. Das find freilich keine tröſtlichen Ausſichten und 
es wird Alles von der entſchiedenen Haltung Preußens 
abhängen. Der das hier ſtationirte k. preuß. Deta⸗ 
ſchement kommandirende General⸗-Major v. Koch, hat 
ſich nach Karlsruhe begeben, wie man wiſſen will, um 
mit dem Kommandirenden in Baden, dem k. preuß. 


General⸗Lieut. v. Schreckenſtein Rückſprache bezüglich 


der hier dislocirten preuß. Truppen zu treffen, nament⸗ 
lich wegen der über die Einquartirungslaſt fo ſtark 
geſteigerten Mißſtimmung der Bürger. — In ein Ar⸗ 
rangement für die völlige Einkaſernirung der preuß. 
Truppen willigt aber das Reichsmiaiſterium durchaus 
nicht ein. (Voſſ. Ztg.) 

München, 25. Oktbr. [Das Interim. Die 
Erklärung der Linken.] Trügen nicht alle Zei⸗ 
chen und darf man dem roſenfarbenen Ausſehen und 
der heitern Stimmung des Herrn v. d. Pfordten 
trauen, ſo wird auch das neue „Interim“ auf unbe⸗ 
ſiegliche Schwierigkeiten ſtoßen. Die kleinen Könige 
fühlen; was ihnen bevorſteht, und fie machen ſchon 
Miene, ſich auf das Volk zu ſtützen. — Die Linke 
der Kammer hat durch ihren Führer, Fürſt Waller⸗ 
ſtein, folgende Erklärung über die pro viſoriſche 
Steuerbewilligung abgeben laſſen: 

„Gewöhnlich wird eine Steuerbewilligung in interi⸗ 
miſtiſcher oder außerordentlicher Form angeſehen als 
Beipflichtung zu dem herrſchenden Regierungsſpſtem. 
— Wäre der gegenwärtige Geſetz⸗Entwurf aus dieſem 
Licht zu betrachten, ſo müßten wir uns mit unſerer 
Ueberzeugung theilweiſe im Kampf befinden. Denn 
Niemand ſetzt wohl voraus, daß wir in allen Bezie⸗ 
hungen mit dem hertſchenden Reglerungsſyſtem im 
Einklang ſtehen. — In der deutſchen Frage haben 
wir bereits dargelegt, wie die Politik, die gegenwär⸗ 
tig befolgt wird, nicht jene iſt, welche nach unſerer 


Baierns zuſagt. — Ebenſo haben wir eben gehört, 
wie über eine Provinz des Königreiches, und zwar 
über eine Provinz, wo Baiern die Ordnung nicht ſelbſt 
wieder hergeſtellt, ſondern ſich erſt gezeigt hat, nach⸗ 
dem die Ordnung hergeſtellt war, ein Kriegszustand 
verhängt iſt, welcher nach dem Urtheile dortiger Abge⸗ 
ordneten aller polftiſchen Farben dem Geſetze nicht ent⸗ 
ſpricht. — Ueberdies iſt uns in der Thronrede ange⸗ 
kündigt worden: „Der Monarch fühle einen Zug ſei⸗ 
nes Herzens nach Amneſtie.“ Auf Befragen erzählte 
uns der Miniſter der Juſtiz, er bedürfe erſt ſtatiſtiſche 
Notizen über die Strafbarkeit und die Verhältniſſe der 
einzelnen Angeklagten. Sechs Wochen find verſtri⸗ 
chen, die Angeklagten ſchmachten noch immer im Ker⸗ 
ker und der königliche Zug verweilt bis jetzt noch auf 
dem Papier. Noch mehr zu unſerm großen Bedauern 
ſind wir Zeuge des unerhörten Falles, daß ſeit vier 
langen Wochen eine Berufung gegen einen freilaſſen⸗ 
den Ausſpruch noch unerledigt iſt. — Sie fühlen, daß 
nach allen dieſen und anderen Momenten wir eine 
Beipflichtung zu dem Syſteme nicht ausſprechen kön⸗ 
nen. Warum ſtimmt aber unſere Fraktion für dieſen 
Geſetz⸗Entwurf? — Einfach aus folgendem Grunde: 
Wir hegen die feſte Ueberzeugung, daß das definitive 
Budget nicht bewilligt werden kann, daß esnicht bewilligt 
werden darf ror vollendeter Verfaſſungs⸗Reviſion und 
vor Verabſchiedung aller jener Geſetze, welche den 
künftigen Staats⸗ und Verwaltungs Organismus res 
geln ſollen. Es iſt nicht möglich, Ausgaben und Ein⸗ 
nahmen zu bilanciren, ſo lange man nicht weiß, ob 
das Bewilligungsrecht der Kammer in voller Ausdeh⸗ 
nung anerkannt wird, für welche Perioden bewilligt 
werden muß, und ob jene Vorbedingungen zugeſtanden 
werden, welche zu ungeheuren Erſparungen namentlich 
im Fache der Verwaltung führen müſſen. Wir hegen 
die Ueberzeugung, daß trotz des ernſten Zuſtandes der 
baieriſchen Staatsfinanzen das Budget mit ſehr we⸗ 
ſentlichen Erleichterungen der Steuerpflichtigen ver⸗ 
knüpft ſein kann, wenn insbeſondere das Selfgovern⸗ 
ment mit allen ſeinen Folgen, und all' das ins Leben 
tritt, was zu beantragen wir uns vorbehalten. — 
Wir können, nochmals, wir dürfen über das Budget 
nicht abſtimmen, ehe alle dieſe Vorfragen erledigt ſind. 
Aber ſobald wir dieſe Ueberzeugung in uns tragen, 

es auch unſere Pflicht mitzuwirken, daß der 
Staatshaushalt nicht ſtocke. Es ziemt uns nicht, eine 


Verzögerung des Budgets als nothwendig zu erklären, 


ohne daß wie die Maſchine in den Stand ſetzen, ſich 
fortzubewegen. — Dies iſt der Grund, warum un⸗ 
ſere Fraktion für den Geſetzentwurf in der von dem 
Ausſchuſſe beantragten Faſſung ſtimmen wird. 

(Nat. Z.) 

München, 25. Oktober. [Erzherzog Albrecht 
von Oeſterreich] iſt von Wien hier angekommen. 
Höchſtderſelbe wird jedech nicht länger als einen Tag 
hier verweilen, und begibt ſich, wie bekannt, als Fe⸗ 
ſtungsgouverneur nach Mainz. Wenn ich recht un⸗ 
terrichtet worden bin, iſt geſtern die offizielle Eröffnung 
der Uebereinkunft von Oeſterreich und Preußen über 
das Interim durch die reſpektiven hieſigen Geſandten 
gemeinſchaftlich geſchehen und Baiern Namens ihrer 
Regierungen zum Beitritt eingeladen worden. 

[Die heutige Abgeordnetenſitzung] kam zur 
Berathung des Geſetzes „das Verfahren bei Preßver⸗ 
gehen in der Pfalz betreffend.“ Das ganze Geſetz wird 
mit 121 gegen 4 Stimmen angenommen. (A. Z.) 

A München, 26. Oktober. In der heute ſtatt⸗ 
gehabten dreizehnten Sitzung unſerer Volkskammer 
wurde über den Antrag des Miniſteriums der Juſtiz: 
„den Vollzug des gegen den Abgeordneten Friedrich 
Schüler erlaſſenen Vorführungsbefehls betref⸗ 
fend“ berathen und der Beſchluß gefaßt: (mit 73 ge⸗ 
gen 51 Stimmen), dem Antrag des Ausſchuſſes reſp. 
des Juſtizminiſters beizupflichten. — Vorgeſtern ſind 
von Wien, Berlin und Stuttgart Kouriere ange⸗ 
kommen und wieder dahin abgeſendet worden. Trotz 
dieſer Thätigkeit in den diplomatifchen Regionen 
herrſcht hier doch eine unerquickliche Beklommenheit 
unter dem Volke, was beſonders durch das fortwäh⸗ 
rende Näherrücken der öſterreichiſchen Truppen an 
die baieriſche Grenze hervorgebracht wird. — Erſtau⸗ 
nen erregt die heute in aller früh erfolgte Abreiſe des 
Miniſters v. d. Pfordten nach Egern, wo gegen⸗ 
wärtig bekanntlich das baieriſche Hoflager iſt. 

Stuttgart, 24. Okt. [Miniſterkriſts.] Daß 
dem vormaligen Miniſter v. Schlayer das Porte⸗ 
feuille des Innern angeboten worden, wird mit Be⸗ 
ſtimmtheit verſichert, eben fo, dag er es abgelehnt habe. 
— Geſtern wurde vielfach beſprochen, daß Staatsrath 
Köfttin, der dem Miniſter des Innern in Kultus⸗An⸗ 
gelegenheiten kürzlich zur Seite geſtellt worden, das 
Portefeuille des Innern nunmehr übernehmen werde. 


Es ſcheint, daß Duvernoy feine interimiſtiſche Verwal 
tung nicht länger fortzuſetzen gewilligt iſt. Von Rö⸗ 
mer ſoll dem Könige zum Erſatze Duvernoys der 
vormalige Abgeordnete zur zweiten Kammer, Stadt⸗ 
ſchultheiß von Zwergern aus Stadt Ravensburg vor⸗ 
geſchlagen ſein. Er iſt ein Mann von ſtarker demo⸗ 
kratiſcher Färbung, aber im Geiſte Römer's. — Der 
Zuſammentritt des revidirten Landtages ſteht in naher 
Ausſicht. Man ſprach bisher vom 15. November; 
jetzt wird behauptet, es werde nicht mehr ſo lange an⸗ 
ſtehen. D. P. A. 3.) 
Meiningen, 23. Okt. [Miniſterkriſis.] Nach 
längeren, durch Hrn. geh. Rath von Fiſchern aus 
Hildburghauſen geleiteten Verhandlungen iſt heute das 
Miniſterium Speßhardt zurückgetreten. — Nachſchrift 
vom 24. Oktober. Geſtern noch führte der bisherige 
Staatsminiſter v. Speßhardt den neuen proviſoriſchen 
Miniſter⸗Präſidenten v. Wechmar ein, ftellte denſelben 
allen Oberbehörden vor und nahm tiefergriffen Abſchied; 
heute ſchon iſt er auf ſein Gut abgereiſt. Das pro⸗ 
viſoriſche Staatsminiſterium hat feine Thätigkeit heute 
Nachmittag begonnen. Das Miniſterium der Juſtiz 
hat Hr. v. Wechmar übernommen, das des Innern 
und des Kultus Hr. v. Bibra, das der Finanzen Hr. 
Regierungsrath Hoßfeld. (Dorf3tg.) 
Hamburg, 26. Oktober. Heute Morgen hat uns 
Heinrich v. Gagern nebſt ſeinem Freunde Mathy 
verlaſſen. Derſelbe iſt nach Hannover abgereiſt. 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 
Flensburg, 24. Okt. Tilliſch hat in der Landes⸗ 
verwaltung den Antrag geſtellt, die „Gefion“ nach 
Sonderburg oder dem Flensburger Hafen zu 
bringen, — weil in Eckernförde ihre Sicherheit gefähr⸗ 
det ſei (1) Dieſer Vorſchlag hat ſich den Beifall Eng⸗ 
lands i. e. Hrn. Hodges zu erfreuen gehabt. Der 
Graf zu Eulenburg, dem dies denn wirklich doch 
einmal zu weit gegangen war, proteſtirte hiergegen, 
aber vergeblich. Der dän. Seekommandeur Steen⸗ 
Bille wurde herbeigerufen, und mit ihm das Weitere 
über die Abführung beſprochen. Wie weit dieſer Plan 
in ſeiner Ausführung gediehen iſt, kann ich nicht be⸗ 
richten. Von Reiſenden, die geſtern Abend mit der 
Eilpoſt vom Süden hier eingetroffen ſind, iſt erzählt, 
es hätten geſtern Vormittag ſieben dän. Kriegsſchiffe, 
worunter ein ſehr großes, vor dem Eckernförder Hafen 
gelegen. Gamb. Bl.) 

Von der Eider, 25. Oktober. Nach allem, was 
man erfährt, dürfte ſich in kürzeſter Friſt eine Entſchei⸗ 
dung unſerer Angelegenheit vorbereiten. Sicherm Ver⸗ 
nehmen nach hat Dänemark ſich für eine ſogenannte 
Selbſtſtändigkeit Schleswigs unter däniſcher Hoheit, 
mit einer von Holſtein getrennten Finanz⸗ und Lan⸗ 
desverwaltung mit eigener Ständeverſammlung erklärt, 
und alle Vorſchläge, die auf Theilung des Herzog⸗ 
thums lauten, ganz entſchieden abgelehnt. Man 
vernimmt, daß Rußland ſich in gleichem Sinne aus⸗ 
geſprochen, und gegen jede Theilung Schleswigs ernſt⸗ 
lichſt proteſtirt haben ſoll. Es iſt ferner gewiß, daß 
von Berlin aus an ein Nachgeben in dieſen Bezie⸗ 
hungen gedacht wird, und daß dahin bezügliche Auf⸗ 
forderungen an die Statthalterſchaft geſtellt worden 
ſind. Bei der Renitenz der letztern dagegen iſt ihr 
inſinuirt, wie ſie „nur eine proviſoriſch von der pro— 
viſoriſchen Centralgewalt eingeſetzte adminiſtrative Be⸗ 
hörde“ ſei und mithin gar kein ſelbſtſtändiges Recht in 
Anſpruch zu nehmen habe; und ſind wir recht unter⸗ 
richtet, ſo iſt eine förmliche Anerkennung der ſchleswig⸗ 
ſchen Landesverwaltung kategoriſch von ihr verlangt. 
Die Statthalterſchaft weiß ihrerſeits, daß wenigſtens 
ganz Holſtein ihr unbedingt folgt, und daß ein Nach⸗ 
geben gegen jene Forderungen ihr mehr als bloße Vor⸗ 
würfe zuziehen würde im Lande und in feiner Vertre⸗ 
tung. So ſtehen die Sachen denn hier zwiſchen Le⸗ 
ben und Tod. Von großer Wichtigkeit iſt, daß die 
Landesverſammlung wirklich zum 1. November in Kiel 
zuſammentreten wird. Die Stimmung iſt gedrückt und 
rathlos, aber im Stillen zornentbrannt. Der Funke 
glimmt, und wird ſo noch nicht gelöſcht werden. 

Spen. 3.) 
Oeſterreich. 

8 Wien, 26. Oktbr. [Die Koſſuthnoten. — 
Der Kriegsminiſter. — Briefkontrolle.] Das 
Miniſterium hat ſich in Betreff der Koſſuthnoten da⸗ 
hin entſchieden, fie mit Ausnahme der zuerſt ausgege⸗ 
denen Noten zu 1 und 2 Gulden im Betrage von 
2 Millionen nicht einzulöſen, den Drang des Bedürf⸗ 
niſſes aber und die Noth des Augenblicks durch un 
verzinsliche Darlehen zu mildern, wozu die Summe 
von 5,000,000 Gulden beſtimmt iſt. Was dieſen 
Entſchluß zur Reife gebracht, ſcheint nicht blos die 
Furcht vor der Vergrößerung der Reichsſchuld geweſen 
zu fein, die ohnedem ſchon groß genug iſt, ſondern 
vorzüglich auch der Wille, dem Volke zu beweiſen, 
daß die revolutionäre Regierung nicht in der Lage 
ſei, gültiges Geld zu verfertigen und ſomit für mög⸗ 
liche Fälle der Zukunft die Leute zu witzigen und jeder 
Revolution abgeneigt zu machen. Es entſteht jedoch 
hiebei die Frage, ob nicht der Vortheil dieſes gehoff⸗ 
ten Eindrucks bedeutend paralpſirt werden kann durch 
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die fire Erwartung der Volksmaſſe, daß eine Wie⸗ 
derkehr des berühmten Agitators den von ihr 
ſorgfältig verborgenen rothen Geldzeichen ihren 
ehemaligen Werth zurückgeben würde, wodurch 
dann allerdings das allerorten verſcharrte Papiergeld 
der revolutionären Regierung noch lange Zeit hindurch 
von der Emigration als ein mächtiger Hebel für et⸗ 
waige Eventualitäten benützt werden könnte. — Das 
Ausſcheiden des Grafen Gyulei aus dem Miniſterium 
iſt zwar von keinem Einfluß auf die politiſche Hal⸗ 
tung deſſelben, allein immerhin durch die Motive von 
Bedeutung, welche den Grafen bei ſeinem Austritt 
geleitet haben ſollen. Wie man vernimmt, hat die 
vom Kriegsminiſter angeſtrebte verſöhnliche Richtung 
den ungariſchen Inſurgenten gegenüber bei gewiſſen 
Militairautoritäten nicht die entſprechende Aufnahme 
gefunden, die vielmehr ein eiſenſtrenges Syſtem durch⸗ 
geführt wiſſen wollen und weiterhin ſei ihm der über⸗ 
mächtige Einfluß, welchen der Generaladjutant Graf 
Grünne als Chef der Militair-Centralkanzlei ausübt, 
höchſt unangenehm geweſen, da er ſeine eigene Stel⸗ 
lung ganz beherrſcht. Man hat dem ausſcheidenden 
Kriegsminiſter abermals einen Ungarn von Geburt 
zum Nachfolger gegeben, indem man dem magyaris 
ſchen Stolz gerade in militairiſcher Hinſicht ſchmeicheln 
möchte. Der k. k. Feldmarſchall-Lieutenant Ritter 
von Dahlen iſt 1780 zu Orlet, in Siebenbürgen, ge⸗ 
boren und ein alter Soldat, welcher in den letzten 
Jahren unter Jellachich in Kroatien kommandirte und 
zuletzt als Präſident des oberſten Militairgerichtshofes 
dahier fungirte. — Von allen Seiten hört man die 
Behauptung, daß an alle Poſtämter der Monarchie 
die Weiſung gegangen ſei, die ins Ausland gehenden 
Briefe genau zu kontrolliren. 

N. B. Wien, 27. Oktober. [Tagesbericht.] 
Die Gerüchte, welche vor einiger Zeit über die Armee⸗ 
Reduktion in Umlauf waren, werden entſchieden wider⸗ 
legt durch die hier angegebenen Beſtimmungen über die 
Organiſirung der Armee: Jedes Infanterie⸗Regiment 
ſoll aus 6 Bataillonen, jedes ſchwere Kavalerie⸗Regi⸗ 
ment aus 6 Eskadronen im Frieden, 8 Eskadronen in 
Kriegszeiten, jedes leichte Kavalerie-Regiment aus 8 
Eskadronen im Frieden, aus 10 im Kriege beſtehen. 
Ferner wird eine Inſtruktions- und Reitkunſt⸗Abthei⸗ 
lung bei jedem Regimente aus den fähigſten Ober⸗ und 
Unteroffizieren zuſammengeſetzt. Genieſchulen ſollen nach 
Art der franzöſiſchen in Metz organiſirt werden. Die 
Zahl der Artillerie⸗Regimenter (bisher fünf) ſoll belaſ⸗ 
ſen, doch ihr Stand um je 6 Compagnien erhöht wer⸗ 
den; jedes Regiment umfaßt 24 Batterien. Die 
Beſpannung gehört in das Reſſort der Artillerie, nicht 
mehr wie bisher in das des Fuhrweſens. Auch ver⸗ 
lautet, daß Venedig aufhören ſoll, Kriegshafen zu 
fein. Arſenal und Werfte kommen dann nach Pola; 
Forli ſoll befeſtigt und der Sitz der Admiralität nach 
Trieſt verlegt werden. Ferner ſagt man, daß Ve⸗ 
rona wie Komorn mit Vorwerken verſehen, alle 
Feſtungen auf den Kriegsfuß geſetzt, endlich die Päſſe 
gegen Rußland, Jablunka, Dukla und Prze⸗ 
mysl, befeſtigt werden. — Die geſtern kundgemachten 
Vorſchläge des Handelsminiſters zur Anbahnung einer 
Zolleinigung mit Deutſchland werden von der Preſſe 
günſtig beurtheilt, und bei dem ſehr progreſſiven Gange, 
auf welchem dabei angetragen wird, dürften ſich auch 
die Beſorgniſſe des gewerbtreibenden Publikums be⸗ 
ſchwichtigen. — Wie ſchon erwähnt (ſ. Nr. 252 der 
Bresl. Z. 8 Wien, 25. Okt.), haben viele ungar. Ober: 
Diſtrikts⸗Kommiſſäre ſich bewogen gefunden, ihre Stellen 
niederzulegen. Es werden darunter auch folgende ge⸗ 
nannt: Graf Szamay, welcher für die kaiſerliche 
Sache ein Frei⸗ Bataillon errichtete, und Graf Franz 
Zichy, welcher von kaiſerlicher Seite als Ober⸗Kom⸗ 
miſſär bei den ruſſiſchen Truppen angeſtellt war. Dieſe 
Schritte ſind der Weigerung des Miniſteriums zuzu⸗ 
ſchreiben, auf die Anſprüche der altkonſervativen Partei 
einzugehen, zu welcher die Gedachten zu zählen find, — 
In Peſth fanden am 24ſten d. in früher Morgen⸗ 
ſtunde wieder drei Hinrichtungen mit dem 
Strange ſtatt: Baron Perényi, Präſident der letz⸗ 
ten ungariſchen Magnatentafel, ein 70jähriger Greis; 
Szacsvay, Reichstags-Deputirter und Regierungs⸗ 
Kommiſſär, und Cſernyus von Keököſſi, ungariſcher 
Statthaltereirath und ſpäter Obergeſpann. Alle drei 
ſtarben äußerſt muthig und gefaßt. Szacs vay ſchien 
anhaltend zu beten, die beiden Andern rauchten ihre 
Cigarre bis kurz vor ihrem letzten Augenblicke. Pe⸗ 
renyi ſchrieb immerwährend auf ein Blatt Papier. 
Unmittelbar, bevor er den letzten Gang machte, ver⸗ 
langte er ſein Frühſtück und nahm es mit Appetit zu 
ſich; er wolltr ſich die Augen nicht verbinden laſſen, 
wurde jedoch dazu gezwungen. Czernyus's letzte 
Worte waren: „Adieu, ſchöne Welt!“ — Da die An⸗ 
zahl der ſchwergravirten Gefangenen im Peſther Neu: 
gebäude die Zahl von Hundert überſteigt und täglich 
vom Lande politiſche Gefangene eingebracht werden, ſo 
wird es an Schauſpielen dieſer Art für die Winter⸗ 
Saiſon kaum fehlen. — Die Ausſchaffung der Hon⸗ 
veds aus Peſth wird mit äußerſter Strenge betrieben, 
und H 
dgl., die aus kleinen Ortſchaften gebürtig, ſich nur in 


— — — 


andwerker, Dienſtboten, Handlungsdiener u. m. ſich 


———Ü— —— —fEA2——— fA— — v—.C.n:w— — — — . — —u—jͤ —ę—-̃t — ꝛ—— —ä6 — — 


größeren Städten ihr Brot erwerben können, 
nun in die Heimath, um dort mit Muße 
Hungers ſterben zu können, obſchon der größte 
Theil derſelben durch die früheren Machthaber gezwun⸗ 
gen war, in die Reihen der Honveds einzutreten. — 
Zur Liquidation des Standes der konfiszirten Güter 
des ehemaligen ungariſchen Miniſterpraͤſidenten Louis 
Batthyny iſt eine eigene Kommiſſion ernannt, die 
ihre Amtshandlungen bereits begonnen hat. — Das 
geſtern aus Komorn hier angekommene Dampfboot 
war mit 10,000 Stück ärariſchen Musketen befrachtet, 
die der früheren ungariſchen Beſatzung abgenommen 
und zur Reparatur in die hiefige Gewehrfabrik abge⸗ 
liefert wurden. In Komorn bilden außer Deutſchmei⸗ 
ſter⸗Infanterie 1 Bataillon Erzherzog Stephan und 
1 Bataillon Khevenhüller die dortige Beſatzung. Die 
beſtandenen 2 Kriegsbrücken ſind abgetragen und die 
gewöhnliche Schiffbrücke nach Uj⸗Szöny iſt hergeſtellt. 
Der Dienſt der Garniſon iſt ſehr anſtrengend, weil 
noch immer dieſelben Vorſichtsmaßregeln, wie im Kriegs⸗ 
zuſtande, beobachtet werden. — Die drei Feſtungen 
Böhmens find von politiſchen Gefangenen überfüllt. 
Für den zu 2jährigem Feſtungsarreſt und einem Scha⸗ 
denerſatz von 150,000 Fl. C.⸗M. verurtheilten Grafen 
Stephan Karoly iſt Thereſienſtadt als Strafort be⸗ 
ſtimmt. / 

* Wien, 27. Oktober. [Die Löſung der tür: 
kiſchen Frage.) Ueber die geſtern gemeldete Aus⸗ 
gleichung mit der Pforte (f. die letzte Nr. der Brest, 
Ztg.) in der magyariſchen Flüͤchtlingsfrage vernimmt 
man aus verläßlicher Quelle Nachſtehendes: Nach 
Eingang der Nachricht aus Petersburg, daß 
Se. Maj. der Kaiſer Nikolaus im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit Oeſterreich eingewilligt hat, daß die 
polniſchen und magyariſchen Führer von der 
Pforte als Staatsgefaugene in Feſtungen abge: 
führt und daſelbſt feſtgehalten werden ſollen, iſt 
der hieſige türkiſche Miniſter Muſurus ebenfalls 
zur Audienz bei Sr. Maj. dem Kaiſer zugelaſſen 
worden. Er überbrachte das diesfällige Schreiben 
des Sultans. Kaiſer Nikolaus hatte den türki⸗ 
ſchen Miniſter Fuad⸗Effendi ebenfalls erſt zur Audienz 
gelaſſen, als er obige Zuſicherung von Seite der Pforte 
hatte. Alle Inſurgenten⸗Chefs, die auf einer in 
Konſtantinopel von dem öſterreichiſchen und ruſſiſchen 
Geſandten überreichten Liſte verzeichnet ſind, werden 
ſonach in Feſtungen in Gewahrſam gebracht, 
und auf Koften der Regierungen Oeſterreichs 
und Nußlands erhalten. Die übrigen Magya⸗ 
ren und Polen erhalten Amneſtie oder freien 
Abzug nach England oder Amerika. 

8 Wien, 27. Oktober. [Briefgeheimniß. — 
Zolleinigung. — Münz⸗ Reform.] Die Be⸗ 
ſchwerden preußiſcher Bürger, die ſelbſt im Schooße 
der Kammer zu Berlin laut wurden, über die Brief⸗ 
eröffnung an der öſterreichiſch⸗türkiſchen Grenze, haben 
nun doch die Wirkung gehabt, daß der Miniſterrath 
auf Antrag des Hrn. v. Bruck die Weiſung erließ, 
daß hinfort die Durchräucherung der orientaliſchen 
Poſtpapiere, die auf dem Landwege befördert werden, 
gleich jenen, welche zur See kommen, blos mittelſt 
Durchſtechung derſelben bewerkſtelligt werden, die Er: 
brechung des Siegels aber zu unterbleiben habe. Da⸗ 
gegen erſchallt allſeitig die Klage über Erbrechung der 
ins Ausland gehenden Briefe, und manche behaupten 
fogar, daß an die Poftämter der Monarchie der Be⸗ 
fehl ergangen fei, die Korreſpondenz ins Ausland ſtrenge 
zu kontrolſten. Wie ſich dieſe Anordnung mit den 
offen gegredigten konſtitutionellen Grundſätzen zuſam⸗ 
men reimen ſoll, bleibt allerdings ein Räthſel. — 
Der halboffizielle Artikel in der Wiener Zeitung über 
die petiodiſche Annäherung des öſterreichiſchen 
und zollvereinsländiſchen Gebietes, der al⸗ 
lenthalben ungeheures Aufſehen erregt, weil er als das 
Programm der Handelspolitik unſeres Miniſteriums 
betrachtet wird, iſt aus der Feder des hierher berufenen 
Dr, Höfken gefloſſen, der inzwiſchen die Stelle eines 
Miniſterial⸗ Sekretärs im Handesminiſterium mit 
1600 Fl. Gehalt und 300 Fl. Quartiergeld erhielt. 
Derſelbe ſpricht darin unumwunden die Nothwendig⸗ 
keit einer allmähligen Verſchmelzung der beiden Zoll⸗ 
gebiete aus, und will dem bisherigen Prohibitivſyſtze 
nur in ſo weit Rechnung getragen wiſſen, FF 
Uebergang durchaus kein plötzlicher und ze nz 2 
fein ſoll. Höfken iſt überdies ein fleißiger ge 5 eis 
ter der vom Miniſterialrath Czörnig 54 fung enen 
Handelszeitung „Auſtria“ und wurde 5 weſ. aſt vom 
Miniſterium für Landeskultur und er en bei der 
Berathung über Koloniſirungen zuge eg pi it ſchmerz⸗ 
licher Wehmuth mag man Jedi, if iſtolenſchuſſes 
gedenken, durch den ſich der gez iſt vor ein paar 
Jahren in den Bergen um Kufftein aus der Welt be⸗ 
förderte, überdrüßig des engen büreaukratiſchen Druk⸗ 
kes, der damals auf ganz Deutſchland laſtete. Wie 


iſt der ſchö Bes 
würde ſich nun ſein Get der ſchönen, hoffnungsrei⸗ 
chen W der Induſtrie⸗Intereſſen freuen, und 
welchen weiten 


Spielraum würde der gegenwärtige 
Handelsminiſter nicht dieſer hellen, umfaſſenden Scharf⸗ 
t eröffnet haben! Hand in Hand mit den zollpo⸗ 
der Regierung geht auch die Reform 
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des Münzweſens, der durch Annahme des preußiſchen 
21 Guldenfußes umgeftaltet werden ſoll, wobei freilich 
nicht blos die numismatiſche Einheit angeſtrebt würde, 
als auch der Vortheil Berückſichtigung findet, hierdurch 
die verborgene Silbermünze aus dem Privatbeſitz in 
die k. k. Münzämter zu leiten. Der Tod des k. k. 
Regierungsrathes Baron Cabalini, welcher das 
Münzweſen leitete, ohne das Mindeſte davon zu ver⸗ 
ſtehen, wird die beabſichtige Münzreform nicht wegen 
erleichtern und hoffentlich recht bald Deutſchland zum 
Segen der Münzeinheit verhelfen. 

* Wien, 28. Oktbr. (Verſchiedenes.] Ueber 
die Aufhebung des hieſigen Belagerungs⸗ 
Zuſtandes iſt noch nichts beſchloſſen. Man ver⸗ 
ſſchert, der Miniſter des Innern, v. Bach, habe den⸗ 
ſelben beantragt, allein der Gouverneur v. Welden, 
hinweiſend auf die neueſten Vorfälle und Straferlaſſe 
in der Kaiſerſtadt, hätte zur Zeit noch davon abgera⸗ 
then. Fg M. v. Haynau hat die Kaiſerſtadt heute 
früh verlaſſen und iſt nach Peſth abgereiſt. Vorge⸗ 
ſtern hatte er einen Courier mit dem Befehl voraus⸗ 
geſchickt, mit den Hinrichtungen bis zu ſeiner 
Ankunft Einhalt zu thun. 

NB. Wien, 28. Oktober. [(Tagesbericht.] 
Die heutigen Journale bringen die erfreuliche Nach⸗ 
richt, daß im Miniſterkonſeil beſchloſſen wor⸗ 
den ſei, mit der Todesſtrafe für rein politi⸗ 
ſche Verbrecher in Ungarn einzuhalten. Ein 
Kourier iſt deshalb nach Peſth geeilt. (S. die vor: 
ſtehende Mittheilung.) — Der Rücktritt des Kriegs⸗ 
miniſters Grafen Gyulai iſt nicht zu bezweifeln; al⸗ 
lein derſelbe iſt keineswegs einem Meinungszwieſpalt 
zwiſchen ihm und dem Generaladjutanten des Kaiſers, 
Grafen Grünne, zuzuſchreiben, ſondern dürfte ganz 
einfach in der jüngſten, das Kriegsminiſterium nahe 
betreffenden kaiſ. Verfügung zu ſuchen ſein. Dieſe 
beſagt nämlich, daß Alles, was das Operative in der 
Armee berührt, direkt an den Kaiſer von Seite der 
höheren Stabsoffiziere zu gehen hat. Dieſer weſent⸗ 
lichen Beſchränkungen des Wirkungskreiſes des Kriegs⸗ 
miniſters wird aber außer F Me. Gyulai noch fo 
mancher Andere, der zu dieſem Poſten berufen 
Sia ſollte, ſich zu unterziehen anſtehen, und die 
€ a 9 Kriegsminiſters zu ſeinem Kollegen wird 
auch eine ganz andere. — Auf die Anfrage des 
Kriminalgerichtshofes an das Miniſterium, ob Dr, 
Fiſchhof wegen ſeines Verhaltens im permanenten 
Reichstags ausſchuß zu verfolgen ſei, iſt ein vernei⸗ 
nender, auf die konſtitutionellen Landeseinrichtungen 
begründeter Beſcheid erfolgt. Da nun dies als allei⸗ 
niger Anſtand zur ſofortigen Beſtättigung der von 
dem Kriminalgerichte ausgeſprochenen Freiſprechung er⸗ 
hoben ward, ſo erwartet man ſelbe binnen wenigen 
Tagen vollzogen zu ſehen: — Der Poſtdienſt giebt 
fortwährend Anlaß zu Reklamationen. So beklagte 
man ſich jüngſt in Agram, die Wiener Journale 
vom 8. am 19. d. über Temeswar erhalten zu ha⸗ 
ben; — von Venedig nach Prag gingen Geldſendun⸗ 
gen 19 Tage, und aus einem andern Orte wurde ein 
Poſtpaket nach Wilna anſtatt nach Wien befördert. — 
Die k. k. Trabanten⸗Leibgarde wird folgende 
neue Montirung erhalten: Pickelhauben mit Roß⸗ 
ſchweifen, einen rothen Waffenrock mit ſchwarzſammt⸗ 
nen, bis an das Ende der Schöße reichenden Rabatten, 
welche mit mehreren Goldſpangen verziert ſind; enge 
tuchene Beinkleider mit Stiefeln nach Ritterart bis 
über die Knie, Hellebarden, ſtatt der Säbel ein grades 
Schwert mit ſchwarzem Riemzeug, Epauletten von 
Gold. — Die neueſte Peſther Zeitung bringt zwar 
wieder eine Reihe von Verurtheilungen politiſch 
Kompromittirter, doch lautet die härteſte der verhängten 
Strafen auf 4jährige Schanzarbeit. — Görgey iſt 
von ſeiner Wunde gänzlich hergeſtellt und lebt in Kia: 
genfurt in großer Zurückgezogenheit. — Von hier ſind 
neuerdings Truppenverſtärkungen nach Böhmen abge⸗ 
gangen. Eine triftigere Widerlegung gegen die 
von mehreren Seiten geäußerte Beſorgniß über Wie⸗ 
dereinführung der Zenſur findet ſich in folgender kund 
gemachten Berichtigung: „Nicht die Manuſkripte find 
Bi welche vor dem Drucke den Behörden von den 
Buchben vorgelegt werden ſollen, (was auch die 
Verlangen bengentlich betreſſen würde,) ſondern das 

Mimme nur die gedruckten Verlagswerke 
vor der Herausgabe. — Der zu ewärtigende neue 
ünzfuß dürfte wed su 9 ge 
Münzf er der preußiſche noch ſüddeutſche 
fein, ſondern nach Uebereinkunft mit den deutſchen 
Staaten auf die edürfniſſe des Welthandels baſirt 
werden. Die darüber eingezogenen Anſichten in wohl⸗ 
unterrichteten Kreiſen, laſſen beinahe mit Beſtimmtheit 
vorausſetzen, daß der ſpaniſche Münzfuß zur Richt⸗ 
nur genommen werden wird. 
Jutz Krakau, 27. Oktober. (Der Gzas und die 
a6 n. Ich beeile mich Ihnen ein recht intereſſan⸗ 
e Faktum mitzutheilen, ein Faktum, das der unend⸗ 
7 Seltenheit wegen zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
9 we zu werden verdient. Es wird fonft kein einzi⸗ 
1 inen ches Blatt es glauben wollen, und doch ij 
eine Wahrheit, eine Wirklichkeit. Es exiſtirt hier 
n unſerm Weichbilde ein Journal, freilich kein deut⸗ 
ſches, ſondern ein polniſches, welches ſich in einem zwei 
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Spalten langen leitenden Artikel zur Aufgabe ſetzt, die beantrage. Napoleon Bonaparte ſtellte das Faktum in 


Intoleranz gegen die Juden zu predigen, ihre Eman⸗ 
zipation für ein großes Uebel zu betrachten. Es iſt 
der Czas, welcher in ſeiner Nummer vom 23. d. M. 
die Krakauer wenigſtens vor dieſer Plage der neuen 
Zeit zu bewahren ſucht, und in allem Ernſte die Ju⸗ 
den auffordert, ihren orthodoxen Dogmen treu zu blei⸗ 
ben und den erſten Paragraphen der Reichsverfaſſung 
vom 4. März altgläubig als eine teufliſche Verſuchung 
zurückzuweiſen. Wir wollen dem würdigen Hrn. Ver⸗ 
faſſer nicht in das Gebiet ſeiner aus der längſt ver⸗ 
ſchollenen judenfeindlichen Literatur geſchöpften Beweis⸗ 
führungen folgen, wir ſind froh dieſe Periode hinter 
uns zu haben und bedauern nur, die Polen, die De⸗ 
mokraten par excellence noch ganz von dieſen anti⸗ 
demokratiſchen Anſichten befangen zu ſehen. Aber es 
lohnt ſich der Mühe, ein auf den ſpeziellen Fall ange⸗ 
wandtes Argument näher in Augenſchein zu nehmen. 
Es handelt ſich um die in Ihrem Blatte ſchon be⸗ 
rührte, von den Juden beanſpruchte Berechtigung, ihr 
Ghetto zu verlaſſen und in der Stadt, oder eigentlich 
nur in der Vorſtadt Stradom Magazine zu eröffnen. 
Der Czas, der, en passant bemerkt, für ſeine Lands⸗ 
leute alle möglichen Freiheiten wünſcht, ſtellt ſich hier 
mit einem Male auf den hiſtoriſchen Standpunkt und 
verlangt in Bezug auf die bürgerliche Berechtigung 
oder beſſer Beſchränkung der Juden die genaueſte Be⸗ 
zugnahme auf das Statut von 1817. Was würde 
der Czas dazu ſagen, wenn wir die Beeinträchtigung 
der Polen in ihren bürgerlichen und politiſchen Rech⸗ 
ten verlangten, und uns auf einen ruſſiſchen Ukas be⸗ 
riefen, weil dieſer Theil Polens damals dem ruſſiſchen 
Reiche einverleibt war. Doch der Czas ſagt es ja 
ausdrücklich, daß die Sache nur individuell zu nehmen 
iſt, weil doch jeder ſich ſelbſt der Nächſte iſt und es 
doch nach dem chriſtlichen Sittengefege nur heiße, 
„liebe deinen Nächſten wie dich ſelbſt“, von einer Selbſt⸗ 
verläugnung alſo gar keine Rede iſt. Der Czas hat 
gar nichts dagegen, wenn die Juden in andern Län: 
dern emanzipirt find, nur in Polen, und beſonders in 
Krakau wünſcht er es nicht, weil die Juden ein Drit⸗ 
tel der Bevölkerung bilden, und bei dieſer reſpektabeln 
Minorität noch eine bedeutende Verſtandesmajorität 
befigen, die Polen alfo mit ihnen nicht zu konkurriren 


im Stande ſind. Ich weiß nicht, ob ſich die Juden 
dafür bedanken, oder die Polen gegen ihre ausgeſpro⸗ 


chene geiſtige Impotenz proteſtiren ſollen. Es iſt aber 
hinreichend, glaube ich, dieſes einfache Argument in 
ſeiner Nacktheit hinzuſtellen, um auch über die Uebri⸗ 
gen den Stab brechen zu können. Doch wir wollen 
der antediluvianiſchen Seltenheit wegen noch ein zwei⸗ 
tes anführen. Der Czas wird mit einem Mal demo⸗ 
kratiſch, er verläßt den hiſtoriſchen Standpunkt, und 
verlangt für Krakau die unbedingten Rechte einer 
freien Gemeinde. Als ſolche, meint er, ſtehe es der 
Gemeinde frei, den Gemeindegliedern gewiſſe Rechte 
zu ertheilen oder zu verweigern, und Krakau ſei alfo 
berechtigt, eben fo wie es Jemanden ein Fleiſcherrecht 
zum Beiſpiele bewilligt, den Juden bürgerliche Rechte 
zu verweigern. 
allen Langnaſigen dieſelben Rechte verſagen, da die 
freie Gemeinde nach der Anſicht des Czas keine Gründe 
anzugeben braucht und wie der Autokrat aller Reußen 
ſagen kann: büt po ßemu! (dem ſei alſo). Mögen 
es der Czas und alle fo geſinnten Polen mit ihm bes 
herzigen, zu welchen ſchrecklichen Konſequenzen, zu nichts 
weniger als zur ruſſiſchen Despotie die abſichtliche 
Verdrehung eines klaren, unbeftreitbaren Rechtes füh⸗ 
ren kann, wenn der Egoismus und eingewurzelte Vor⸗ 
urtheile zu Gerichte ſitzen. b 
ran krei ch. 

& Paris, 25. Oktbr. [National⸗Verſamm⸗ 
lung. — Deputirten⸗Duelle. — Die tür: 
kiſche Angelegenheit. — Corcelles übernimmt 
das Portefeuille Falloux's. — General Ro: 
ſtolan aus Rom zurückberufen. — Aus Rom 
und Turin. — Telegraphiſche Depeſche aus 
Madrid.] Wenn die Dinge in den öffentlichen Siz⸗ 
zungen der Kammer in derſelben Weiſe fortgehen, wie 
es ſeit einigen Tagen geſchieht, dann dürfte man bald 
nichts mehr als über Duelle zu berichten haben. Man 
ſetzte heute die Debatte fort über den Antrag Napo⸗ 
leon Bonaͤparte's auf Freilaſſung der Juni-Inſurgen⸗ 
ten vom vorigen Jahre. Schon die Eröffnung der 
Sitzung war tumultuariſch genug, als der General 
von Grammont im Namen der Armee gegen einige 
Behauptungen Napoleon Bonaparte's Proteſt einlegte. 
Hierauf begab ſich Dufaure auf die Tribüne und wi⸗ 
derlegte mit ſcharfer Logik die von Lagrange in einem 
befonderen Memoire vorgebrachten Gründe für die Frei⸗ 
laſſung der Inſurgenten. Der Miniſter bekämpfte den 
Antrag im Namen der Regierung. Als Thatſächliches 
verdient aus der Rede des Miniſters hervorgehoben zu 
werden, daß nach der Erdrückung des Juni⸗Aufſtandes 
vom vorigen Jahre 13,000 Individuen verhaftet wor⸗ 
den waren, von denen 1200 nach Belle⸗Isle trans⸗ 


ft portirt wurden. Als nun Napoleon Bonaparte feinen 


Antrag vertheidigte, rief ihm der Deputirte Dahirel 
zu, daß er im vorigen Jahre ſelbſt für die Deportation 
derjenigen geſtimmt habe, deren Freilaſſung er nunmehr 


Ja es könnte mit demſelben Rechte 


Abrede und berief ſich auf den „Moniteur.“ Allein 
es wurde ihm bemerkt, daß die damalige Abſtimmung 
durch Aufſtehen und Sitzenbleiben geſchehen war, und 
daß der „Moniteur“ demnach kein Zeugniß geben könne. 


Eine Menge Mitglieder der Rechten unterſtützte die 


Behanptung Dahirels, und zwar unter einem Tumult, 
der ſchwer zu beſchreiben iſt. Vergebens erklärte A. 
Thouret, daß N. Bonaparte ſich jener Abſtimmung 
ganz enthalten hatte und vergebens fügte er hinzu, 
daß man ihm, dem Unverdächtigen Glauben ſchenken 
möchte, da er als Gegner der Kandidatur „der Fa⸗ 
milie“ bekannt ſei, nichts konnte den Sturm beruhigen, 
und bald erfuhr man, daß N. Bonaparte Herrn La⸗ 
rabtt den Auftrag gegeben, mit dem General Leflo, 
dem Sekundanten Bahlrels das Nähere des Duelles 
zu beſtimmen. Die Gegner finden indeß wegen der 
hereinbrechenden Dunkelheit heute keine Zeit mehr zu 
dem Duell, und die Sekundanten unterhandeln jetzt, 
nach 6 Uhr noch, was hoffen läßt, daß eine Ausglei⸗ 
chung zu Stande kommen werde. — Die Propofition 
auf Freigebung der Inſurgenten iſt mit 419 Stimmen 
gegen 183 verworfen worden. — Napoleon Bonaparte 
hat aber heute noch eine zweite Herausforderung und 
zwar an Herrn Heeckern gerichtet, der ihn in der vor⸗ 
geſtrigen Sitzung „den Prinzen des Berges“ genannt 
und ihm vorgeworfen hat, daß er vor der Februar-Re⸗ 
volution 150,000 Fr. Renten und die Pairie ſolli⸗ 
zitirt habe. Es iſt nämlich bekannt, daß man nach 
der Flucht Guizots in deſſen Büreau einen Geſetzent⸗ 
wurf vorfand, den Guizot der Deputirtenkammer vor⸗ 
legen wollte und in welchem er für Jerome Bonaparte 
und ſeinen Sohn Napoleon Bonaparte eine jährliche 
Rente von 150,000 Fr. beantragte. Das Duell zwi⸗ 
ſchen Heeckern und Bonaparte ſollte ſchon heute ſtatt⸗ 
finden, ich weiß aber nicht, ob es auch wirklich geſche⸗ 
hen iſt. H. iſt oder war Soldat, und wenn ich nicht 
irre, fo knüpft ſich fein Name an das Duell, in wel⸗ 
chem im Jahre 1837 der ruſſiſche Dichter Puſchkin 
erlag. — In einer vorgeſtern Abend bei Mols ſtatt⸗ 
gehabten Soirée, wo der Andrang ſehr groß war, uns 
terhielt man ſich namentlich lebhaft über die Angele⸗ 
genheit der ungariſchen Flüchtlinge, und die Abſicht 
einer friedlichen Ausgleichung ſchien ganz allgemein zu 
ſein, wenn auch zugegeben wird, daß dieſe Ausgleichung 
nicht ſo leicht und ſo ſchnell werde zu Stande kom⸗ 
men können. Beſonderes Gewicht legte man auf die 
Meinung eines Diplomaten von einem nordiſchen 
Hofe, der ſich mit vieler Beredſamkeit über den Ge⸗ 
genſtand ausließ, und deſſen Worte in folgender Weiſe 
reſumirt werden: „Weder Oeſterreich noch Rußland 
wollen den Krieg. Die beiden Mächte werden ſich ſo⸗ 
nach auch nicht von dem Wege der Mäßigung entfer⸗ 
nen. Aber beide wollen nun ein für allemal mit den 
Infurrektionen ein Ende machen und daher auch unter 
keinerlei Bedingung zugeben, daß unter dem Vorwande 
der Menſchlichkeit, die Türkei eine orientaliſche Schweiz 
werde, in deren Schooße die Revolution die Möglich⸗ 
keit behalte, ſich zur geeigneten Stunde über Europa 
herzuſtürzen.“ — In Betreff derſelben Angelegenheit 
enthält die allgemeine Korreſpondenz folgende Notiz: 
„Es iſt bekannt, daß der Oberſt von Bartowski vor 
einigen Tagen in Paris angelangt iſt, und wichtige 
Depeſchen des ruſſiſchen Gouvernements, Betreffs der 
Flüchtlinge zu Widdin überbracht hat. Seine Inſtruk⸗ 
tionen lauteten dahin, in Gemeinſchaft mit Herrn Kiſ⸗ 
ſelef, dem franzöſiſchen Kabinet eine Note zu überrei⸗ 
chen, und im Falle, daß dieſelbe keine befriedigende 
Antwort erhalten ſollte, Paris ſofort zu verlaſſen. Wie 
es ſcheint, iſt dieſer Fall nicht eingetreten und iſt die 
türkiche Angelegenheit auf dem Punkte, ausgeglichen 
zu werden, da wie aus ſicherer Quelle erfahren, daß 
Herr von Bartowski nicht nur nicht abgereiſt iſt, ſon⸗ 
dern ſeinen Aufenthalt in Paris auf längere Zeit aus⸗ 
dehnen wird.“ — Die Ernennung des Herrn v. Cor⸗ 
celles zum Nachfolger Falloux's wird heute als gewiß 
angenommen, nur iſt man über die Bedeutung dieſer 
Wahl nicht einig. Nach den Einen ſoll man im Elyſé 
auf dieſe Wahl gefallen ſein, weil ſie den Charakter 
einer Proteftation gegen das Schreiben Falloux's 
enthalte; nach Andern erfolgt die Ernennung Corcel⸗ 
le's gerade im Gegentheil deshalb, weil ſie weniger 
als jede andere gegen die katholiſche Partei ge: 
richtet erſcheint, da der neue Miniſter nur mit einer 
ſchwachen Nuance die Anſichten des gegenwärtigen 
theilt. Der heutige Moniteur enthält die offizielle Er⸗ 
nennung des Generals Hautpoul zum Kommandan⸗ 
ten der Expeditons⸗Armee in Italien zum Erſatze des, 
wie das offizielle Journal ſagt, auf eigenen Wunſch 
zurückberufenen Generals Roſtolan. — Die neueſten 
Nachrichten aus Rom melden, daß die im Vatikan 
zum Empfange des Papſtes begonnenen Arbeiten wie⸗ 
der eingeſtellt find; ein Beweis, daß der heilige Vater 
feinen Plan, nach Rom zurückzukehren, vertagt hat. — 
In Turin iſt ein offener Bruch zwiſchen der Depu⸗ 
tirtenkammer und dem Senate entſtanden, indem der 
letztere den von der Deputirtenkammer gefaßten Be⸗ 
ſchluß, den politiſchen Flüchtlingen aus allen Thelen 
Italiens in Sardinien die Naturalifation zu ertheilen. 
mit 44 Stimmen gegen 10 verworfen hat. — 
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Nach heute eingegangenen Briefe aus Konſtanti⸗ bert, was denn eigentlich vorgeht; eine Opernvorſtellung, 


nopel vom 8. d. Mts. bereitet ſich der öſterreichiſche 
Geſandte, Graf Stürmer, zur Abreſſe vor, da dieſer 
Diplomat ſeine Demiſſion aber ſchon vor der Auslie⸗ 
ferungs⸗ Angelegenheit eingereicht hatte, ſo ſcheint es 
nicht gewiß, daß ſeine Abreiſe mit dieſer Affaire in 
Verbindung ſteht. — Durch telegraphiſche Depeſche iſt 
heute aus Madrid die Nachricht vom 23. eingegan⸗ 
gen, daß das Miniſterium Narvaez nach ſeiner De⸗ 
miſſion und feinem Wiedereintritt in die Geſchäfte nun 
zum zweiten Male feine Demiſſion definitiv einge⸗ 
reicht habe. Das wäre ſonach ſchon der dritte Akt 
dieſer politiſchen Komödie. 
>< Paris, 26. Oktober. [Miniſterielles. — 
Das unterbliebene Duell. — Börſengerüchte. 
— Die Komödie in Madrid.] Die Gerüchte von 
einem Kabinetswechſel tauchen wieder wie vor der 
Diskuſſion über die römiſche Frage auf, aber in einem 
entgegengeſetzten Sinne. Damals ſprach man von 
einer Modifizirung des Kabinets im konſervativen Sinne; 
heute ſoll es im demokratiſchen und bonapartiſchen ge⸗ 
ſchehen. Namentlich fol die Rede Berryers über 
die exilirten Fürſten ſehr viel beigetragen haben, um 
dem Groll Nahrung zu geben, den ſchon ſo viele Täu⸗ 
ſchungen in der Bruſt des Präſidenten der Republik 
erweckt haben. Bei der Wahl, die Louis Napoleon 
Bonaparte vornehmen würde, nennt man allgemein 
Victor Hugo; ſämmtliche anderen Miniſter ſollen 
aus der Zahl der perſönlichen Freunde des Präſidenten 
genommen werden. Ich theile dieſe Gerüchte mit, 
ohne ein beſonderes Gewicht darauf legen zu wollen, 
aber wie übertrieben ſie auch ſein mögen, ſo gilt davon 
doch das Wort, „daß es keinen Rauch ohne Feuer 
giebt.“ — Herr von Fallour iſt nach Paris zurück⸗ 
gekehrt. Der geſchickte Miniſter fühlt wohl, daß ſein 
Verbleiben im Miniſterium nicht gut möglich iſt; auch 
iſt er weit entfernt, Herrn v. Corcelles als Nach⸗ 
folger zu vefüfieen, nur bezweifelt er, daß der Präſi⸗ 
dent dieſe Wahl gut heißen werde, da Hr. v. Corcelles 
in Rom nicht ganz nach dem Sinne des Schreibens 
vom 18. Auguſt unterhandelt hat. Andererſeits iſt 
die Kammermajorität auch nicht ſehr geneigt, die tiers- 
parti im Kabinet durch ein neues Mitglied zu ver⸗ 
ſtärken. So lange übrigens Herr von Corcelles aus 
Rom nicht zurückgekehrt iſt, läßt ſich über deſſen Er⸗ 
nennung nichts Beſtimmtes angeben. — Geſtern war 
eine glänzende Geſellſchaft im Elyſee, und die Mojo: 
rität der Nationalverſammlung hatte ſich in einer 
kompakten Anzahl eingefunden, mit der offenbaren In⸗ 
tention, dem Präfidenten darzuthun, daß das Votum 
vom 20. nicht gegen ſeine Perſon gerichtet war. — 
Das Duell zwiſchen Napoleon Bonaparte und 
Dahinel iſt unterblieben. Der „Moniteur“ enthält 
darüber folgende Erklärung: „Nach dem Vorfalle in 
der heutigen Sitzung fand eine Zuſammenkunft zwi⸗ 
ſchen den Herren Napoleon Bonaparte und Dahinel 
ſtatt, in Gegenwart von vier von ihnen gewählten 
Kollegen; der Herren von Plancy, Emanuel Arago, 
General Leflo und St. Georges. Und als Hr. Na⸗ 
poleon Bonaparte daſelbſt in formeller Weiſe verſicherte, 
daß er das Dekret nicht mit votirt hat, über welches 
Herr Dahinel ihm zugerufen hat: „Sie haben es vos 
tirt!“ — fo erklärte Hr. Dahinel, daß bei der Unge⸗ 
wißheit, welche die Abſtimmungen durch Aufſtehen und 
Sigenbleiben ſtets mit ſich führen, er wohl eine Be⸗ 
wegung als Zeichen eines Votums angenommen haben 
kann, die dieſes nicht bedeuten ſollte. Da dieſe Er⸗ 
klärung von den vier Unterzeichneten als genügend er⸗ 
achtet worden iſt, ſo nehmen ſie an, daß der Vorfall 
keine weiteren Folgen haben ſoll.“ — Die Börſe 
war heute ſehr gedrückt. Man wollte daſelbſt wiſſen, 
daß das Gouvernement ſchlimme Nachrichten aus Pe⸗ 
tersburg erhalten, und daß Sir Startferd Canning, 
der engliſche Geſandte in Konſtantinopel gegen die 
Anhäufung ruſſiſcher Truppen in den Donauprovinzen 
Proteſt eingelegt habe. — Die telegraphiſche Depeſche 
aus Madrid, die ich geſtern mitgetheilt, und die der 
„Preſſe“ entnommen war, wird heute auch durch nichts 
beſtätigt. Die Nachrichten auf gewöhnlichem Wege 
reichen bis zum 21. und melden nur, daß Narvaez 
die Leitung der Geſchäfte wieder übernommen hat. Die 
Details dieſer Komödie find höchſt pikant. Ein Mi- 
niſterium, das in Maſſe in einem Augenblick abgeſetzt 
wird, wo Niemand es erwartet, Männer, zum größten 
ganz untergeordnet und unbekannt, werden an 
ſeine Stelle berufen und ſind nach einigen Stunden 
einer ephemeren Gewalt ſchon verhaftet und einge⸗ 
ſperrt; denn Sie müffen wiſſen, daß der erſte Akt des 
Generals Narvaez, als er wieder das Ruder übernahm, 
der war, die kompromittirten Perſonen des neuen Mi: 
niſteriums einfangen zu laſſen, und mit ihnen eine 
ganze Anzahl von Mönchen und Nonnen und Groß⸗ 
Offizieren des Palais, die an der Intrigue betheiligt 
waren; der König, bei aue dem mit kompromittirt, 
verlangt, ſich nach Valladolſd zu feinem Vater zurück⸗ 
ziehen zu dürfen; die junge Königin, bald ihrem Ge⸗ 


mahle, bald ihrer Mutter, der Königin Chriſtine, nach⸗ welches auf eine 


verweſerz ein königl. Wagen, der 


die ſich in die Verwicklung miſcht; eine Börſe, die von 
Stunde zu Stunde mit dieſem oder jenem Miniſterium 
um viele Prozente ſteigt oder fällt, das Alles giebt die kurio⸗ 
ſeſte politiſche Situation, die noch je vorgekommen iſt. 
Freilich handelt es ſich hier um Spanien, das Land 
der außerordentlichen und romantiſchen Politik. Die⸗ 
ſes Land hat ſeit zwei Jahren nichts von ſich reden 
laſſen, es nimmt nun ſeine Revanche. Glücklicher 
Weiſe handelt es ſich dieſes Mal nur um eine Ko⸗ 
mödie, in welcher bis jetzt der Ernſt des Drama's 
noch ausgeſchloſſen blieb. Hoffentlich wird es auch, 
in ſolcher Weiſe zu Ende gehen. — Der „Konſtitu⸗ 
tionnel“ hat geſtern etwas voreilig die ganze Intrigue 
den Progreſſiſten zugeſchrieben; heute ſcheint es faſt 
gewiß, daß die Intrigue von der rein abſolutiſtiſchen 
Partei angeſponnen worden iſt. Die Aufregung 
über die Abſetzung des Miniſteriums Narvaez war 
übrigens ſo furchtbar, daß ſämmtliche hohe Beamten 
ihre Demiſſion in Maſſe eingereicht hatten, und die 
Königin Chriſtine ſchon an ihre Abreiſe dachte. Alle 
Welt, ohne Standesunterſchied, hatte ſich zu General 
Narvarez begeben, um ihm die Mißdilligung über feine 
Abſetzung zu erkennen zu geben. 
Groſ brit an nien. 

London, 24. Oktober. [Verſchiedenes.] Das 
Geſchwader des Admirals Parker iſt den Aten d. 
von Korfu erſt nach Athen abgeſegelt. Nur die 
Dampf⸗Fregatte „Odin“ war nach Konſtantinopel frü⸗ 
her detachirt mit Depeſchen für Stratford⸗Canning. 
Der Admiral erwartet noch das Linienſchiff „Bellero⸗ 
phon“, wo dann das Geſchwader aus 7 Linienſchiffen 
mit 692 Kanonen und 6000 Mann ſtark ſein wird. 
— Die Berichte aus Irland ſprechen fort und fort 
von der alten Erbitterung der politiſchen Parteien. 
Die Orangiſten der Grafſchaft Down beabſichtigen auf 
den 5. November eine Monſtredemonſtration, wobei ſie 
wahrſcheinlich blutige Rache für die Vorfälle von Dol⸗ 
lybray nehmen wollen. Das Gouvernement trifft ſchon 
Vorkehrungen darin, und beordert ein Corps mit 25 
Geſchützen nach der Grafſchaft. Die iriſchen Zuſtände 
bieten nach keiner Seite hin Ausſichten auf Beſſerung, 
und angeſehene Gutsbeſitzer ſuchen ihre Güter zu ver⸗ 
kaufen und das Land zu verlaſſen. 

Belgien. 

Lüttich, 25. Oktober. (Der König und der 
Reichsverweſer.] Der König iſt geſtern hier an⸗ 
gekommen. Heute Morgen kam der Erzherzog Reichs⸗ 
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bahnſtation erwartete, brachte ihn zum Könige. 
Jtalien. 

+ # Turin, 16. Oktober. (Ob Italien kon⸗ 
ſtitutionell oder nicht!]! Es ſteht jetzt hier viel 
auf dem Spiel, — man ſieht ſehr wohl ein, daß 
Piemont jetzt der einzige Staat Italiens iſt, wo es 
zur Entſcheidung kommen muß, ob auf der Halbinſel 
noch konſtitutionelles Leben ſtattfinden, oder für immer 
verſchwinden ſoll. Man kann ſagen, daß hier Alle 
für konſtitutionelle Regierungsform ſind; eine retrograde 
ariſtokratiſche Partei giebt es hier nicht; noch iſt die 
Ariſtokratie hier nicht gehaßt; nur die Geiſtlichkeit 
möchte gern mit ihrer Stimme retrograd fein; allein 
in Italien iſt der Katholizismus frei von dem Fana⸗ 
tism deſſelben in Deutſchland. Man fürchtet hier 
nur die Anhänger Maſſinis, die Republikaner, welche 
in Deutſchland und Frankreich ſo viel geſchadet und 
die wahre Freiheit untergraben haben. Allein ihre 
Zahl iſt gering und ſo wie die Advokaten ſonſt in 
Frankreich und die Literaten⸗Proletarier in Deutſchland 
die wüthenden Republikaner ſpielten, ſo ſind es hier 
die Aerzte auf dem Lande, daher auch dort die Wah⸗ 
len am radikalſten ausgefallen ſind, dagegen die Wah⸗ 
len in Turin und in den größeren Städten am ver⸗ 
nünftigſten ausgefallen ſind; ganz im Gegenſatz zu den 
diesfallſigen Erſcheinungen in Frankreich und Deutſch⸗ 
land. Man erwartet, daß die Vernunft ſiegen wird, 
beſonders da der König es ehrlich meint, und keine 
Camarilla eine Regierung neben den Miniſtern bildet, 
im Gegentheil der König zu dem edlen Azeglio das 
größte Vertrauen hat. Dagegen hat in Neapel jetzt 
das ruſſiſche Syſtem vollkommen das Uebergewicht er⸗ 
halten, denn heut ſind hier wieder eine Menge Flücht⸗ 
linge angekommen, da 50 Abgeordnete verhaftet wer⸗ 
den ſollten, deren einziges Verbrechen darin beſtand, 
daß ſie jedesmal nach Auflöſung der Kammern wieder 
gewählt wurden. 


 Fohales und Propinzielles 


$ Breslau, 29. Oktoder. Oeffentliche Ber: 
handlungen des Appellationsgerichts.] In 
der bekannten Prozeßſache des ehematigen Stadtrath 
Theinert ) hat ſowohl der Angeklagte als die 
Staatsanwaltſchaft gegen das Urtheil erſter Inſtanz, 
Geldbuße im Betrage der unterſchla⸗ 


gebend, unterzeichnet Schlag auf Schlag Ernennungen, genen Summe von 3900 Thalern oder dreijähriger 
Absetzungen und Verhaftungen; die Journale aller Par⸗ Freiheitsſtrafe lautete, — die Appellation nachgeſucht. 


tejen und die ganze Bevölkerung Madrids fragt verwun⸗ 


— — —— —y—y— 
) Siehe Nr. 219 d. Ztg. f 


ihn an der Eifen⸗ 


Rechtsanwalt Krug motſolrt die Appellation als Ver⸗ 
theidiger des Angeklagten. Indem er auf das Trans 
tige der Pflicht hinweiſt, hier einen Mann zu verthei⸗ 
digen, der früher allgemein geachtet daſtand und nun 
durch den Richterſpruch erſter Inſtanz eines ſo ſchwe⸗ 
ren Vergehens beſchuldigt ſei, bittet er die Handlungs⸗ 
weiſe feines, Clienten ſtreng den Gefegen nach zu de⸗ 
urtheilen. Auch die Vertheidlgung ſolle vom rein ju⸗ 
riſtiſchen Standpunkte ausgehen. Prinzipaliter werde 
dieſelbe nachzuweiſen ſuchen, daß überhaupt kein Ver⸗ 
gehen vorliege, welches den Grund zur Einleitung 
einer Unterſuchung abgeben könne und werde daher die 
völlige Freiſprechung des Appellanten beantragen. 
Eventualiter aber müſſe die Vertheidigung auf eine 
bedeutende Herabſetzung des Strafmaßes dringen. 
Theinert habe die Abſendung der ihm zu dieſem Be⸗ 
hufe übermachten Geldſumme unterlaſſen. Es ſei 
gleichgültig, was er damit angefangen habe. Sein 
Vergehen beſtehe nur in einer Ueberſchreitung des ihm 
ertheilten Auftrages. Dieſe Ueberſchreitung ſei bereits 
nachträglich von der Vollmachtgeberin gebilligt und 
der Schaden, welcher aus derſelben entſtanden war, 
ſei durch eine Schuldverſchreibung des Angeklagten be⸗ 
ſeitigt worden. Damit habe ſelbſt jede Veranlaſſung 
zur civilrechtlichen Klage aufgehört, es könne demnach 
derſelbe Fall unmöglich zum Gegenſtande einer krimi⸗ 
nellen Verfolgung gemacht werden. Die Verurthei⸗ 
lung in erſter Inſtanz ſei wegen Betrugs bei Aus⸗ 
führung eines Auftrages erfolgt. Dennoch fehlen 
ſämmtliche Kriterien des in Rede ſtehenden Verbre⸗ 
chens. Weder die Abſicht zu betrügen Seitens des 
Angeklagten noch ein daraus hervorgegangener Scha⸗ 
den für die Damnifikatin liege vor. Der erſte Rich⸗ 
ter habe der Baronin Siegisfeld. einen Schaden 
octroyirt, den ſie ſelbſt beſtreitet. Für den Fall aber, 
daß alle dieſe Gründe für die Unſchuld des Angeklag⸗ 
ten nicht als maßgebend erachtet werden ſollten, ſo 
müſſe eine bedeutende Verwunderung des urſprünglich 
angenommenen Strafurtheils eintreten. Wie der 
Kommiſſionär das Geld, welches er für fremde Waa⸗ 
gabt, ſo habe auch der Angeklagte die ihm anver⸗ 
traute Summe nut in der Vorausſetzung zu feinem 
Nutzen verwendet, dieſelbe nachträglich wieder zu er⸗ 
ſtatten. Die Rückerſtattung, welche nunmehr erfolgt 
iſt, bedinge aber nach § 1368 St. R. eine verhält⸗ 
nißmäßige Minderung des Strafmaßes. Als Mil⸗ 
derungsgrund ſind die bisherige Unbeſcholtenheit des 
Angeklagten anzuſehen. Demgemäß beantragt die Ver⸗ 
theidigung eine Geldbuße von höchſtens 1000 Thalern 
oder Gefängnißhaft von 6 Wochen bis zu 18 Mo⸗ 
naten. Hr. Ober⸗Staatsanwalt Fuchs verſuchte nach⸗ 
zuweiſen, daß noch ein härteres Vergehen vorliege, als 
das in erſter Inſtanz beſtrafte. Nicht Abweichung 
vom Auftrage, ſondern Unterſchlagung müſſe angenom⸗ 
men werden. Die nachträgliche Genehmigung der 
Damnifikatin kann nicht die Unſchuld des Inkulpaten 
darthun, da ihr nicht an der Beſtrafung des Verge⸗ 
hens, ſondern an der Rückerlangung ihres Eigenthums 
gelegen ſei. — Jedenfalls gehöre das vorliegende Ver⸗ 
drechen in die Kategorie des Betruges und zwar ſei 
es eine Veruntreuung fremden Gutes, welches dem 
Angeklagten zur Verwahrung anvertraut war. Die 
Beſtrafung müſſe daher auf Grund des § 1354 ev. 
des § 1357 erfolgen. Der Bertheiger bemerkt, 
daß die Staats anwaltſchaft bemüht geweſen ſel, die 
rein juriſtiſche Frage auf das Gebiet der Moral hin⸗ 
überzuziehen. Unter weiter Ausführung der bereits 
oben angeführten Gründe hält die Vertheidigung bei 
den geſtellten Anträgen feſt. Das richterliche Erkennt⸗ 
niß ſetzte die Freiheitsſtrafe auf eine 2½ fäh⸗ 
rige herab und beſtätigte im Uebrigen das 
Erkenntniß erſter Inſtanz. 


— 1 — Groß Glogau, 28. Oktb. Bekanntlich 
hat ſich der Lehrer und bisherige Redakteur des Nie⸗ 
derſchleſiſchen Anzeigers, Anſorge, der zweijährigen 
Zuchthausſtrafe, zu welcher das Geſchworenengericht 
denſelben wegen erfolgloſer Aufreizung zum gewaltſa⸗ 
men Umſturz der Staatsverfaſſung unterm 13. d. ver⸗ 
urtheilte (ſiehe Brest, Ztg. Nr. 243 vom 18. Oktb, 
durch die Flucht entzogen, worauf dann die Ste N 
erfolgten, welche vom 20. d. datirt find. Heut en 
wir im Sonntagsblatte des Niederſchleſiſchen eigers 
olgende Annonce: 

— „Meinen Freunden in Schleſien — nde in 
Glogau — die Nachricht, daß ich n Wohn⸗ 
fig in London a hal 

8 1849. 

London, 21 8 ge aus Spiller. 
Vernehmen nach aus der 
„ entnommen fein.) 2 Die 
zweite Sitzungsperiode De, . Schwurgerichts wird 
in der letzten Hälfte des k. W.. beginnen. 
—VJ——— — — — — 


ug des Lokalen und Provinziellen 
(Forſetzu in der dritten Beilage.) f 


(Dieſe Annonce ſoll dem 
„Weſtdeutſchen Zeitun 


rs 2. Wa 


Zweite Beilage zu. 253 der Breslauer Zeitung: 


sek her! Dinstag den 30. Oktober 18489. 


Zur Steuer 5 Frage. 


Zweite Abhandlung. (Die „erſte Abhandlung“ f. Nr. 219 und 220 der Breslauer Zeitung.) 
Von Frieboes, Stadt⸗Rath und Cämmerer in Breslau. 


De. volftändige Geſetzes⸗Entwurf: die Einführung einer Einkommen⸗ und Klaſ⸗ Sie iſt ungerecht, weil das mobile Kapital einer ſolchen Kapltalsſteuer 
ſenſteuer betreffend, iſt nunmehr den tagenden Kammern zur Berathung vorgelegt. nicht unterworfen iſt. daher SORT 


Sehr umfangreiche Motive find: dieſem Entwurſe beigegeben. Sie führen Man erwäge nebenher die Laſten, welche außerdem auf dem Grundbeſihe 
zunächſt in den Hauptgeſichtspunkten aus: ö haften, man erwäge die Ausgaben, welche der Beſitzer zur Sicherung, feines Eigen⸗ 
1. daß es zur Zeit nicht möglich ſei, in der Reform der Steuer⸗Geſetzgebung thums vor Feuersgefahr, Hagel ꝛc. nothgedrungen machen muß, Laſten und Aus⸗ 


Sade eier ma geben, ais es nach dem Ente in Abſicht gaben: welche das mobile Kapital nicht zu tragen hat, und man wird, wenn 
des vote: ie Absicht ff, ſchon das für ſich hat, daß der Acquirent eines Grundstücks um fo viet 55 


liegt, und ö 
4 2 ger an Kapital dafür gezahlt hat, als, nach dieſem veranfchlagt, Steuern darauf 
IL durch 5 durch alle Schichten der Staatsein⸗ haften, und er ſomit im Voraus durch den Kapitalsgrundwerth für die zu zahlenden 
e t Einkommen 0 e — 5 Bi nur & Ai 8 Steuern entſchädigt iſt, doch ſicher zu dem Schluſſe kommen, daß die Grundſteuer, 
gebracht werden könne, für die übrigen Rufen Ar eine Ktaffenfteuer gen i e nich ice, ain ae ee e DOW en durch 
eingeführt oder, wo fie ſchon bestehe, beſtehen bleiben ſolle fenderen Reform, als ſie vorgeſchlagen, dringend bedarf. 
Es wird nothwendig, dieſe beiden Hauptpunkte näher zu beleuchten, ehe auf Noch härter und ungerechter aber ift: 
das Geſetz ſelbſt eingegangen wird. 


Zu I. Die Annahme, daß es zur Zeit nicht angehe, der neu einzuführenden 
Steuer eine weitere Ausdehnung zu geben, als nothwendig ſei, um die bisherige 
Klaſſen⸗ und die in Wegfall kommende Mahl und Schlachtſteuer zu decken, wird 
hauptſächlich dadurch motivirt: weil eine jede Umgeſtaltung eines, längere Zeit 
beſtandenen Steuerſyſtems, reifer Ueberlegung und großer Vorſicht bedürfe; weil 
ſie niemals ohne erhebliche Erſchütterung derjenigen Verhältniſſe durchzuführen ſei, 
mit denen Steuern, mögen ſie noch ſo mangelhaft ſein, mehr oder weniger eng 
zu verwachſen pflegen; weil ferner nicht im Voraus überſehen und berechnet wer⸗ 
den könne, was die neue Steuer im Umfange des Staates aufbringen werde. 


Es wird Jedem, welcher mit dem Steuerweſen einigermaßen vertraut, und 

den Einwirkungen gefolgt iſt, die Steuern auf Handels- und gewerbliche Einrich⸗ 
tungen, Überhaupt auf den Nationalwohlſtand immer üben und zu üben im Stande 
ſind gewiß einleuchten, daß ein mühſam geſchaffenes Abgabenſyſtem, ohne eine 
vollſtändige Umgeſtaltung aller ſtaatlichen Verhältniſſe nicht ſofort umgeſtürzt wer⸗ 
den könne, daß es vielmehr nothwendig ſei, damit vorfichtig. und allmälig vor⸗ 
zugehen. 
Wenn aber einmal an eine Reform gegangen wird, wenn ihre Nothwendig⸗ 
keit alle Schichten der Bevölkerung durchdrungen hat, dann erſcheint es unerläß⸗ 
lich, die ſämmtlichen beſtehenden Steuern dabei in Betracht zu ziehen, um bemeſ⸗ 
ſen zu können: wie nicht allein eine möglichſt gleichmäßige gerechte Vertheilung 
herbeizuführen, ſondern auch und welche ältern Steuern nach ihren nachtheiligen Ein⸗ 
wirkungen auf den Nationatwohlſtand vorzugsweiſe fallen müſſen. 

Eine ſolche Beleuchtung iſt den Motiven nicht beigegeben. Sie weiſen zwar 
die großen Mängel der gegenwärtigen Klaſſenſteuer und die Nothwendigkeit ſchla⸗ 
gend nach, mit Umwandlung der Klaſſenſteuer in eine Einkommenſteuer, die zur 
Zeit beſtehende Mahl- und Schlachtſteuer gleichfalls aufzuheben, berühren indeß 
von den übrigen Steuern in Kürze nur die Grund- und die Gewerbeſteuer. 


In Preußen beſtehen aber nächſt dem Salzmonopole zwei weit verzweigte 
Steuer⸗Syſteme: ein direktes und ein indirektes. Während das indirekte, 
mit Ausſchluß der Mahl⸗ und Schlachtſteuern, der Stempelſteuer, der Hypotheken 
und Gerichtsſchreiberei⸗Gebühren und der Einnahme aus dem Salzmonopol, nach 
den Beziehungen zum Auslande im Uebereinkommen mit den Zollvereinsſtaaten 
regulirt wird, mithin, ſo lange dieſe Beziehungen ſelbſt ſich nicht ändern, auch 
nicht wohl geändert werden kann, iſt es das direkte Steuerſyſtem mit den ſpeziell 
bemerkten indirekten Steuern, welche den innern Verkehr allein berühren, deren 
Reform daher von der inneren Verwaltung allein abhängt und welche allgemein 
zu reformiren, die öffentliche Stimme ſeit Jahren angerufen hat. 

Dieſes Syſtem und dieſe Steuern dürften daher bei der jetzt vorliegenden 
Reform zunächſt in eine genauere Erörterung genommen werden. 


Im Weſentlichen, wie hier in Kürze angeführt werden foll, umfaſſen fie: 


2. Die Gewerbeſteuer. 


Die Motive zu dem Geſetzes⸗Entwurfe ſprechen ſich hierüber Seite 12 dahln 
aus, daß die Gewerbeſteuer überwiegend die Wirkung einer indirekten Steuer an⸗ 
genommen habe, daß ihr Betrag durch Preis-Erhöhung von den Käufern der ge⸗ 
werblichen Erzeugniſſe dem Produzenten wiederum erſetzt werde, und dies nur bei 
gewiſſen Arten und bei den kleineren Gewerbtreibenden nicht ſtattfinde, für dieſe 
aber, da die Einkommenſteuer erſt bei einem Einkommen von 1000 Thlr. anhebe, 
ſie alſo nur zur Klaſſenſteuer, nicht aber zur Einkommenſteuer herangezogen wer⸗ 
den, in dem bisherigen Steuer⸗Verhältniſſe nichts geändert werde, und daß endlich 
die Gewerbeſteuer bisher ohne Druck eingegangen und eine ſehr ſichere, von Jah 
zu Jahr vermehrte Einnahme der Staats⸗Kaſſe geweſen fei, 

In dieſen Gründen aber gerade liegt die unabweisliche Nothwendigkeit, die 
Gewerbeſteuer gänzlich aufzuheben. 2 

Schon in der oben erwähnten Denkſchrift vom 12. Septbr. d. J. iſt S. 10 
erörtert, daß die Gewerbeſteuer nichts anderes, als eine Beſteuerung der, dem Ge⸗ 
werbe gewidmeten geiſtigen und körperlichen Kräfte, mithin eines Kapitals fei, das 
bei den tauſend Zufälligkeiten, denen es unterworfen, am wenigſten geſichert er⸗ 
ſcheine; daß ein ſolches Kapital zu beſteuern, während Millionen mobiler Kapitale 
unverſteuert wuchern, vor dem Grundſatze einer gerechten Steuer⸗Vertheilung im 
Lande, ſchwerlich eine Rechtfertigung finden könne.) l 
Dieſer Anſicht kann ſich Referent auch heut noch nicht entſchlagen und ſchon 
von dem Prinzipe der Gerechtigkeit aus, dürfte die Staatsverwaltung verpflichtet 
fein, die Gewerbeſteuer aufzuheben. Die Staatsverwaltung wird hierzu aber dop⸗ 
pelt verpflichtet, weil in der Gewerbeſteuer vorzugsweiſe die Urſachen des leider in 
einem ſehr hohen Grade hetvorgetretenen Verfalls des Gewerbes zu ſuchen find. 

Dieſe Steuer hat feit ihrem faſt 3 jährigem Beſtehen, wenn Zins auf Zins 
berechnet werden, dem Gewerbe eine Summe von über 200,000 60 Lil. ent⸗ 
zogen; ſie hat die inländiſche Induſtrie durch den nothwendigen Aufſchlag auf 
ihre Erzeugniſſe außer Stand geſetzt, mit der auswärtigen Fabrikation Konkurrenz 
zu 2 und ein Gewerbsbetrieb nach dem andern iſt dadurch in Verfall ge⸗ 
r athen. 

Es wird nicht nöthig, fein, dies weiter erörtern, erforderlich indeß, au 
ein Motiv einzugehen, das die e für die eee x G. 
werbeſteuer angeführt hat. 3 

Es iſt dies in Beziehung auf die kleineren Gewerbetreibenden die Bemerkung: 
daß ſie zwar die Gewerbeſteuer nicht, wie die größeren, durch Preiserhöhung zu 
erſetzen im Stande ſeien, daß ſie nicht der Einkommenſteuer unterworfen, ſondern 
klaſſenſteuerpflichtig werden, oder bleiben. 


In der erſten Anführung aber eben ruht ein Hauptgrund des Verfalls des 


— 2 — 


2 Die e e etatirt mie 3 Thlr. mittleren und kleineren Gewerbeſtandes. 

9 Aden de 1848, kate he 8,9 . — 4 Mit geringeren Mitteln, als der große ausgeſtattet, arbeitet der kleine Ges 

4) Mahl⸗ und Schlachtſteuer pro 1849, etatirt mit 2,303,598 - f werbſtand ſchon an ſich theurer als jener; um ihn zu konſerviren, um ihm die 

5) Stempelſteuer pro 1849, etatiet mi 3,557,737 Konkurrenz mit dem größeren möglich zu machen, müßten ihm daher geringere 

N . 777 Raften, als Jenem aufgelegt werden. Es geſchieht dies aber nicht nur nicht, ſon⸗ 
In einem Geſammtbetrage von . 26,282,283 Thlr. dern er iſt durch die Gewerbeſteuer eine Steuer zu tragen gezwungen, für welche 
Außerdem: ſich, nach dem Zugeſtändniß der Staatsverwaltung in den Motiven, nur der große 

6) Die Einnahme aus dem Salz⸗Monopol pro 1849, Gewerbsbetrieb einen Erſatz zu verſchaffen vermag. 
r 8,445,475 Thlr. 


Ob unter ſolchen Umſtänden der kleinere Gewerbsbetrieb fi) neben dem 
großen auf die Dauer zu halten im Stande iſt, iſt uns ſchwer zu beantworten. 


Die Heranziehung zur Klaſſenſteuer gleicht dies nicht aus, im Gegentheile 
Schon in der erſten Dentſchrift des Referenten vom 12. v. Mes. ift Seite 10 werden durch fie, wie dies in den Motiven Seite 12 ausgeſpachen it, die Klas 
angedeutet, wie hart dieſe Steuer auf dem Grundbeſitzer laſtet. ſen mit einem Einkommen chen 400 bis l re Sun und 
b F 1 BER i u rechnen iſt, vi N 0 
Steht jetzt auch eine Regunrung dahin bevor, daß eine gleichmäßige Ver⸗ Iprer Je gen, dee Werben if, ade er 
wenung diefer Steuer unter Aufhebung der bisherigen Steuer=Befreiungen durch ie . da i tag be 
dus ganze Land erfolgen fol; ſo wied mie dieſer Bertheilung doch nicht die Harte, Haben fie aber ſchon jetzt nicht beſehen könnem, wie follen fie es künſeg bel 
nicht die Ungerechtigkeit befeitigt, welche fie unbeſtreitbar in ſich trägt. noch höherer Steuerzahlung! N s 
ei hart, well der Beſizer bet theumeiſer, wie bei gänzlicher Verſchul“ Wie follen fe es in großen Städten mo eas, Einkammen — der Mauäftab 
dung (es gethan gezwungen iſt, die en einem Objekte zu zahlen, für die Besteuerung — iwar höher, die Steuerfähigfeit im Werhäumiß zu Heinen 
ni eifweis oder gänzlich nur noch dem Namen nach gehört, deſſen Ertrag ren Orten und zum platten Lande aber bei Weitem geringer ift? er 
15 „fondern Anderen zufließt. In dem Verfall der kleineren ge we be 
b muß die Steuer aus seinem ſonſtigen, oft korgem Erwetbe aufbringen, im Staate — beruht das Wachſen der Profstaviats, und meu and. detredende⸗ 
einem Erwerbe; wecher Niang bon Yan anderen — der Einkonmmenftener — bes zu Fonferdieen, ihnen möglichſt aufzuhelfen, dürfte eine Hauptaufgabe der Staats⸗ 
troffen iſt. 2 verwaltung fein. | ge 15 


* 
“ 


1. Die Grundſteuern. 


— ——— ͤ — — — ' — — 


’ Erwägt man dies und die oben erörterte Un BA dieſer Steuer 
an ſich, ſo darf wohl nicht angenommen werben, Heß fit 

dieſer Steuer noch irgend welche Stimmen erheben können. n 
11 vielmehr nur noch darum handeln, wie der dadurch entstehende 
4 Thlr. an den! Staatseinnahmen anderweit zu decken 


Es kann 
Ausfall von 
ſein werde. 


9,75 


Die neu projektirte Steuer bietet dieſe Deckung großen Theils dar- 


Die den Motiven zum Geſetzesentwurfe beigegebene Berechnung nimmt den 
höheren Ertrag dieſer Steuer zwar nur auf etwa 567,745 Thaler an, es erregt 


dieſe Annahme indeß, in Beziehung auf ihre 


Zum Erweiſe Folgendes: 

Die für die bisherige Klaſſenſteuer und 
die Mahl⸗ und Schlachtſteuer zu deckende 

umme iſt Seite 34 der Motive berechnet auf 
Darunter die Klaſſenſteuer, wie ſie gegen⸗ 
wärtig beſteht, mit I e MIN 
Die Motive erörtern Seite 5/6, daß bei 
den Einſchätzungen in die verſchiedenen Steuer⸗ 
ztufen der zwei oberen Haupt⸗Klaſſen, dieje⸗ 
nigen Haushaltungen, welche, ihrer Leiſtungs⸗ 
Fähigkeit nach, zu einem höheren Steuer⸗Satz 
hätten veranlagt werden müſſen, dennoch um 
deswillen zu einer geringeren Stufe eingefchügt 
worden ſeien, weil es dem Billigkeitsgefühl 
der Behörden widerſtrebt habe, den reichen 
und wohlhabenden Mann zu einer Steuerleis. 
ſtung heranzuziehen, welche, bei der im Geſetz 
einmal enthaltenen Beſchränkung, auch von 
dem noch Reicheren und Wohlhabenderen, nur 
in einem gleichen Betrage, hätte gefordert wer⸗ 
den können. 

Alle gegen dieſe irrige Veranlagung erlaſ⸗ 
ſenen Belehrungen und Verfügungen des Mi⸗ 
niſterii haben, eine Abſtellung herbeizuführen, 
nicht vermocht. 

Die hierdurch zu wenig erhobene und 
bei ſpäterer richtiger Veranlagung zur Erhe⸗ 
bung kommende Steuer iſt für drei oberſten 

teuer⸗Stufen allein auf 
und zwar, wie es ausdrücklich heißt, ſehr 
mäßig berechnet. 

Die Steuer von den, bisher von der 
Klaſſenſteuer befreit geweſenen Staats⸗An⸗ 
gehörigen, deren Heranziehung zur Zahlung 
nach dem neueren Geſetz erfolgen ſoll, wird 
in den Motiven Seite 43 auf ppi. 
angenommen. - 

In Zahlen ſtellt ſich mithin die Eins 
nahme, aus einer, nach dem Einkommen rich⸗ 
tiger veranlagten Klaſſenſteuer, auf etwa 


und es wurden non 


fein, welche auf die, der Mahl: und Schlachtſteuer bisher unter⸗ 


legenen Orte fallen würden. 


Nach dem Stande der Kontribuenten in Breslau — wo, 

ie die Denkſchrift vom 12. September o. anführt, feit Jahren 
eine Einkommenſteuer beſteht, — läßt die Staats⸗Einkommens⸗ 
Steuer eine Summe von etwa 150,000 Thlr. erwarten. 

Auf den Kopf thut dies 1 Thlr. 10 Sgr. 11 Pf., oder 
Die mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflich⸗ 
tigen Orte umfaſſen, nach den Angaben Seite 37 der Motive, 
1,739,582 Seelen. 


Es mag fein, daß kleinere Orte, wie Breslau, einen gerin⸗ 
geren Satz als 1 Thlr. 10 Sgr. pro Kopf zahlen werden, es 
wird dieſer Satz indeß als Durchſchnittsſatz um fo mehr anges 


abgerundet 1 Thlr. 10 Sgr. 


‚G—ͤL[ͤ— 3333366666 


zur Zeit noch 
nommen werden können, als derſelbe eigentlich 


Kopf zahlen wird. 


Von der jetzigen mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Bevöl⸗ 


kerung ſteht mithin eine Einnahme von -pptr. 


zu erwarten, ſo daß nach der vorſtehenden Berechnung überſchie⸗ 
ßen würden n age Be N eg ech 
Es fehlen hierbei jedoch die, ſchon vorberührten, höheren 
Erträge aus der Aten und öten Klaſſenſteuer-Stufe — Motive 
Seite 12 —, es fehlen in dem Durchſchnitts⸗Satze von 1 Thir. 
10 Sgr. pro Kopf die Steuer⸗Ertraͤge von allen denjenigen 
Einwohnern, welche, vermöge ihres geringeren 


Zeit in Breslau nicht beſteuert ſind, nach der 


ren Geſetzes aber zur Steuer mit herangezogen werden follen, 
fehlen aber vor Allem die Steuern der, in den mahl⸗ und 
chlachtſteuerpflichtigen Orten jetzt wohnhaften Exemten. 
Var die jetzt klaſſenſteuerpflichtigen Orte 


derſelben auf 130,000 Thlr. angenommen. 
rwägt man, 
größeren Städte 
Kommando's, 
Militairs und Militair⸗Beamten, 
höheren Lehrſtandes, welche 
Megierungen, Provinzial⸗Steuer⸗ Direktionen, 


welche bis jetzt nur von der Hälfte ihres Einkommens feuerten, 
und zieht man dabei die Summe in Betracht, welche der Staats⸗ 
Haushalts ⸗Etat im Beſoldungs⸗Bitel für fie nachweist, fo wird 


ein Steuerbetrag von 


b von den Eremten der mahl- und ſchlachtſteuetpfichtigen Orte, 


* 
[4 


ů(—ͤK— — 55 e tee 


ͤ——ͤ— 222 — 


90 Pf. beträgt, als die Orte unter 10,000 Einwohnern nur 
eine Zahl von etwa 450,000 Seelen umfaſſen, und als endlich 
Berlin mit feiner Einwohnerſchaft, bei richtiger Beſteuerung, 
ſicher einen höheren, als den Satz von 1 Thlr. 10 Sgr. pro 


ů— —— nen 


daß die mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen 
faft, ausſchließlich der Sitz ſind von General⸗ 
tendanturen und einer Menge hochbeſoldeter 
der höheren Geiſtlichkeit, des 
zeither gar nicht, der Ober⸗Präſidien, 


... 8 
ee 


— 27732 


einſchließlich der auswärts 5 preußiſchen N . 
Konſuln, gewiß als die mäßig ſte ne erfcheir ou 
Es würden nach dieſen Berechnungen mithin im Minimo 
Abeeichließen-2 g. K. . d eee. . 22 . 
und zur Deckung der Gewerbeſteuer ad. ... 2,429,750 Thlr. 
nach Abzug der mit ihrem Wegfall nicht wei⸗ f 
ter aufzuwendenden Hebungskoſten per 108,492 Thlr. 
2,321,258 Thlr 


nur noch fehlen es e mut ann au . 7 DEE 1,127,800 Thlr. 


Dieſes Manquo wird erheblich verringert werden, wenn nicht ganz ſchwinden, 
durch die umſeitig bemerkte richtigere Veranlagung der, von der Aten abwärts 
gehenden Klaſſenſteuer⸗Stufen und durch die, zur Steuer⸗Quote für Breslau nicht 
herangezogenen unterſten Klaſſen. Der Ertrag aus Beiden wird um fo größer 
ſein, je größer die Zahl der Steuernden in dieſen Klaſſen iſt. 


Die Erfahrung wird auch ſicher lehren, daß eine in den projektirten Satzen 
irgend richtig veranlagte Einkommensſteuer durch das ganze Land ein ganz an⸗ 
deres und höheres Ergebniß liefern werde, als es, geſtützt auf die Zahlenangaben 
in den Motiven zum Geſetzesentwurfe, hier berechnet werden konnte. 


Man wird dieſer Behauptung nicht ferner widerſtreiten wollen, wenn man 
nur oberflächlich den Ertrag alles ertragsfähigen Grundeigenthums im Lande und die 
Summe aller kourſirenden zinstragenden Staats-, Kommunal- u. Korporationsſchulden, 
wie Eiſenbahnaktien ic. mit Ausſchluß der Pfandbriefe, ermittelt und darnach be⸗ 
rechnet, welches Einkommen daraus ohngefähr fließt. Es iſt nicht, wie die Mo⸗ 
tive S. 3 annehmen, nothwendig, die auf dem Grundeigenthume haftenden 
Schulden dabei mit zu berechnen. Denn die Rente, welche dem Eigenthümer 
durch feine Zinſenzahlungen entgeht, bezieht der Hypothekengläubiger, der Pfand⸗ 
briefsinhaber u. ſ. w. 


Eine Menge ſolcher zinstragenden Papiere befinden ſich nun zwar im Beſitze 
von Staats-, Kommunal- und andern Anſtalten, deren Einnahmen, fo weit fie 
nicht Beſoldungen zufließen, in der Regel einer Steuerzahlung nicht werden unter⸗ 
worfen werden können, es kann indeß der Staatsverwaltung wohl nicht ſchwer 
werden, hierüber eine annähernde Kenntniß zu erlangen. 


r das Fortbeſtehen 
1,193,438 Thlr. 


Richtigkeit, Bedenken. 


9,715,285 Thlr. 
7,571,687 Thlr. 


Der Ertrag derjenigen inländiſchen Schuldpapiere, welche die Auesländer beſitzen, 
wird ſich ziemlich ausgleichen mit dem Ertrage der im Inlande kourſirende nausländiſchen 
Fonds. Stellt man eine ſolche Berechnung auf und nimmt man nur die Hälfte 
des Ertrages als zu verſteuerndes Einkommen an, rechnet dann dazu die Summe aller 
ſteuerpflichtigen Beſoldungen, welche aus Staatskaſſen gezahlt werden, fo wird 
man, ſelbſt ohne Berückſichtigung des Gewerbes ꝛc., zu dem überraſchenden Reſul⸗ 
tate gelangen, daß eine Steuer bis zu 3% nicht erforderlich erſcheint, um die in 
Wegfall kommenden oben bemerkten Steuern zu decken, 


487,614 Thlr. 


Dieſe Berechnung iſt nun aber einmal nicht gemacht, und es bleibt mithin, 
den Bedürfniſſen der Staatskaſſe gegenüber, für jetzt nichts übrig, als auf ein 
anderes Mittel vorzudenken, durch welches die zur Deckung der Gewerbeſteuer in, 
Zahlen dargeſtellten 1,127,800 Tylr ſchlimmſten Falles beſchafft werden können. 


Das Nächſte würde fein: eine geringe Erhöhung der Steuerſätze in den 
höheren Einkommensklaſſen; das zweite: eine Reform des Stempelſteuer-Ge⸗ 
ſetzes zu 6 und namentlich die Einführung des vor dem Geſetze vom 7. März 
1822 beſtandenen Deszendentenſtempels. Welche Summen dieſer Stempel auf⸗ 
gebracht hat, werden die vorliegenden ſtatiſtiſchen Berichte jener Zeit ergeben. 


Die Stempelſteuer iſt in ihrer gegenwärtigen Verfaſſung ſeit Jahren viel⸗ 
fach angefochten und ſchon im Jahre 1827 wurde eine Reviſion derſelben in Aus⸗ 


ſicht geſtellt. 1 


Sollten die Vorbereitungen dazu indeß zu einer neuen Geſetzesvorlage bier⸗ 
über noch nicht gediehen ſein, fo dürfte es doch keinen Anſtand finden, den obi⸗ 
gen Punkt, im Intereſſe der Geſammtheit des Landes, allein zum Beſchluß zu 
bringen. N 
Von allen Tarifspoſitionen des Stempelſteuer⸗Geſetzes iſt ein mäßiger Des⸗ 
zendentenſtempel wie der einträglichſte, ſo auch ſicher der am wenigſten drückende. 
Er iſt weniger drückend, erſcheint mehr gerechtfertigt, als der Kaufsſtempel und 
deſſen im Jahre 1821 erfolgte Erhöhung von / auf 190 au 

Es muß anheim gegeben werden, einen dieſer Wege oder welchen anderen 
zur Ergänzung des, zur Deckung der Gewerbeſteuer ſicher nur ſcheinbar 
fehlenden Betrages zu betreten. In jedem Falle ſind ſie gerechter, als das Be⸗ 
ſtehen einer Steuer, welche nicht den geſammten Staat, ſondern nur die gewerb⸗ 
liche Induſtrie belaſtet und in ihren Folgen dieſe dem Ruin immer mehr entgegen⸗ 
führt. Ueber die Salzſteuer (zu 8.) und ihre tief gehenden Beziehungen auf 
Nationalökonomie muß ſich, des Weiteren zu verbreiten, Referent hier enthalten, 
vielmehr ſeiner Hauptaufgabe gemäß, nach Beleuchtung des Hauptgeſichtspunktes 
ad I., zu den einzelnen Beſtimmungen des Geſetzes ſelbſt, welche den 
Hauptpunkt zu II. im Eingange mit einſchließen, hiermit übergehen. 


130,000 Thlr. 


8,189,271 Thlr. 
1,525,984 Thlr. 


1 Thlr. 10 Sgr. 


2,319,442 Thlr. 
793,468 Thlr. 


Zu 9 1. des Geſetzesentwurfs. 

Es muß anheimgegeben werden, die Aufhebungsordre für die Klaſſen⸗⸗ 
Mahl⸗ und Schlachtſteuer dahin zu erweitern, daß darin die gleichzeitige Auf 
hebung der Gewerbeſteuer nach den obigen Erörterungen mit ausgeſprochen 8 ’ 
im anderen Falle müßte für die Aufhebung dieſer Steuer ein beſonderes efeg 
ergehen. FÜ 


Einkommens, zur 
Abſicht des neue⸗ 


Zu 9 2. 8 Pr. 
Die Feſtſetzung hierin theilt die neue Steuer in zwei verſchiebene Hebungen, 


je nach dem Einkommen und nach Klaſſen. Als erſter en u S. 14 
der Motive dafür angegeben, daß es praktiſch ganz un ausführen « würde, das 
Einkommen eines jeden Staatsbürgers, bis zu den untere nm ngen herunter, 
ſpeziell zu ermitteln, um danach die Steuer mit den zu enden Prozent⸗ 

ſätzen zu veranlagen. in? 2 
Diefer Behauptung wird durch die Erfa beuge ele chen. Erfahrungs⸗ 
mäßig iſt das Einkommen in den untern Stufen Br fol richtiger zu erfaſſen, 
als in den höheren. Die Motive räumen maenner N gend in den Worten: 
es kann auf eine verbeſſerte Klaſſenteuer durch alle Schichten ‚ber, 


r en werden, weil in dem Maaße, wie die 
Staatsbürger nicht ages auch die Abſchötu 1 A harte 


find die Steuern 


Ober⸗Gerichte ꝛc., 


400,000 Thi Kiafenfeuerfäge eigen, 


werden ic. 


* 


dies auch ‚ausbeiitich; an, denn die Abſchöbungemertmale ſind ja lediglich das 
Einkommen des Betheiligten. * f f J sr 
257871 bn n darauf ankommen, ob die Zahl der Steuerpflichtigen 
ihre Heranziehung zur Einkommenſteuer verſtattet. ee n 
721 Dies muß unbedenklich bejaht werden. 8 8 


So gut, wie jeder Einzelne in die Klaſſeuerrollen übertragen werden kann, 
kann er auch in die Einkommenſteuerrollen übertragen werden. 


Die Aufnahme in Beide darf nur nach dem richtig deklarirten, oder nach 
dem gewiſſenhaft abzuwägenden en 18 Jeden geſchehen, und eine Mehr⸗ 
are, oder eine größere Schwierigkeit erwächſt mithin nicht nur nicht, wenn nach 
dieſen Feſtſtellungen alle Staatsbürger in eine, die Einkommensſteuerrolle, 
eingetragen werden, ſondern es wird im Gegentheile die Führung zweier Steuer⸗ 
rollen in verſchiedenen Händen komplizirter, wie dies auf S. 14 der Denkſchrift 
vom 12. v. Mts. bereits erörtert it. f 


Der Einwand: daß die Klaſſenſteuer nach der individuellen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Einzelnen, alſo nach einem anderen Prinzip, als die Einkommens⸗ 
ſteuer, bemeſſen werden ſolle, wird man ernſtlich nicht feſthalten wollen. 


* Einmal nicht: weil dieſe Leiſtungsfähigkeit bei Millionen zu ermitteln, 
damit Jedem nur das aufgelegt werde, was er nach der Größe feiner Leiſtungs⸗ 
fähigkeit tragen könne, eine in der Praxis nicht zu löſende Aufgabe iſt. 


Es iſt bei den, in den einzelnen Familien tauſendfach verſchieden ſich geſtal⸗ 
tenden Verhältniſſen nicht möglich, in die Beuribuinun acer nge gehe 
durch die ganze Monarchie eine gleiche Anſicht, einen gleichen Maaßſtad zu brin- 
gen, und eine Ungleichheit in der Beſteuerung würde hervortreten, welche zu be⸗ 
ſeitigen, Hauptzweck der neuen Steuerform fein fol; 


Millionen von Steupflichtigen würden, ſtatt in die Hand des Geſetzes, in 
die hundertfältig verſchiedenen Anſichten der Veranlagungsbehörden über die Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit gegeben ſein. ö 


= Es wäre dies nicht geeignet, das Rechtsgefühl im Staate zu befeſtigen. 
Der Umftand, daß die Klaſſenſteuer eine Reihe von. Jahren hindurch bereits 


beſtanden habe, kann nicht maaßgebend ſein. Weil ſie eben Mängel ſo erheb⸗ 
licher Art in ſich trug, iſt das Verlangen der Reform laut geworden. 


Soll ſie jetzt zur Ausführung kommen, ſo iſt erſte Bedingung dabei, daß man 
durch die neue Steuerform Jedem die Ueberzeugung gewähre, er werde nicht nach 
Anfichten der Behörden über feine Leiſtungsfähigkeit, ſondern nach einem 
Ader geſeslichen Maaßſtabe, der auf alle Staatsbürger gleichmäßige 
„Anwendung findet, bei feiner Heranziehung zur Steuer bemeſſen. 


Dieſer Maaßſtab ſind: 1 
das Einkommen und der feſtzuſetzende Tarif. 
„Wenn Seite 18 der Motive bemerkt iſt, daß die Härten einer Einkommen⸗ 
n Steuer in Beziehung auf die Leiſtungsfahigkeit um ſo ſchroffer hervortreten, je 
geringer das zu beſteuernde Einkommen iſt und je fühlbarer daher die davon für 
das gewöhnliche Leben zu beſtreitenden Ausgaben in's Gewicht fallen und den 
entbehrlichen Einkommens⸗Ueberſchuß vermindern, ſo wird dieſer Anſicht aus 
vollſter Ueberzeugung beigeſtimmt. ec a 
Die Denkſchrift vom 12ten v. Mts. ſpricht dies Seite 16 auch in ähnlicher 
Weiſe aus., e e ee, ae 2 
Dieſem Uebelſtande läßt ſich aber leicht dadurch vorbeugen, daß für die Stu⸗ 
fon. mit einem Einkommen unter 1000 Thtr. ein in feinen Sätzen abfallender 
Tarif normirt würde. 


Referent vermag ſich nach ſeinen, auf dem Gebiete der Einkommensſteuerver⸗ 
waltung geſammelten Erfahrungen, aus denen die vorſtehenden und die in ſeiner frü⸗ 
heren Denkſchrift vom 12ten v. Mts. Seite 12 entwickelten Gründe hervorgegan⸗ 
gen find, nur dafür zu erklären, daß nur eine, und zwar die Einkommens ſteuer, 
im ganzen Umfange der Monarchie eingeführt werde. 


Zu 9 3. 
Hierin iſt in der eben 
ſtändig“ bemängelt. 


Es wird anheimgegeben, daſſelbe aus den dort angeführten Gründen fortfal⸗ 
len zu laſſen. f dans 


Zu 8 6. ' . 
Er lautet wörtlich: 
Wirren 


An Steuer wird jährlich der Betrag von 3% des ſteuerpflichtigen 


Einkommens entrichtet. N 
Das zur Verſteuerung in Anſatz zu bringende Einkommen iſt 


ſtets auf einen ſolchen Betrag abzurunden, daß die davon zu entrich⸗ 
tende Steuer in vollen Thalern ausgedrückt werden kann. 


In Beziehung auf den zweiten Satz zunächſt, iſt es zweifelhaft, von wem 
Weh dtorundung geſchehen ſoll: ob von dem Steuerpflichtigen, oder von der 
dle 98 „Da hier von ausführenden Beſtimmungen für die Behörde noch nicht 

ist, ſo muß das Erſtere angenommen werden. 5 


Es erſcheint in ſe ; 
g inen Folgen aber ſehr bedenklich, dem Deklaranten — $ 11 — 
8 > Be Bredel an die Hand zu geben, daß er Theile feines Einkom⸗ 
in Rreicen gration weglaſſen könne. Es dürfte beſſer ſein, dieſen Satz 
it Zur Nothwendigkeit wird dies, wenn die Einkommensteuer wie oben in An⸗ 
trag geſtellt iſt, auf alle Steuerpflich f W le gleich⸗ 
mäßige ee findet. 1 0 im ganzen Umfange der ende gleich 
ie Steuerberechnung wird dadurch im Ueheigen nicht erſchwert werden. 
zu. Was den Prozent⸗Sat anbetrifft, ſo u ie . 
4 85 . nterſcheldet die vorliegende Feſt⸗ 
cen N von der im erſten Entwurfe weſentlich dadurch, daß die früher beab⸗ 
ar * Progreffion aufgegeben iſt. | 
Sitze a Denkſchrift vom 12ten v. Mts. ſpricht ſich Seite 16 für ſteigende 


Die Gründe dafi 5 f 11 

I ründe dafür find auch in den Motiven Seite 20 hervorgehoben. 

* ee beruhen im Weſentlichen darin, daß die Fähigkeit, Steuern zu zahlen, 

a gemeinen nicht nur im Verhältniß des Einkommens, fondern in ſtärkerer 
greſſion mit dem Steigen deſſelben wächſt. ä 


gedachten Denkſchrift Seite 18 das Wort „ſelbſt⸗ 


14 


2733 


0 Bid Der en id % 0 
Nichtsdeſtoweniger aber iſt ein gleicher Prozent⸗Saß für alte Steuerſtufen 
in Vorſchlag gebracht, weil die Einkommensteuer zunächſt nur in einem mäßigen 
Umfange eingeführt werden ſolle, weil neben der Einkommensteuer noch andere: 
direkte Steuern beſtehen bleiben, weil der Anreiz zu Verheimlichung eines höheren 
Reichthums durch ſteigende Sätze vermehrt werden würde, weil endlich aus der 
Progreffivfteuer bei der geringen Anzahl von Steuerpflichtigen für die Staatskaſſe 
kein erheblicher Vortheil zu erreichen ſei. f s 
Alle dieſe Gründe wiegen indeß das oben angegebene Fundament: einer 
gerechten Steuervertheilung im Lande nicht auf. x 
Auf dieſem Fundamente ruhen Progreffiv:Sägt. : 
Wenn indeß weiter folgend bemerkt ift, daß ein geringerer Satz als 3% bei 
einem Einkommen von 1000 Thlr. aufwärts zur Deckung der dagegen ausfallen 
den Steuern nothwendig fei, fo wird, um die Staatsverwaltung mit ihren Ein⸗ 
nahmen nicht in Verlegenheit zu bringen, nichts übrig bleiben, als ſich auf die 
Progreſſion in den Einkommensklaſſen unter 1000 Thlr. für das Nächſte zu 
beſchränken. Es wird nur die Frage fein, wie weit hinunter ſich die Verpflichtung 
zur Steuerzahlung erſtrecken ſolle. 


„Geht man, wie der Vollſtändigkeit wegen aus der Denkſchrift vom 12ten 
v. Mts. hierher übernommen wird, von dem Prinzipe aus: daß Jeder nach ſeiner 
Steuerfähigkeit zu den öffentlichen Laſten beizutragen, die Verpflichtung habe, und 
daß die Feſtſetzung dieſes Beitrages nach dem Einkommen nur der feſte und vor 
Willkür ſchützende Maaßſtab ſei, nach welchem der Beitrag berechnet wird, ſo 
dürfte in einem Einkommen unter 50 Thlr. wohl nirgends eine Steuerfähigkeit 
mehr gefunden werden können. 


In den meiſten Fällen werden ſolche Einkommensbeträge kaum hinreichen, den 
Hunger zu ſtillen. Es erſcheint daher die Beſteuerung mit ſo geringem Einkom⸗ 
men nicht gerechtfertigt. Solche Einwohner werden auch in den meiſten Fallen 
die Steuer zu zahlen nicht vermögen, und die Veranlagung und der Verſuch der 
Einziehung könnte leicht mehr koſten, als die Steuer in dieſen Klaſſen der Ver⸗ 
waltung einbringt. ; 


Es wird anheim gegeben, zu beantragen: 5 

1) daß Einwohner mit einem Einkommen unter 50 Thlr. von der Steuer 
ganz befreit bleiben; : UM 

2) daß ein Einkommen von 50 bis 100 Thlr. den 

drigſten Steuer⸗Satz zu zahlen habe. 5 


Dies der allgemeine Maaßſtab. 


In Erwägung jedoch, daß die Verſchiedenartigkeit der Steuerkraft in großen 
Städten und auf dem Lande, bei einem gleichen Steuer⸗Satze, für Beide gerade 
in den unterſten Stufen am härteſten hervortritt, in Erwägung ferner: daß dieſe 


zu normirenden nie⸗ 


Klaſſen von ihrem Einkommen oft nur mit Mühe und Kummer die erſten Lebensbe⸗ 


dürfniſſe zu befriedigen vermögen, mithin eine möglichſt gleichmäßige Belaſtung nach 
der Steuerkraft hier mehr als ſonſt zur ſtrengen Pflicht wird, dürfte für Städte 
von 10,000 Einwohnern und darüber, und für Städte unter 10,000 Einwohnern 
bis zu den Einkommensklaſſen von 300 Thlr. eine verſchiedene Skalg der Steuer⸗ 
berechnung einzuführen ſein, ſo zwar, daß nur die Einkommensklaſſen von 300 Thlr. 
aufwärts einen gleichen Steuer-Satz durch die ganze Monarchie entrichten, und 
beiſpieleweiſe pptr. 50 Thlr. auf dem Lande und in kleineren Städten einem 
Einkommen bis 100 Thlr. in den bezeichneten größeren Städten gleichgerechnet 
werden. ns güne 
f Die weiteren Zwiſchenſätze würden ſich allmälig bis zu den Klaſſen von 
300 Thlr. Einkommen auszugleichen haben, © 


Es ſpringt in die Augen, daß dem Prinzip einer gerechten Steuer⸗Verthel⸗ 
lung im Lande, ohne den feſten Maßſtab aufzugeben, hierdurch am meiſten ent⸗ 
ſprochen fein würde. f a, 


Nur das wäre zu berückſichtigen, daß mit Abgrenzung der Steuerfteiheit und 
des Anfanges der Steuerpflichtigkeit die 3,846,000 Einzeln Steuernden — Mo⸗ 
tive Seite 42 — in ihrer überwiegenden Mehrheit dabei der Steuer- Zahlung nicht 
entfallen. ö 


2 x 2 x 
Eine Erweiterung der Steuerpflichtigkeit auf die Einkommensklaſſen mit 40 
und reſp. 75 Thlr. dürfte dies überall erreichen laſſen und in dieſer Beziehung der 
fruͤhere Antrag von 50 und 100 Thlr. eine Abänderung erleiden müſſen.. 


In den Einkommensklaſſen unter 1000 Thlr. theilt das Klaſſenſteuer⸗Geſetz 
die Steuerpflichtigen in zwölf verſchiedene Stufen. Bei Ausdehnung der Ein⸗ 
kommensſteuer auf dieſelben, wird es nicht zu umgehen fein, die Stufenzahl zu 
vergrößern. In Breslau ſpringt der Kommunal-Einkommensſteuer-Tarif — 
Seite 17 der Denkſchrift — bis 450 Thlr. je um 50 Thlr. Se 
Die Erfahrung hat ergeben, daß, es bedenklich ſein würde, im Staats: Eins. 
kommenſteuertarif nicht mehr und nicht weiter gehende Zwiſchenſtufen zu bilden. 
Eine in ihrem Geſammtbetrage nicht unerhebliche Steuer würde dadurch verloren 
gehen, beziehungsweiſe mehr aufkommen. * ; 1 

Unmaßgeblich dürften mit Berückſichtigung des dermals projektirten haͤchſten 
Satzes von drei Prozent die Zwiſchenſtufen von 100 Thlr. aufwärts immer um 
33 % Thlr. ſpringen. | ; 

Dazwiſchen liegende Beträge würden nicht zu beſteuern fein. — 51 

Zu 9 7. 15 RE 

Dieſer Artikel enthält die im früheren Entwurfe vermißte Begriffsbeſtimmung 

über das Einkommen. 


Wenn die allgemeinere Faſſung, welche in der Denkſchrift des Referenten vom 
12. v. Mts. — Seite 18 — hiefür in Vorſchlag gebracht worden iſt, nicht bes 
liebt werden ſollte, fo dürfte der Faſſung im Geſetzesentwurfe mindeſtens unter d. 
zugeſetzt werden müſſen f 11 

„aus ſonſtigen Quellen.“ 

Die Gründe dafür werden in den, in die bezeichnete Denkſchrift auſgenom⸗ 
menen Beispielen gefunden werden. e 

Es würde nicht unſchwer fein, dafiir noch eine Menge Anderer aus dem 
Leben zuzufügen. akt ko un 

Zu 9 8 — 10, 192 g 5 

Nach der Einſchaltung der Worte „auf Erfordern“ im lebten Satze 2. 
Paragraphen, wird die, in Beziehung auf die Angabe der Gläubiger — Seite 19 
der Benkſchrift — aufgeſtellte Bemerkung als beſeitigt zu betrachten fein, Wün⸗ 
(hhenswerth jedoch dürfte es ſein, noch einen Anhaltspunkt für die Berechnung 
des Einkommens aus neu erſtehenden Geſchäften ic. in den 10 mit aufzunehmen. 


U 
0 
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Diet in Bissau find: beteits beſtehende Geschäfte von einem glichen um⸗, Der Steuerbettag von der Einkoemmensverminderung kommt ihm im nächten 


„ unter 
— — — — fürs erſte Jahr dabei maßgebend geweſen. 


in . 
Die hierin aufgenommene Feſtſetzung: 
nach welcher es dem Ermeſſen jedes Steuerpflichtigen überlaſſen fein 
7 fol, ob er Behufs feinen Veranlagung zur Einkommenſteuer eine eigene 
N Deklaration abgeben, oder ſich der Einſchätzung durch die geordneten 


Behörden und Kommiſſionen unterwerfen will, 
durchbricht den Zweck der Einkommensſteuer vorweg in der weiteſten Ausdehnung. 


Bei den unteren Klaſſen würde der Einfluß dieſer Feſtſetzung von geringerer 
Erheblichkeit ſein. 

Ihr Einkommen iſt leichter zu überſehen und nach der Erfahrung kommen 
auch ohne Deklaration bei der Schätzung hierin Irrthümer von Bedeutung 
nicht vor. 

Anders ſteht es dagegen mit den höheren Einkommens = Klaffen, 


Die Motive zum Geſetzes⸗Entwurfe ſprechen ſelbſt ſich Seite 15 dahin aus: 


„Es kann indeſſen hierauf — nämlich eine verbeſſerte Klaſſenſteuer im 
ganzen Umfange der Monarchie — nicht eingegangen werden, weil 
in dem Maße, wie die Klaſſenſteuer⸗Sätze ſteigen, auch die Ab⸗ 
1 ſchätzungs⸗ Merkmale zweifelhafter werden, und wenn dabei noch 
über den jetzigen höchſten Steuerſatz hinausgegangen werden ſollte, 
ganz unhaltbar werden würden; nach dieſen Grundlagen eine ihrer 
wirklichen Leiſtungs⸗Fähigkeit entſprechende Beſteuerung der wohlha⸗ 
benden Einwohner⸗Klaſſen daher nicht erreicht werden könnte; weil 
aus demſelben Grunde ſehr bald zum Nachtheil der Steuerpflichtigen 
ſowohl, als der Staatskaſſe die größte Willkür der Veranlagungs⸗ 
ehörden an die Stelle einer grundſätzlichen Veranlagung treten 
würde, ohne daß dem mit Erfolg entgegen gewirkt werden könnte“ ic. 


Dieſer Zuſtand der größten Willkür würde aber ſicher eintreten, wenn 
einem jeden Steuerpflichtigen freigeſtellt werden ſollte, ob er deklariren oder ſich 
einſchätzen laſſen wolle. 


Es werden zwar im Anfange redlich geſinnte, von Rechtsbewußtſein durch⸗ 
drungene Männer ihre Deklarationen einreichen, es werden dies aber alle Diejeni⸗ 
gen nicht thun, welche ihr Vermögen bis dahin ſorgfältig zu verheimlichen geſucht 
und gewußt haben, und welche aus der amtlichen Abſchätzung wohl einen Vortheil 
erwarten, nie aber einen Nachtheil befürchten dürfen. 

Der hierin ruhende, auf der Hand liegende Vortheil wird Andere, welche 
früher deklarirt hatten, ſehr früh dahin bringen, daß auch ſie es fernerhin auf 
die Einſchätzung ankommen laſſen, und es werden dann bei den „mangelnden 

erkmalen zur Einſchätzung der wohlhabenden Klaſſen,“ diejenigen 
uftände der Willkür und die Ueberbürdungen der minder wohlhaben⸗ 
den Klaffen in der Steuer ⸗ Vertheilung hervortreten, welche die Motive 
nach den obigen Anführungen nur wahrheitsgetreu geſchildert haben und welche 
ein Hauptgrund zu Aufhebung der gegenwärtigen Klaſſenſteuer ſind. 


Die Vorlegung der Rollen an den Gemeinderath wird in dieſen Zuſtänden 
wenig ändern. 


Iſt es einmal bekannt, daß durch die Einſchätzungen an anderen Orten viel⸗ 
fach nicht das volle Einkommen zur Steuer: Veranlagung gezogen wird und gezo⸗ 
gen werden kann, dann wird jeder Ort es für ſeine Aufgabe anſehen, ſeine Ein⸗ 
wohner mit ähnlicher Rückſicht zu behandeln, und Niemand vermag zu berechnen, 
wo dieſe Rückſichten ein Ende finden werden. 


Wie dies bei der Klaſſenſteuer — S. 6 der Motive — ausgeführt worden, 
werden auch hiergegen alle Belehrungen und Verfügungen des vorgeſetzten Miniſterii 
durchzudringen nicht vermögen. 


Beabſichtigt man daher überhaupt eine möglichſt gleichmäßige und gerechte 
Steuervertheilung durch das ganze Land, ſo iſt das Verlangen der Selbſtdeklaration 
eine Bedingung sine qua non, 


Auf der anderen Seite läßt ſich hinwiederum nicht verkennen, daß, wenn alle 


Einwohnerklaſſen der Einkommenſteuer unterworfen werden, die Selbſtdeklaration 


für die unteren Stufen theilweis ihre Schwierigkeit haben würde. 


Es würde aber dies behoben werden, wenn den Klaſſen mit einem Einkom⸗ 
men unter 400 Thlr. zwar das Recht der Selbſtdeklaration nicht benommen, indeß 
gleichzeitig anheimgegeben wird, ſich dafür der Einſchatzung zu unterwerfen. 


In dieſen Klaſſen iſt das Einkommen überall genauer zu überſehen und eine 
Wiukür und eine Begünſtigung, wie fie oben geſchildert worden, hier nicht zu 
beſorgen. 

- Zu 9 25. 


Hierin iſt die Strafe für den Fall normirt, daß der Deklarant einen Theil 
ſeines Einkommens wiſſentlich verſchweigt, oder zu geringe angiebt; es wird aber 
des Falles nicht gedacht, wenn dieſe unrichtige Einkommensdeklaration erſt nach 
dem Tode des Deklaranten zur Entdeckung kommt. 


Es dürfte zweckmäßig ſein, die Beſtimmung auszuſprechen, daß in einem 
ſeichen Falle, die hinterzogene Steuer aus dem Nachlaſſe gezahlt werden mülfe, 


* 
Daß dies von der Gerechtigkeit, den Übrigen Steuernden gegenüber, gefordert 
„bedarf der Erörterung nicht. N 


u $ 28, 


Im Weſendlchen umfaßt dieſer Artikel die Feſtſetzung: daß Ab⸗ und Zugänge 
am Einkommen während des Jahres, für welches die Veranlagung erfolgt iſt, an 
der einmal veranlagten Steuer Nichts ändern ſollen, und nur der gänzliche Weg⸗ 
all eines ſteuerbaren Einkommens ſoll Berückſichtigung finden. 


In der ODenkſchriſt vom 12. v. Mts. iſt dieſer Gegenſtand bereits erörtert. 
Der Vollſtändigkeit wegen wird das dort Geſagte wörtlich hier wieder gegeben: 


Wird von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß Jeder im laufenden 
a 0 98. rg e e ve was er im vorangegangenen, oder 

auch im Durchſchnitt der drei vorangegangenen Jahre hatte, ſo läßt 
ſich gegen dieſe Vorſchrift Weſentliches nichts erinnern,“ 


der Betriebs⸗Kapitale und der ſonſtigen Vermögens⸗ Jahre mit zu Gute. 


Es waltet dabei die Anſicht vor, daß der Steuerpflichtige auch die höhere 


Steuer zahlen könne. 


Dieſe Vorausſetzung wird indeß vielfach nicht zutreffen. Es haben beiſpiels⸗ 
weiſe: st 5 

der Eine eine Rente von 600 Thlr., 0 

der Andere aus einem Gewerbe ein Einkommen von pptr. 400 Thlr. 


Dieſen treffen Unglücksfälle fo, daß er das Gewerbe aufs Aeußerſte beſchrän⸗ 
ken muß und auf längere Zeit hinaus keine Ausſicht hat, ſich von ſeinem Unfall 
zu erholen. 

Der Unfall hat ihn im März betroffen, und ſein ferneres Einkommen aus 
dem beſchränkten Fortbetriebe ſeines Gewerbes kann für die übrige Dauer des 
Jahres höchſtens auf 150 Thlr. bemeſſen werden. P 


Jener, der Rentenbezieher, verliert feine Rente im Mai bis auf 100 Thlr. 


Gänzlich iſt bei Beiden das ſteuerbare Einkommen nicht erloſchen, und 
den Beſtimmungen des Geſetzes müßten daher Beide für den Verlauf des Jahres 
die veranlagte Steuer, der Eine mit nur noch 100 Thlr. Einkommen, von 600 Thlr., 
der Andere von 400 Thlr. zahlen. 


Ku fie dies nicht vermögen, höchſtens nur mit Verkauf ihrer Habe, liegt 
zu Tage. ! 


Gleichwohl ift es unausführbar, in allen den tauſend Wechſelfällen, welche 
insbeſondere in großen Städten das Einkommen der Beſteuerten im Laufe eines 
Jahres treffen, ſofort auch eine Aenderung der Steuer vorzunehmen. 


Dieſe Aenderung wird daher auf außerordentliche Fälle beſchränkt wer⸗ 
den müſſen, und zwar würde dies auf einen Zuwachs ebenſowohl, wie auf eine 
Verringerung des Einkommens auszudehnen ſein. 5 


Nach der dem Referenten beiwohnenden Erfahrung dürfte eine ausreichend 
feftgeftellte und für eine längere Zeit über das Jahr hinaus andauernde Einkom⸗ 
mensverringerung eine Aenderung der Steuer zuläſſig machen, wenn dieſe Ver⸗ 
ringerung 5 i 

in den Klaſſen unter 500 Thlr. den dritten Theil, N 
in den höheren Klaſſen aber die Hälfte und mehr des bis dahin ver⸗ 
ſteuerten jährlichen Einkommens beträgt. a 


Bei Zugängen, aus Anlaß von Erbſchaften, dem Beginn eines neuen Ge: 
ſchäftes oder Gewerbes, ꝛc. möchte nach gleichen Grumdfägen zu verfahren fein, 

In dieſem, durch die Verhältniſſe gebotenen Wechſel in der Steuerveranla⸗ 
gung, welcher in Breslau jährlich tauſendfältig vorgekommen iſt und ohne Härte 
durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen werden kann, liegt zugleich, wie ſchon oben 
angedeutet, mit die größte Schwierigkeit, in großen Städten, zwei getrennte direkte 
Steuern — eine nach dem Einkommen und eine nach Klaſſen — durchzuführen. 


Die Uebertragungen aus den Rollen für die eine, in die Rollen fur die andere 
Steuer würden, abgeſehen von dem Unrecht der Trennung überhaupt, den Behör⸗ 
den eine Arbeit verurſachen und eine Controle nothwendig machen, welche die 
waltung dieſer Steuern für ſie zur Unerträglichkeit, wenn nicht zur Unausführbar⸗ 
keit zu ſteigern, geeignet fein könnte, 


Es muß anheimgegeben werden, dies in Erwägung zu nehmen und im Inte⸗ 
reſſe der Steuernden ſowohl, wie der Verwaltung zu berückſichtigen. 


An dieſe Bemerkungen über die in Ausſicht ſtehende Reform der direkten 
Staatsſteuern knüpft ſich eine Frage, welche für die größeren Kommunen der 
Monarchie eine Lebensfrage genannt werden kann. 8 


Es iſt dies die Frage: wie ſollen die Kommunen ihre Bedürfniſſe aufbringen, 
wenn fie nach Aufhebung der bisherigen Königl. Mahl: und Schlachtſteuern ihre 
damit bezogenen Zuſchläge verlieren, wenn ſie im Intereſſe der Stadt gezwungen 
werden, bis dahin beſtandene eigene direkte Steuern mit Einführung der Staats⸗ 
Einkommensſteuer fallen zu laſſen? 

Für Breslau iſt dieſe Frage in der mehrberegten Denkſchrift Seite 21 — 30 
beantwortet. . n 5 

Eine faſt gleiche Beantwortung liegt in den Motiven zum Geſetzesentwurfe 
ſelbſt, Seite 31. > 


Nur darin weichen Letztere von der Erſteren ab, daß fie die Steuer von Rog⸗ 
gen und Backwaaren daraus, wie nicht minder die Steuer vom Schweinefleiſch⸗ 
vom Fett und allen andern Fleiſchwaaren vom Schwein, gänzlich fallen laſſen wollen, 
während die Denkſchrift nur eine Herabſetzung der dafür bis jetzt beſtandenen Hebe⸗ 
ſätze beantragt. 1 


Laſſen ſich auch die wolwollenden Abſichten für die ärmeren Volksklaſſen dabei 
nicht verkennen, welche die Staatsverwaltung bei ihrem Vorſchlage geleitet haben, 
ſo iſt doch auf der anderen Seite in Erwägung zu ziehen, daß Brot von allen 
Schichten der Bevölkerung genoſſen wird, daß es nicht zu billigen wäre, wenn alle 
feinen und verfeinerten Fleiſchwaaren vom Schwein, welche meiſt in den Verzehr 
der Wohlhabenderen übergehen, unverſteuert bleiben ſollten, während bei dem gänz⸗ 
lichen Wegfall der Roggenſteuer und der Steuer vom Schwein alle anderen Gat⸗ 
tungen von Fleiſch, Backwaaren ze. mit einer um ſo viel höheren Abgabe be 
werden müßten. 


Bis auf den Pfennig Jedem feinen Beitrag zu den Staats- und 
nallaſten abzumeſſen, iſt unausführbar, und was bei einer ermäßigten 
was bei einer ermäßigten Steuer vom Schwein der Aermere im 
Wohlhabenden ja noch an indirekten Abgaben mehr zahlen ſollte, 
das, was dem Aermeren in freier Volksſchule, durch Kranken 
insbeſondere aber durch die Beträge wieder aus, welche der 1 enden und 
Verzehr und den Verbrauch anderer, vom Auslande . in e nd dur 
Staatszolltarif zum Theil ſehr hoch impoſtirten Gegenſt thohtem 
ſteuert. i Be: 

ee i g kt iſt, daß die Befugnſß 

Wenn ſchließlich in den Motiven Seite 33 Min cn’ daß die 
der e ihre Bedürfniſſe im Wege tn Beſſeutrung aufgubrins, 

i , fo iſt hierauf nur noch anzuführen, 
gen, anderweit geſetzlich geregelt werden witz mit Emmi e 
daß der dahin abzielende Antrag gleich sen, we auirung des . 
Steuergeſetzes ſeine Erledigung eue ntfe wenn nicht Verlegenheiten für 
die Kommunen aus der ſpäteren Seſtſezung e hen ſollen. i 


Breslau, den 23, Oktober 1849, 


den 
aaße 


* 


Dritte Beilage zu e 253 der Breslauer 


Dinstag den 30. Oktober 1849. 
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Lokales und Provinzielles. 
—ꝛ — * 
$ Breslau, 29. Oktober. Es hat ſich hier allge: 
wein die Nachricht verbreitet, daß Ihre Majeſtät die 
Königin von Preußen am künftigen Donnerſtag 
mit dem Abendzuge der niederſchleſiſch⸗maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
bahn hierſelbſt eintreffen und auf dem königlichen 
Schloſſe übernachten wird. — Das Ziel der Reiſe 
ſoll, dem Vernehmen nach, die öſterreichiſche Haupt⸗ 
ſtadt ſein. — In vielen Kreiſen unſerer Stadt wer⸗ 
den bereits über die zu veranſtaltenden Empfangsfeier⸗ 
lichkeiten Berathungen gepflogen. 


Breslau, 28. Oktbr. [E v.⸗lutheri cher Verei 
Verſammlung ſehr zahlreich und andächtig. | Nane Nag 
deln die Zuſammenkunft wie eine gottesdienftlidhe, und pfle⸗ 
gen daher unmittelbar nach ihrem Eintritte, wie in der 
Kirche, ein ſtilles Vaterunſer zu beten. Vorſitzer: Krüger. 
Außer ihm beinahe der einzige, aber welch ein Sprecher! 
Weiß. Pf. 44 bildet die Einleitung zum Anfangsgebet. 
Bericht darüber, daß Armen: und Krankenpflege unter 
einem Komitee ſich einzurichten beginnen. Die Beihülfe des 
ne iſt hierbei weſentliches Bedürfniß. 

Jedes Vereins⸗Mitglied hat das Recht wie die Pflicht, dem 
Komits Hülfsloſe zuzuweiſen und zu empfehlen. Der Haupt⸗ 
Gegenſtand der Beſprechung iſt heute zur Vorfeier des 31. 
N das Jahr 1517 und 1530. Nach einigen geſchicht⸗ 

Gen Erörterungen werden jene berühmten 95 Sätze er⸗ 
wähnt, welche damals trotz der Unvollkommenheit der Mit⸗ 
theilungsmittel binnen 4 Wochen die Reiſe durch Europa 
machten, ſo daß man ſagte, die heiligen Engel müßten wohl 
die Botenläufer geweſen fein, Mehrere der überraſchendſten 


iſchen Konfeſſion nimmt man Ar 
che“ zur befondern Erwägung, Punkt 
‚ein lebendiges Bild ihres aher, une Geufien malt fih 


der Heerden berufen find, „dienen felber dem Fürſten dieſer 
Welt, und prunken mit ihrem Abfalle.“ Nicht ſowohl gegen 
den äußern Papſt, wie im 16. Jahrhunderte, iſt jetzt zu 


gm zu Selm, als vielmehr gegen den Papſt in viel 
en Seelen, „gegen die 5850 e u 15964 gitir. 


in Jrrthum jämmerlich ſich v 
nicht ausweichen! Alle Waffen in Bewegung * 
Kirche muß der Sieg werden. Sie kann nicht u 
ägt dich Jemand: Aber wo war denn deine er 
irche vor dem Jahre 15172 fo erwidere: Wo war denn 
dein Geſicht, ehe du vom Schmutze es reinigteſt? — Auf 
zwei neueſte „Zeichen der Zelt“ wird mit tiefer Betrübniß 
aufmerkſam gemacht. Die Einweihung eines neuen Schul 
lehrer: Seminars iſt im „Ev. Kirchen⸗ und Schul⸗Blatte“ 
beſchrieben. Die „Schleſiſche Zeitung“ bat den Artikel Wort 
für Wort abgedruckt. Aber — eine Zeile iſt ausgelaſſen, 
die, worin geſagt wird, dle Anſtalt müſſe allein ſich bauen 
auf Jeſum, dem ewigen Felſen. Merkwürdig! Mehr als 
Zufall! Letztern Montag ſind auf der nämlichen Stelle, wo 
der ev. luth. Verein ſteht, von Seiten des „evangellſchen 
ereins % und noch dazu aus dem Munde von Geiſtlichen, 


Keußerungen laut geworden, die aufs ſchmerzlichſte jedes 


‚gläubige Herz verwunden müſſen. Man hat ſie aufgeſchrie⸗ 
ben. Sie werden vorgeleſen. — Mehr fage ich hier nicht. 
Ich mag weder die gehäffige Rolle eines Angebers und Auf: 
dezers, noch die undankbare eines Richters oder Vermittlers 
pielen. Ich begnüge mich der einfache Berichterſtatter des 
vor Hunderten Vorgefallenen zu ſein. Der Riß zwiſchen 
pe 4 Ba a ee ärger wer⸗ 
den zu w uf eine Xusföhnung beider ein 8 
derſtrebender Richtungen kann man ee hoffen. il 
al 1 e E. a. w. P. 


Glaz, 28. Oktober. [Der Bürgermeiſter⸗ 
poſten. — Die Räumlichkeiten für das Kreis⸗ 
gericht.] Wegen der bevorſtehenden Bürger: 
meiſter⸗Wahl herrſcht in unſerer Stadt große Rüh⸗ 
1 keit. In allen Theilen derſelben werden Vorbera⸗ 
f eine nige flogen. Die größere Zahl der Wähler 
bunehaieh — 0 Rückſichten der Sparſamkeit im Stadt⸗ 
daten 16 der ee laſſen und ſteuert auf den Kandi⸗ 

uud man ae Forderungen am niedrigſten ſtellt, 
obgleich m 9 wohl einſieht, daß eine Stadt wie 
Glaz zu ihrem Bürgermeiſter eines Mannes gediege⸗ 
ner wiſſenſchaftlicher und politiſcher Bildung bedarf, 
und daß bei ſolch einer Wahl die Rückſichten der 
Sparſamkeit allein vorwalten zu laſſen nicht am Orte 
iſt. — In jüngfter Zeit ſcheinen ſich wieder viele 


4. 
ſolidariſch 2 
irt von Sr. k. H. dem Prinz von 
von ene 1 zmien⸗ le Preuße 
9 ꝛc. Jährlich zwei Prämien⸗Ziehungen. Haupt 
2 000 Fl., 1,000 Fl. 2c, geringſte Pram ad 


16 
Prämien Jlehung ſindet am 15. November in Wiesbaden 6 


Moritz J. Stiebel, 


ehrtheil derer, welche zu Hirten . 


proc. Zehn⸗Gulden⸗Anlehens⸗Looſe, 
. 
erwaltungs. Behörden ſtatt, und find die Original⸗Obligatlons⸗Looſe gegen Ein. 


on 6 Thlr. pro Stück bei dem unterzeichneten Handlungshauſe zu beziehen. 
Banquier in Frankfurt a. M. 


Stimmen einem der hieſigen Kreisrichter zuzuwenden, 
der ſich in ſeiner Eigenſchaft als Stadtverordneten⸗ 
Vorſteher ſchon mehrfache Verdienſte um unfere Stadt 
erwarb. Falls er gewählt würde, wäre die Wiederbe⸗ 
ſetzung der noch immer vakanten Stelle des Syndikus 
nicht nothwendig, mithin eine bedeutende Erſparniß ge⸗ 
macht. — Zur Unbequemlichkeit für das rechtsbedürf⸗ 
tige Publikum und zur Erſchwerniß für den Dienſt be⸗ 
finden ſich die einzelnen Abtheilungen und Deputatio⸗ 
nen unſeres Kreisgerichts noch immer nach den 
verſchiedenſten Richtungen hin zerſtteul. Das hieſige 
Landhaus böte paſſende Räumlichkeiten, namentlich auch 
für die hieſigen Schwurgerichtsſitzungen dar; indeß 
ſcheinen auch hier unzeitige Rückſichten der Sparſam⸗ 
keit die Acquiſition dieſes Gebäudes zu hindern. 


Erklärung. 

Die „Conſtitutionelle Zeitung“ (Beilagev. 24. Okt.) 
entnimmt der „Conſtitutionellen Correſpondenz“ fol⸗ 
gende Mittheilung: 

„Die ungariſchen Flüchtlinge ſcheinen ihre 
Auswanderung nach Amerika nicht ganz 
mittellos angetreten zu haben. Klapka hat 
hier in Berlin die Summe von 200,000 
Thlr. Gold in Wechſel auf England um⸗ 
geſetzt.“ ; ; 

Da dieſe Mittheilung darauf berechnet ſcheint, mein 
Wirken in Ungarn zu verdächtigen, fo glaube ich ſo⸗ 
wohl meiner Ehre, als der meiner Unglücksgenoſſen die 
öffentliche Erklärung ſchuldig zu ſein, daß jene Mit⸗ 
theilung eine freche Lüge iſt. Ich und meine Genoſ⸗ 
ſen haben kaum ſo viel gerettet, um unſere allernächſte 
Zukunft nothdürftig ſicher zu ſtellen. Uebrigens war 
ich bekanntlich in Berlin gar nicht in der Lage, frei 
über meine Handlungen zu disponiren, da ich während 
der kurzen Zeit meines dortigen Aufenthaltes ſtets von 
einem Polizeibeamten begleitet und bewacht wurde. 
Hamburg, 26. Okt. 1849. Klapka. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


In der Woche vom 21. bis 27. Oktober d. J. 
wurden befördert 6552 Perſonen, und eingenommen 


Neiffe-Brieger Eiſenbahn. 

In der Woche vom 21. bis 27. Oktober d. J. 
wurden befördert 1185 Perſonen und eingenommen 
1071 Rt. 


Krakau⸗Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


In der Woche vom 21. bis 27. Oktober d. J. 
wurden befördert 1675 Perſonen und eingenommen 
4529 Rtlr. 


Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn. 
In der Woche vom 21. bis 27. Oktober d. J. 


wurden befördert 2726 Perſonen und eingenommen 
2832 Rtlr. 5 Sgr. 1 Pf. 

Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eifenbahn, 
Die Frequenz auf der Niederſchleſiſch⸗Märki⸗ 
ſchen Eiſenbahn betrug in der Woche vom 14. 
bis 20. Oktbr. d. J. 9239 Perſonen und 34928 Rtlr. 
23 Sg. 8 Pf. Geſammt⸗Einnahme für Perſonen⸗, Güter: 
und Vieh⸗Transport ꝛc. vorbehaltlich ſpäterer Feſtſtel⸗ 
lung durch die Kontrole. 

Die Einnahme der Niederſchleſiſch-Märkiſchen Ei⸗ 
ſenbahn⸗Geſellſchaft betrug im Monat Septbr. d. J.: 
aus dem Perſonen⸗Transport für Rtlr. Sgr. Pf. 


N 


| 49,543 Perſonen 63,785 21 9: 
aus dem Güter» Transport für j 
240,370 Ctr. 71 Pfd. 72,287 — 5. 

aus verſchiedenen andern Titeln, vor⸗ 
behaltlich definitiver Feſtſtellung 
durch die Kontrole 5,845 8 4 
zuſammen 141,918 — 6 
Die Einnahme bis zum 1. Septbr. N 


966,793 229 
1,108,711 23 3 

Die Einnahme für dieſelbe Zeit im a 
Jahre 1848 betrug 1,022,874 18 6 


—— — 
mithin 1849 mehr 85,837 49 


betrug 


l. oder 7 Thlr. Die nächſte 
entlich unter Leitung der her⸗ 


Inſerat e. 
Bekanntmachung. 

Der Schaden, welchen der Brand am 7. Oktbr. v. J. 
dem Hauſe Reuſcheſtraße Nr. 12 verurſacht hat, iſt 
auf Pe * « * „* * + 15 Thl. 11 Sg. 1 Pf. 

am 28. Nov. v. J. dem Hauſe 1 
Kloſterſtr. Nr. 13 auf 65 — 28 — 2 — 

daſ. Nr. 14. 3982 — 12 — 2 — 


daſ. Nr. 15. 58 — 21 — 4 — 

am 30. Nov. v. J. dem Hauſe 
Nikolaiſtr. Nr. 48 auf 37 — 25 — „ — 
daſ. Nr. 49 . 1836 — 7 — 11 
dof. “ Nr. UO e eee 
daſ. Nr. 51 * * 3 — r 
baf. Nr. 52 + - 18 D, 7 ng 


am 3. Dezbr. v. J. dem Haufe 


Lorenzgaſſe Nr. 2/3 auf 1009 — 20 — 3 — 
am 9. Dezbr. v. J. dem Hauſe 
Breiteſtraße Nr. 3 auf 2093 — 1 — 6 — 
daſ. Nr. 4/5 1 — 15 — „ — 
Kirchſtraße Nr. 25 3 — 15 — „ — 
am 30. Dezbr. v. J. dem Haufe 
Sterngaſſe Nr. 1 auff — 2 — 6 — 
am 1. Jan. d. J. dem Hauſe 
Schmiedebrücke Nr. 43 auf 304 — 22 — „ — 
daf. Nr. 44 5402 — 20 — — 
am 2. Jan. d. J. dem Hauſe 
an der Kreuzkirche Nr. 2 auf 2384 — 12 — 1 — 
am 13. Jan. d. J. dem Hauſe 
Werderſtraße Nr. 22 auf . 2161 — 20 — 2 — 
Fährgäßchen Nr. 5 . 3. — „ , — 
am 18. Jan. d. J. dem Haufe N 
Hummerei Nr. 39 auf 82 — 7 — 11 — 
am 22. Jan. d. J. dem Hauſe ; 
Scheitnigerſtr. Nr. 11 auf 1268 — 15 — 4 — 
daf. Nr. 14 11 — 23 — „ — 
am 2. Febr. d. J. dem Hauſe 
Mittelgaſſe Nr. 1 auf 996 — 9 — 10 — 
Fiſchergaſſe Nr. 238. 1 — BI — 


am 27. März d. J. dem Hauſe 
Fried.⸗Wilh.⸗Str. Nr. 74a 
auff enen eee 
am 4. Juni d. J. dem Hauſe 
neue Junkernſtr. Nr. 23 auf 
daſ. Nr. 24. 


31216 — 968 
408 — 28 — 9 — 


} 2 hin 
am 30. Juni d. J. dem Hauſe 
Weißgerbergaſſe Nr. 44 auf 6 — „ ” 
Zuſammen auf 22,297 Thl. 7 Sg. I Pf. 
abgeſchaͤtzt worden. Wir haben daher den Beitrag zur 
Vergütigung dieſer Feuerſchäden auf zwei Silber⸗ 
groſchen ſechs Pfennige von jedem Hundert 
der Verſicherungsſumme bei unſerer ſtädtiſchen Feuer: 
Societät feſtgeſetzt. Indem wir dies zur Kenntniß der 
Betheiligten bringen, bemerken wir, daß die Geſammt⸗ 
Verſicherungsſumme bei der hieſigen ſtädtiſchen Feuer⸗ 
Societät 33,412,000 Thaler iſt, und die Einzahlung 
der vorerwähnten Beiträge im Januar k. J. erfolgen 
ſoll; die Ausschreibung der Vergütigung für den am 
15. Juli d. J. dem Hauſe Gartenſtraße Nr. 21 ver⸗ 
urſachten Brandſchaden mit 8940 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf. 
bleibt noch ausgeſetzt. Pre aa 
Breslau, den 18. Oktober 1849, 
Der Magiſtrat hieſiger Haupt- und Reſidenzſtadt. 


Berlin. Das am Geburtstage des Königs und 
jüngſt vor der Vorſtellung des Feldlagers in Schleſien, 
im königlichen Theater ausgeführte „Lied der Mas 
jeſtät,“ von A. Duncker und komponftt vom 
Kapellmeiſter Taubert, das mit ſo enthuſiaſtiſcher 
Zuſtimmung des Publikums begrüßt wurde, iſt jetzt 
in der königl. Hof⸗Muſik⸗Handlung von Ed. Bote und 
G. Bock im Stich erſchienen. Daſſelbe hat mehr 
die Form einer kürzeren Cantate als die eines Liedes, 
und eignet ſich daher vorzugswelſe zur Ausführung im 
geſelligen Kreiſen, die muſikaliſche Elemente in ſich 
tragen. Vorläufig iſt nur eine Ausgabe mit Klavier⸗ 
begleitung veranſtaltet, wir hören aber, daß die für 
Männerchor ſofert nachfolgen wird. Es läßt 
ſich eine weit verbreitete Theilnahme fur dieſen patrio⸗ 


— „ — 


tiſchen Geſang erwarten. L. K 
Bei den Unterſchriften der Korn⸗Börſen⸗Theilnehmer 
iſt zu leſen ſtatt; S. L. Rabe — S. Lachs. 


* 


Pommerſche Ganſebrüſte 
Friſche Kieler Sprotte 


offeriren wieder billiger als bisher: 


Carl Straka, 


Albrechtstr. 30, der kgl. Bank gegenüber, Dorotheen⸗ u. Junkernſtraßen⸗Ecke Rr. 38. 


Herrmann Straka, 


© 


Theater⸗Nachricht. 

Dinstag. 27ſte Vorſtellung des Abonnements 
von 70 Vorſtellungen. Zum Zten Male: 
„Gundel“, oder: „Die beiden Kai⸗ 
ſer.“ Komiſche Oper in 3 Akten, Text 
nach dem Franzöſiſchen, Muſik von Albert 
Ellmenreich. 

Mittwoch. 28ſte Vorſtellung des Abonnements 
von 70 Vorſtellungen. „Hamlet, Prinz 
von Dänemark.“ Frauerſpiel in 6 
Aufzügen von Shakeſpeare, überſetzt von 
Schlegel. 


Verlobungs⸗Anzeige. 

Die Verlobung meiner Tochter Jenny 
mit dem königl. Hauptmann und Kompag⸗ 
nie⸗Chef im 22. Infanterie⸗Regiment, Herrn 
Robert v. Kronhelm, beehre ich mich, 
Verwandten und Freunden hiermit ergebenſt 
anzuzeigen. 

Brieg, den 28. Oktober 1849. 

Gottwald, 
Direktor des königl. Kredit⸗Inſtituts 
für Schl Schleſien. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Jenny Gottwald. 
Robert v. Kronhelm. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Helena Blume, 
Moritz Achilles. 
Berlin u. Bärsdorf, den W. Okt. 1849, 
Verbindungs⸗ Anzeige. 
Als Neuvermählte empfehlen ſich: 
S. Prager, 
Nanny Prager, geb. Lachs. 
Freiburg, den 29. Oktober 1849. 
Verbindungs⸗Anzeige. 

Die heut hier vollzogene Verbindung unſe⸗ 
rer älteften Tochter Aug uſte mit dem Herrn 
Kaufmann A. F. Schmorentz aus Glatz, 
zeigen wir Freunden und Bekannten ſtatt je⸗ 
der beſonderen Meldung ergebenſt an. 

Neiſſe, 30. Oktober 1849. 

Brauereibeſitzer Runge nebſt Br 
Entbindungs⸗Anzeig 

Die heute früh halb 9 uhr erfolgte glück⸗ 
liche Entbindung meiner lieben Frau Hen⸗ 
zierte, geborn. Gäbel, von einem geſun⸗ 
den Mädchen, beehre ich mich Freunden und 
Ane ſtatt beſonderer Meldung, ergebenſt 
anzuzeige 
ea ale Oberſchleſien, den 27. Ok⸗ 


tober 1 
A. Friedrich, Schichtmeiſter. 

Entbindungs⸗ Anzeige, 

Die heute erfolgte glückliche Entbindung 
meiner geliebten Frau Ida, geb. Würſt, 
von einem muntern Knaben, beehre ich mich 
Verwandten und Freunden, ſtatt beſonderer 
Meldung, hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 

Waldenburg, den 27. Oktober 1849. 

Bra de, 
königl. Bergmeiſter a. D. 

Entbindungs⸗Anzeige. 

a Mittag halb 2 uhr erfolgte 
glückuche Entbindung meiner geliebten Frau 
Emilie, geb. Schwarts, von einem ge: 
ſunden wan ee ich mich hiermit er⸗ 

eigen. 


gebenſt an 
Breslau, ‚am W., Oktober 1840. 
Adolph Wiche. 
En n RE = Anzeige, 

eute in de nde wurde 
— — liebe Frau von einem g. 5 Knaben 
glücklich entbunden. Allen Verwandten und 
Freunden, ſtatt beſonderer Meldung, hiermit 


die ergebene Anzeige. 
Breslau, den „Oktober 1849. 
Moritz Hauſſer. 


Die 


— Gesangfreunden empfohlen — Hö schst ee Novität. 2 — 


Zweite Auflage: Das im Königl. Opernhause unter fortwährendem rauschendsten Beifall gesungene, 
ınit nicht enden wollendem Applause begleitete, in unserm Verlage erschienene 


z Lied von der ee EZ 


Gedicht von A. Duncker. 


== Composition von Wilhelm Tanbert, 


mit Begleitung des Pianoforte, 
ging so eben bei uns ein, und können die hestellten Exemplare in Empfang genommen werden. 
Hundert Exemplaren war in 2 — sage zwei Stunden vergriffen.) 
® ‚Den wohllöblichen Gesang-Vereinen, Seminarien und Schul-Anstalten die ergebene Mittheilung, dass diese trefflien 
15 ‚gene Composition für Vier Stimmen sich bereits unter der Presse befindet, und werden die eingegangenen Bestellungen der Reihe nach expedirt werden, 


Musikalien- Abonnements zu unsern grossartigen 


= NUSIKALIEN-LEIH-INSTITUTEN = 


Breslau, Schweidn.-Str, Nr. 8. 


bekanntlich zu den vortheilhaftesten Bedingungen, der Eintritt kann mit jedem Tage beginnen, 
Jahres-Abonnement fortwährend einige 40 Notenhefte in Händen. 


KB. BOTE & & BOCK. 


(. En Hof-Musikbändler Sr. Ma. d. Königs u. Sr. kgl. Hoheit des Prinzen Albrecht v. Preussen, 


T.. 


Berlin, Jägerstr. 42. 


Todes ⸗ Anzeige. 

Den heute in Brieg an einer nervöfen | 2 
Grippe erfolgten Tod meines zweiten Soh: 
nes Herrmann, beehre ich mich, theilneh⸗ 
menden Verwandten und Freunden, ſtatt be⸗ 
ſonderer Meldung, mit der Bitte, um ſtille 
Theilnahme, ergebenſt anzuzeigen. 

Nieder⸗Giersdorf, den 27. Oktober 1849. 

Groſſer, Gutsbeſitzer. 


Todes ⸗Anzeige. 
. langen ſchweren Leiden ſtarb am 
M. mein guter Mann in feinem 63. 
ae Um ſtille Theilnahme bittet 
die hinterbliebene Wittwe 
Henriette Pelte, 
geborene Schweitzer. 
Breslau, de den 28. Oktober 1849. 


Naturulssenscharftliene \ 
Seetion. 

Mittwoch, den 31. Oktober, Abends 6 Uhr., 
Herr Seminar-Oberlehrer Rendschmidt: 
Die Feldspathe des Riesengebirges und 
Herr Dr. phil. Dellbrück über das Blatt- 


Altes Theater. 
Wiener Affen⸗Theater. 


Heute Dienſtag große Vorſtellung der vier⸗ 
füßigen Künſtler. Die Unterzeichnete erlaubt 
ſich zu gleicher Zeit anzuzeigen, daß nur noch 
3 Vorſtellungen ftattfinden und zwar die 
letzte Vorſtellung Donnerſtag den 1. Novem- 
ber unwiederruflich fein wird, wozu die Uns 
terzeichnete ihre Einladung macht. 

Johauna Schreyer. 


Dankſagung⸗ 

Ich litt ſeit 17 Jahren an dem Uebel des 
Bandwurms. Der Hr. Dr. Victor Schle⸗ 
finger hat mich von dieſem unerträglichen 
Uebel binnen 6 Stunden ohne alle Schmer⸗ 
zen befreit, wofür ich demſelben hiermit öf⸗ 
fentlich meinen herzlichſten Dank abftatte; 
zugleich empfehle ich jedem, der an demſel⸗ 
bel Uebel leidet, ſich an den Hrn. Dr. V. 
Schleſinger zu wenden, 

Breslau, den 26, Oktober 1849. 

Verw. Müllermeiſter Eliſabet Fey, 
Mathiasſtraße 28. 


Lokal⸗Veränderung. 
Unſer Geſchaftslokal befindet ſich jetzt 
Karlsſtraße Nr. 17, 
vis-a-vis dem goldenen Hirſchel. 


Wolff Sachs u. Comp. 


Verpachtungs⸗Anzeige 

Der dem Fleiſchermittel alter Bänke ge⸗ 
hörige, auf der Büttnerſtraße hinter den 
Mittels-Viehftälen belegene Plat oder ſoge⸗ 
nannte Krug ſoll von Neujahr k. J. ab auf 
3 Jahre an den Meiſtbietenden verpachtet 
werden, wozu ein enden Termin am 
6. November Vormittags 10 uhr im Amts⸗ 
lokale des genannten Mittels, Oderſtraße 6, 
anberaumt iſt, zu welchem Pachtluſtige ein⸗ 
geladen werden. 

Die Pachtbedingungen find vom 1. Novpbr. 
ab bei dem Mittels⸗Aelteſten Lehmann, 
Oderſtraße 31 einzuſehen. 

ä —ẽA ĩ— y 
Schul: Anzeige. 

um mehrfachen Anfragen in meiner frühe⸗ 

ren Wohnung zu genügen, erlaube ich mir die 


ergebene Anzeige, daß Schüler vom fünften 


Jahre an täglich in meiner Schul: Anftalt, 
Tauenzien⸗Straße Nr. 17 (im früher Zahn⸗ 
ſchen Kaffeeheufe), 7 aufgenommen werden. 


Nudſchützky, Vorſteher. 


Preis 10 Sgr. (Die erste Auflage von einigen 


elun- 


Stettin, Schulzenstr. 340. 
Auswärtige haben beim 


N BIS BIS DIN eee Fe e 
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Das zweite SAH von 
H. v. Gerſtenbergk's 


Wunder der Sympathie und des Magnetismus. 


Enthaltend TOO bewährte ſympathetiſche und magnetifche f 
gegen körperliche Leiden aller Art, fo wie zur Beförderung des Wohl aubes fur 
Stadt und Land; in der Hauswirthſchaft, bei der Viehzucht, dem Feld⸗, Obſt⸗, Wein⸗, 
Gemüſe⸗, Blumenbau, beim Forſt⸗, Jagde, Fiſcheretweſen, mit ungewöhnlichem J 

Wortheile anwendbar. 92 
Eleg. broch. Preis nur 10 Sgr. für 10 Bogen. 
iſt fo eben bei O. Spamer in Leipiig erſchienen 1255 durch die Buchhandlung von 
Graß, Barth u. Comp. in Breslau, Herrenſtraße Nr. 20, zu bez — 
Für Diejenigen, denen Herrn H. v. Gerſtenbergk' 8 berühmt gewordenes Bu 
das bekanntlich in der kurzen Zeit von einigen Monaten das erſte und beliebteſte 
Volksbuch geworden, etwa unbekannt We ſein ſollte, fügen wir hinzu, 906 


Annees 


auch dieſes Bändchen eine Menge Heil- und ede 1h und . 
tismus enthält, die vielfach erprobt und felbit, Nad ere en ohlfeile Die 
geleiſtet, wo gewiſſe Uebel aller angewandten Nast und. enf Bet od ie. 
oft der „aufgeklärte ungläubige“, der beharrlich die Anwendung der Sympathie und 
des Magnetismus von ſich ſtieß, endlich aber dennoch ſich zu deren Gebrauch berbei⸗ 
laſſen mußte, da die erſehnte Hülfe fand, wo er ſie am allerwenigſten erwartete, 
iſt eine bekannte Thatſache. 
Auch dieſes Bändchen zeichnet ſich durch den Reichthum ſeines Inhalts und durch 
Enthüllungen der Geheimniſſe der Palingeneſis aus und wird ſich ſo flugſchnell in 
alle Kreife einbürgern, wie vielleicht kein zweites Buch. 
Bei Empfangnahme dieſes Bändchens kann gleichzeitig Beſtellung aufen 
demnacchſt b de dritt e KR 19 7815 
Höchſt wichtige Schrift für alle W 
Bei F. Kuhnt in Eisleben it erſchienen und in allen Buchhandlungen zu haben, 
in Breslau und Oppeln bei Graß, Barth u. Comp., in 82 bei Ziegler: 
Matthes, Vermeſſungs⸗Revifor: Wie kann jeder Grundbeſitzer 
ohne alle Vorkenntniſſe und ohne koſtſpielige n ic 
ſich in wenigen Stunden in den Stand ſetzen, den Flä⸗ 
chen⸗Inhalt ſeiner Grundſtücke mit Zuverläſſi keit ſelbſt 
zu finden? Eine kurze, leicht faßliche, auf die einfachſten Paneel be⸗ 
gründete Meſſungs-Methode, um den Flächen⸗Inhalt der Grundſtücke zu er⸗ 
mitteln, nebſt Entwickelung der dazu erforderlichen Rechnungsarten und geos 
metriſchen Lehrſätze. Ein nothwendiges Handbüchlein für jeden Grundbefiger, 
für alle Ortsſchulzen, fo wle auch als Leitfaden für alle Volks ſchullehrer, 
welche ihren Unterricht auf dieſen jetzt ſo nöthigen Zweig des Wiſſens aus⸗ 
dehnen wollen. Mit 4 Figurentafeln. Preis 15 Sgr. 
1 Racahoüt des Arabes 8 
mit und ohne Vanille. N 


ee Dieſes durch ihre Franzoſen Pie ‘ 
ee Algiers bekannt gewordene angenehme und liebliche Get 7 bat fich 
in kurzer Zeit über ganz Europa verbreitet. — Es iſt nicht allein ganz außerordentlich näh⸗ 
rend, ſtärkend und leicht verdaulich, ſondern auch ſehr billig, denn auf ein halbes Maß 
Milch nimmt man nur 1 Loth und liefert für ein Geringes 2 Taſſen des angenehmſten Ge⸗ 
tränks, welches wie die feinfte Ghocolade ſchmeckt. 

Für Geſunde ſowohl als für Stärkung Bedürfende, ſo wie auch für diejenigen, denen Kaffee 
au viel Wallung im Blute verurſacht, giebt es kein ſchöneres und billigeres Nahrungsmittel: 
In ſeiner ausgezeichneten Güte zu haben bei: 


Eduard Groß, am Neumarkt Nr. 2 
Taubheit und Migraine. 


Das Gehör⸗Oel des Dr. Mene⸗ Maurice vertreibt die Tagge, ban Ohren⸗ 
ſauſen und das hartnäckigſte Kopfweh. Nach einem Berichte des De e off 
mediziniſchen Examinations⸗ Commiſſion von Amiens, 1 in en Ann 
vom 10, Juli 1849, wird beurkundet, daß durch dieſes Oel einer 
Gehör wieder gegeben worden iſt. Das Journal „die Eſtafette . 
ebenfalls eine große Anzahl angeſehener Perſonen von Paris 
von der Taubheit befreit worden ſind. Unter gedachten 
von R. ee Bel Staatsſecretai 

er Preis dieſe els i rancs das N 0 
ra des 5 5 me fi 95 5 ee. ene 
— Zentner am Thore, Expedition der Fran N 
Voß in Hamburg. — Ray in Berlin. — E. Bons bard in Baſel. — Bürgers in 
Am 27 Kolverſtraat Nr. 3. 


nen 


e 
le. Bun von 178 . — 


Subhaſtations⸗Bekanntmachung. 

Zum nothwendigen Verkaufe des hier auf 
dem Ketzerberge Nr. 13 belegenen, dem Re⸗ 
ſtaurateur Friedrich Bios, Mai gehöri⸗ 
gen, auf 11,590 Rtl. 22 Sgr. 9 Pf. geſchätz⸗ 


ten Grundſtücks, haben wir einen Termin auf 


den 8. Februar 1850 8 
den 8. J 10 Vormittag 


vor dem Herrn Stadt: Gerichtsrath Schmidt 
in unſerm Partheien⸗Zimmer anberaumt. 
Taxe und Hypothekenſchein können in der 
Subhaſtations Regiſtratur eingeſehen werden. 
En 
arl Fr er hierd 2 
Breslau, den 4. Juli 1840 een 
Königliches Stadt⸗Gericht. II. Abtheilung. 
Nothiwendiger Verkan = 
1 . im Rybnſker Kreise eg e Al 
odial Rittergut Skrzeczkowit, landſchaftlich 
abgefhägt auf 6580 Nil. 5 Sgr. 2 Pf., zu: 
folge der nebſt Hypothekenſchein und Bedin⸗ 
1 in der Registratur einzufehenden Taxe, 
14. März 1850, Vormittags 


11 „ 
an ordentlicher Gerichtsſtell e ſubha⸗ 
irt werden. 

Alle unbekannte Realprätendenten werden 
aufgeboten, ſich bei Vermeidung der Präklu⸗ 
ſion in dieſem BE: zu melden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte vor: 
malige Gutsbeſitzer Dannenberg zu Pleß, 
modo deſſen Erben, werden hierzu öffentlich 
vorgeladen. 

Rybnik, den 11. Auguſt 1849. 

Königliches Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 


Proclama. 
ueber das Vermögen des Kaufmanns 
Guſtav Lauterbach hierſelbſt iſt unterm 
13. Januar d. J. Concurs eröffnet, und der 
Rechts⸗Anwalt Krüger hierſelbſt vorläufig 
der Maſſe zum Curator beſtellt. 

100 ace b ren Gläubiger des Gemein⸗ 
3 — werden hierdurch vorgeladen, in 
20. November e., Vormittags 9 r, 
vor dem Herrn Kreisrichter Pobler * 
ſerem Gerichtsgebäude am Ringe anſtehenden 
Termine ihre Anſprüche an die Maſſe gehörig 
anzumelden und deren Richtigkeit nachzuwei⸗ 
fir Ar der 1 age Greditoren 

4 ung des beitellte ims⸗ 
Curators, . die Wahl eines e zu 


Wer ſich in dieſem Termine ni t } 
wird mit allen Forderungen an Tie Dat 
ausgeſchloſſen, und ihm deshalb gegen die 


übrigen Gläubiger ein ewiges Stillſchweigen 


auferlegt. 

Denjenigen, welchen es hier an Bekannt⸗ 
ſchaft fehlt, werden zu Sachwaltern die 
Rechtsanwälte Juſtizrath Keck v. Schwartz⸗ 
bach und Dierſchke vorgeſchlagen. 

Jauer, den 12. Juni 1849. 

Königl. Kreisgericht. 


ECEbiktal⸗Eitation. 1 
8 187 den Nachlaß des am 22. Dezember 
184 hierſelbſt verſtorbenen Rittergutsbeſitzers 
und Premier⸗Lieutenants a. D. Ernſt Fer⸗ 
dinand Carl Guſt av v. Schwemmler, 
iſt auf den Antrag feiner Beneſicial⸗Erben der 
erbſchaftliche iquidations⸗Prozeß eröffnet wor: 
den, und haben wir einen Termin zur An⸗ 
meldung und Nachweiſung der Anſprüche aller 
etwaigen unbekannten Gläubiger auf den 
4. Dezember Vormittags 9 Uhr vor 
dem Herrn Kreis⸗Richter Pohler in unſerm 
Gerichts⸗Gebäude am Ringe hierfelbft ange 
ſetzt. Dieſe Gläubiger werden daher hier⸗ 
durch aufgefordert, ſich bis zum Termine 
ſchriftlich, in demſelben aber perſönlich, oder 
durch geſetzlich zuläſſige Bevollmächtigte, wozu 
ihnen beim Mangel der Bekanntſchaft die 
Herren Rechtsanwälte Krüger und Dierſchke 
bierſelbſt vorgeſchlagen werden, zu melden, ihre 
Forderungen, die Art und das Vorzugsrecht 
derſelben anzugeben, und die etwa vorhande- 
nen ſcheiftlichen Beweismittel beizubringen, 


I. Abtheilung. 


demnächſt aber die weitere Einleitung der 


Sache zu gewärtigen, wogegen die Ausblei⸗ 
benden aller ihrer etwaigen Vorrechte verlu⸗ 
ſtig gehen, und mit ihren Forderungen nur 
an dasjenige, was nach Befriedigung der ſich 
meldenden Gläubiger von der Maſſe noch 
übrig bleiben möchte, werden verwieſen werden. 

Jauer, 21. Juni 1849. 

Königl. Kreisgericht. I. Abtheilung. 


Das Mt pendiger Verkauf. 


pfermei x 
laſſe woche Haus RE 180 das — 
thekenbuch thl. 20 Olau, gerichtlich abgeſchägzt 
auf 445, Rib 2r Ber. 7% Pf. und die auf 


Pohlniſchdorfer Feldmark 6 
N30 verzeichneten, gerichtii 177 us 1 
abgeſchätzten Necker, ſellen den uf 420 Rtl. 
2, Februar 1850 Vorm. 9 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle fübhaftiet hoe 
den. Taxe, Hypothekenſchein und Bedingum, 
gen find in der Regiſtratur einzuſehen. 
Wohlau, den 12, Oktober 1849. 
Königf. Kreis⸗Gericht. I. Abtheilung. 


73 ten Bonnets Fan- 

te eine 4 Kollektion 
Mull und franz. Stickereien auf franz. 
eingetroffencdten Battiſt ſind heute bei uns 


Graefe u. Comp. 


unkernſtraße, Stadt Berlin. 


11000 Rtl. als 


ſtädtiſche Magazingebäkude, welches auch eine 


ſchen 


Verpachtungs⸗Anzeige. ‘ 

Das an der Mulde neben der herzoglichen 
Mühle hierſelbſt belegene, neuerbaute maſſive 
Fabrikgebäude mit zwei Waſſerrädern von 
reſp. 13 und 7 Pferdekraft, welches außer den 
übrigen Räumlichkeiten drei 60 Fuß lange 
und 50 Fuß breite Säle enthält und ſich 
vorzugsweife zu einer Streichgarn⸗ oder ahn 
lichen Fabrik eignet, womit auch eine Tuch⸗ 
und Lederwalke, ſowie ein Schneide: und Loh⸗ 


mühlengefhäft in Verbindung gebracht wers |? x 


den kann, fol 
f Nene, November d. J., 
Vormittags 10 uhr, 


auf herzoglicher Regierung hlerſelbſt vom KB 


1. Januar 1850 an auf ſechs Jihre meiſt⸗ 
bietend verpachtet werden. 

Die ſpeziellen Bedingungen können bei her⸗ 
zoglicher Regterungskanzlei eingeſehen, reſp. 
von derſelben gegen den Copialienbetrag ab⸗ 
ſchriftlich bezogen werden. 

Vorläufig wird bemerkt, daß der Beſtbie⸗ 
tende zur Sicherſtellung feines Gebots 
Kaution zu erlegen hat. 
„Uebrigens weiſen wir darauf hin, daß die 
hieſige Eiſenbahnverbindung und die Nähe 
der Elbe dem Fabrikverkehr weſentliche Vor⸗ 
theile bieten, und daß ſich die Staatsver⸗ 
waltung angelegen fein laſſen wird, dem Un: 
ternezmen ſo viel als thunlich förderlich 
zu ſein. > 

Deſſau, den 25. September 1849. 

Herzogl. Anhalt. Regierung. 
Baſedow. 


Verpachtung des Trachenberger 
Stadt⸗Vorwerkes. 


Zur anderweitigen Verpachtung des hieſi⸗ x" 


gen zur Kämmerel gehörigen Vorwerkes von 
Johannis 1850 ab auf 9 Jahre haben wir 
einen Termin 
auf den 4. Februar 1850, 
Vormittags 10 Uhr, 
auf dem Rathhauſe hierſelbſt angeſetzt und 
laden Pachtluſtige dazu ein. = 

Das Gut befteht ohngefähr aus 357 Mor⸗ 
gen Ackerland, meiſt Weizenboden, 105 Mor⸗ 
gen Wieſen, 17 Morgen Hutung und Raſen⸗ 
flecken und 5 Morgen Hofraum und Unland, 
auch gehört dazu lebendes und todtes Inven⸗ 
tar ium. 

Es iſt eine Caution von 1000 Rthlr. in 
ſchleſiſchen Pfandbriefen oder Staatsſchuld⸗ 
ſcheinen von jedem Licitanten im Termine zu 
deponiren. N 

Die Beſichtigung des Gutes kann ſchon 
jetzt vor der Einwinterung erfolgen, die nä⸗ 


heren Bedingungen werden jedoch erſt vom 


1. Januar k. J. ab in unſerer Regiſtratur 
einzuſehen ſein. 
Trachenberg, den 21. Oktober 1849. 
Der Magiſtrat. 


? Bekanntmachung. 
Das hierorts an der Oderbrücke belegene 


Wohnung für Spediteur und Wärter 
enthält, nebſt dem dazu gehörigen ſehr ge⸗ 
räumigen Abladeplatze, wird vom 1. Januar 
1850 pachtlos und ſoll auf 6 Jahre ander⸗ 
weitig verpachtet werden. Hierzu iſt ein 
Bietungs⸗Termin a 
auf den 10. Dezember d. J., 
Nachmittags von 3 bis 6 uhr) 

in dem magiſtratualiſchen Seſſions⸗Zimmer 
angeſetzt worden. 

Die diesfälligen Pachtbedingungen werden 
14 Tage vor dem Termine in unſerer Regi⸗ 
ſtratur zur Einſicht ausgelegt werden. 

Oppeln, den 23. Oktober 1849, 

Der Magiſtrat. 


Zum freiwilligen Verkauf des Rit⸗ 
tergutes Schönwalde. 

wird der auf den 1. N vember d. hier an⸗ 

beraumte Termin nach dem Vexlangen des 

Herrn Beſitzers auf 

den 8. November d. Vormittags 

verlegt A DE 


Fränkenſtein, den 27. Oktober 1849. 

Der königliche Rechts-Anwalt und Notar 
Gu A Nüppell. 
Verkauf von altem Baubolz. 

Das bei der Reparatur der Schiffsſchleuſe 
auf dem Vürgerwerder hierſelbſt gewonnene 
alte Holz ſoll am 

Freitag den 2. November d. I., 
Nachmittags um 2 Uhr, 
an der genannten Schleuſe verauktionirt 
werden. 

Breslau, den 29, Oktober 1849, 

Der königl. Waſſerban⸗Inſpektor 
Martins. 
Auktions⸗Anzeige. 

Freitag den 2. Novbr. c., Vormitt. 9 uhr 
und Nachmitt. 2 uhr, ſollen in Nr. 15 Rit⸗ 
terplatz mehrere Nachlaßgegenſtände, beſtehend 
in einer Parthie werthvoller Tiſch⸗ uhren, 
Doſen, Porzellan, Gläſern, Möbeln, Betten 
und Leinenzeug, Kleidungsſtücken, in Kupfer⸗ 
ſtichen und Büchern, ſo wie in Loder's ana⸗ 


tomiſchem Atlas von 14 Bänden, gegen gleich 


baare Zahlung verſteigert werden. 
eich, den 28. Oktober 1849. 
Hertel, Kommiſſionsrath. 
Es ſſt einem mir ganz fern ſtehenden Men: 
gelungen, ſich Abdrücke von meinem 
Gallowiger Wirthſchafts⸗Siegel zu nehmen 
und Betrügerelen damit auszuführen. Ich 
warne vor dieſem Gauner. 
E. v. Lieres. 


2737 


Breslauer Handlungsdiener Reſſource. 


Donnerstag den 1. Nov. Abends 7 uhr Concert im Saale des Cafes 
restaurant. — Eintritts⸗Karten für die Ehren⸗Mitglieder, fo wie Gaftbillets für 
Familien ſind bis Mittwoch Abend bei den Vorſtehern in Empfang zu nehmen. Nur gegen 
Vorzeigung der Mitglieds⸗Karten iſt den Mitgliedern der Eintritt geſtattet. 

Breslau, 30. Oktober 1849. Der Vorſtand. 


a Nachdem jetzt die letzten Pariſer und Wiener Modells in N 
© Damen: Mänteln erſchienen, und die diesjährigen Winter 8 
Moden als feſtſtehend zu betrachten find, habe ich die Auswahl 


fertiger Damen ⸗ Mäntel 


in meinem zweiten Laden 


1 bedeutend vermehrt und empfehle dieſelben in Atlas, Molré, 
Tafft, Lama, melé de sole, Cachemir und Halblama von 
5 Thaler ab, ſteigend bis 35 Thaler. > 


Kindermäntel, Bonrnonfje u. Mantelets 


find ebenfalls in großer Verſchiedenheit vorräthig. 


Adolf Sachs, 


Ohlauer⸗Straße Nr. 5 und 6, „zur Hoffnung“. 


Die längſt erwarteten Velour⸗Teppiche, g 
ebenſo ein recht geſchmackvolles Sortiment & 


Lyoner Braut⸗Roben habe ich dieſer Tage! 


3 


8 erhalten. Adolf Sachs. 


Pan, 


D ft⸗ Eſſi + 

Diefer Eſſig enthält in feiner Zuſammenſetzung nur ER gewürzhafte und gefunde 
Stoffe. Er iſt viel erquickender und belebender als das engliſche Riechſalz, und alle anderen 
Riechmittel ähnlicher Art, welche gegen Schwindel, Kopfweh, Ohnmachten, Been⸗ 
gung, Herzklopfen ꝛc. empfohlen werden. Aerztlicher Erfahrung gemäß iſt dieſer Eſſig 
auch denjenigen Perſonen anzurathen, welche Kranke beſuchen, oder im Theater, bei 
Bällen oder an andern Orten einer mehr oder weniger verdorbenen Luft ausge⸗ 
ſetzt ſind. In allen dieſen Fällen wird ſich der Dufteſſig trefflich bewähren, wenn man etwas 
davon zwiſchen den Händen reibt oder 6 bis 8 Tropfen auf ein reines Taſchentuch träufelt, 
und daran riecht, wodurch die. Werkzeuge des Athmeuns geſtärkt werden und der 
ganze Organismus Ton erhält. Auch wird man finden, daß der Geruch jeder Aus⸗ 
dünſtung verſchwindet. Als Zimmerparfüm und Luftreinigungsmittel iſt der 
Dufteſſig unſchäßbar. Acht bis 10 Tropfen find hinreichend, ein geräumiges Zimmer mit 
dem angenehmſten Wohlgeruch zu erfüllen und die Luft von allen übelriechenden und 
ſchädlichen Dünſten zu reinigen. Bei Krankheiten, wie Nervenfieber, Cholera morbus 2c. 
iſt der Duft⸗Eſſig das beſte Räucherwerk, um Miasmen zu entfernen und zu zerſtören. 
Er iſt reicher an gewürzhaften und balſamiſchen Beſtandtheilen als das Köl⸗ 
niſche Waſſer und alle andern Zuſammenſetzungen ähnlicher Art und wird den verwöhnteſten 
Geruchsſinn befriedigen und ergötzen. Preis pro Glas 6 Sgr. Zugleich bringe ich 


in Laila ch Ike 8 

Mailändischen Haarbalsam sd Wade umb, 
rung und Wiedererzeugung der Haupthaare ſowohl als zur Hervorrufung kräftiger Schnur⸗ 
und Backenbärte in ſchönſter Fülle, das große Glas zu 17½ Sgr. und das kleinere zu 
10 Sgr. ſammt Bericht mit vielen authentiſchen Zeugniſſen über die Wirkſamkeit dieſes er⸗ 


probten Haarwuchsmittels: 

N. 7 8 oder feinſte flüſſige Toilettenſeife zur Erhaltung und 
Kau d Atirona Herſtellung einer ſchönen reinen weißen En In zur 
Beſeitigung von Sommerſproſſen, Leber und anderen gelben und braunen Flecken, fo wie 
ſonſtiger Hautunreinheiten, das große Glas zu 12 ½ Sgr. und das kleine zu 74, Sgr. 
nebſt Gebrauchsanweiſunz mit Zeugniß berühmter Aerzte: 


Eau de Mille fleurs nach neueſter Pariſer Compoſition, 


jede Sefännt gewordenen Herfams perten welches das lieblichſte und feinſte aller bis 
en Parfüms da t. i 
waſſer, der Lelbwasche, Sacktüch ren, e Wenige Tropfen ſind hinreichend, dem Waſch⸗ 


Kleidern, Handſchuhen 2c, den köſtlichſten und dauernd 
ſten Wohlgeruch zu ertheilen. Das große S 11 10 Sgr. 0e zu 5 Sgr. 
abgegeben. Auswärtige Beſtellungen mit Beifügung der Beträge werden franco erbeten. 

Carl Kreller, Chemiker. 
Von dieſen renommirten Mitteln befindet ſich in Breslau die einzige Niederlage bei 


Eduard Groß, Neumarkt 42. 
Warnung für Gehörkranke. 


Da ſich mehrere Perſonen in Beutſchland, namentlich die Herren A 

Frankenheim in Bleicherode bei Nordhauſen Den een 
mente nachzumachen, ja zum Theil ſich für die Erfinder der kleinen Schallleiter (Porte 
yoix en miniature) auszugeben, ‚finde ich mich veranlaßt zu erklären, daß ich ſolche vor 10 
Jahren in England erfunden habe, und daß fie ſeitdem ſowohl dort, als in Frankreich und 
Belgien, unter dem Namen der Abrahams im Gebrauch und beliebt ſind. Seit einigen 
Monaten habe ich dieſelben nach Deutſchland eingeführt, und nun treten dieſe Herren als 
Erfinder auf. Da nun die Thatſache dieſe Herren richtet, habe ich nichts weiter zu bemer⸗ 
ken, als daß, wer wirkliche Abrahams zu haben wünſcht, ſolche nur allein durch 
die Expedition der Frankfurter Oberpoſtamts ⸗ Zeitung und bei Abraham 
(pr. Adreſſe des Hrn. Fr. Flecken) Neupforte Nr. 885 in Aachen und fonft nirgends 
in ganz Deutſchland erhalten kann; ſowie felbige ebenfalls bei Abraham, Rue Neuve 
St. Justine No. 34 Faubourg de Namur in Brüſſel und Abraham, Cours de Tournay 
No. 12 in Bordeaux zu haben find. 

Der Preis iſt für das Paar in Gold 8 Thlr., in vergoldetem Silber 5 Thlr. und in 


Silber a A Thlr. B. Abraham. 
Sehr beachtenswerth für Herren und Damen. 


Eine ganz neue, aus der größten Pariſer Corſet- und Bindenfabrik in Commiſſion er⸗ 
haltene Art chemiſche Leibbinden werden hiermit beſtens empfohlen. Dieſelben ſind 
durch ihren zweckmäßigen Schnitt und durch ihre Güte den bisher dageweſenen gar nicht 
in Vergleich zu ſtellen und find fie für an Kolik, Unterleibs entzündung ꝛc. Leidende ganz 
beſonders zu empfehlen; fo auch für Damen, die nicht gern Unterbeinkleiver tragen, erſetzen 
dieſelben vollkommen deren Stelle. z 

Preiſe vom beſten Geſundheits⸗Flanell für ſtarke Perſonen . 1 Ktl. 5 Sgr. 
en 1 „ „gmittle und ſchlanke Perſonen 1 — 

„ „ „ Parchent,, ſtarke Perſonen — „ W „ 

% mittle und ſchlanke Perſonen —, „ 20 „ 


Mügenfabrit von A. Friede, 


Ohlauer Straße Nr. 86. 
Beſtellungen werden bei portofreien Eiſendungen des Betrages ſchnell und pünktlich beforgt, 


7 ” 


" 


7 n 7) ” 7. 7 
Zu haben in der Pelzhandlung und 


Da in Beuthen O/S. für die nächſten 6 
Jahre der Kämmerer⸗Poſten, welcher bisher 
eine jährliche Einnahme von 700—800 Rtl. 
gebracht hat, neu beſetzt werden ſoll, ſo be⸗ 
lieben ſich Kandidaten bis zum 15. Novem⸗ 
ber d. J. bei unſerem Vorſteher, Dr. S chü⸗ 
rings, zu melden. Wegen der zu erwarten⸗ 
den Abänderungen in der St.⸗O. kann aber 
dieſe Wahl ſowohl was die künftige Ein⸗ 
nahme, als die Stellung des Kämmerers be⸗ 
trifft, nur eine bedingungsweiſe ſein. 
Beuthen O,/S., den 27. Oktober 1849. 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung. 


Anzeige. . 

Der Vorſtand des Central » Gärtner: 
vereins für Schleſien zeigt hiermit an, daß 
die Statuten für die Mitglieder zur Empfang⸗ 
nahme bei Herrn Julius Monhaupt, 
Albrechtsſtraße Nr. 8 bereit liegen; auch kön: 
nen diejenigen, die ſich dem Verein noch an⸗ 
ſchließen wollen, daſelbſt das Nähere erfahren. 

e e Der Vorſtand. 


Anzeige. 

Zu meiner und zur Verwahrung der Be: 
treffenden warne ich hiermit Jedermann, dem 
vorgeblichen Reiſenden Herrn J. Friedlän⸗ 
der aus Fordon, Kreis Bromberg, für meine 
Rechnung eine Zahlung, unter welchem Ver⸗ 
wande es auch fein möge, zu machen, da ich 
widrigenfalls hierfür keinen Erſatz * leiſten 
erkläre. Würzburg, 25. Okt. 1849. 

N. Neumann, Weinhandlung. 


Ein junger Mann, welcher durch fünf Jahre 


die Handlung praktiſch erlernt, ſucht vom 


1. November 1849 ab in dieſer Branche ein 
Unterkommen. Auch würde derſelbe jede an⸗ 
dere Beſchäftigung gern übernehmen. Das 
Nähere Meſſergaſſe Nr. 39 bei Herrn 
Tralles. 


Karl Waſſer's 
Spedititions⸗Geſchäft i. Wien 
3 ſeine regelmäßigen, täglich abfah⸗ 
renden 


Extra⸗Eilfuhren 


zwiſchen Wien u. Mürzzuſchlag | ı 


womit derſelbe Expeditionen: 
nach Gratz in 2 Tagen 
Laibach in 4 „ 
Trieſt in 
Verona in 

„ Mailand in „ 
zu billigſt feſtgeſetzten Frachtpreiſen über⸗ 
nimmt. 

Täglich werden auch Speditionen nach al⸗ 
len Richtungen des =» und Auslandes 
übernommen und auf die zweckmäßigſte Weife 


[2 
” 


” 


Gardinen⸗Beſätze, 
weiße Kleider, darunter eine große 
Partie in ſehr geſchmackvollen Mu⸗ 
ſtern, das Kleid zu 3 Rthl., 
Bettdecken u. ſ. w. 
jetzt ſehr reich ſortirt und empfehlen ſolches 
unter Zuſich erung der billigſten Preiſe. 


Graefe u. Comp. 


Junkernſtraße, Stadt Berlin. 


Na es Ai ee a an EN er a 
Ausverkauf 
von niederländiſchen Tuchen und Bukskins 
für 24 des Einkaufpreiſes; Winter: Weften: 
Stoffe unter der Hälfte, Livreeweſten⸗Stoffe, 
die überall 2 Rthlr. koſten, für 20 Sgr. 
Kupferſchmiedeſtr. im gold. Stück, 1 Tr. 
Eine Dampfmaſchiene 
von 12 Pferdekraft, weiche bisher zur Zucker⸗ 
fabrikation angewandt worden, ſo wie 3 Luft⸗ 
pumpen zu Vacuum ⸗ Pfannen ſtehen zum 
Verkauf und iſt Näheres zu erfahren bei 
Theodor Görlitz, 
Breslau, Junkernſtraße Nr. 4, 2. Etage, 
Nachmittags 1 bis 4 Uhr. 


Ein Rittergut, 
8 Eiſenbahnſtunden von Breslau, 1300 Merg. 
lauter Weizenboden, Schloß, maſſiven Ge⸗ 
bäuden, vollem Einſchnitt, Beſtellung, In⸗ 
ventar und Möbeln, foll für 50,000 Rthlr., 
mit 10 — 15,000 Rihlr. Anzahlung, ſofort 
verkauft werden. Meldungen von Selbſt⸗ 
käufern empfängt unter Zeichen T. G. die 
Handlung von C. E. Beyer, Albrechts⸗ 
Straße Nr. 40. 
Hopfen⸗Anerbieten. 

Das Dom. Dürrjentſch, 1 Meile von Bres⸗ 
lau, bietet Hopfen, von baier. und Satzer 
Fechſern erzeugt, zum Verkauf. 


Gummi ⸗Schuhe, 
mit und ohne Sohlen, empfehlen zu den bil: 
ligſten, jedoch feſten Preiſen: 

Gebr. Huldſchinsky, 

Schweidnitzer Str. an 5, im goldnen Löwen. 

acinthen und Zulpen-Zwiebeln 
, beſondere fürs = geeignet, 
ſind noch vorräthig bei Nitſchte & Comp., 
Schuhbrücke Nr. 5. a | 


Ein Cand. phil, erbietet fid billig zur Er⸗ 
28 von Privatunterricht. — Offerten 
Z. D. 3. poste restante Breslau. 


A Herrſchaft aufs Land geſucht. Das 
Nähere Urfulinerftraße Nr. 5/6 beim 
f Wirth. \ 
Zur Kirmes, heute und morgen, ladet 
ergebenſt ein; für gute Wurſt ꝛc. iſt geſorgt. 
Siebeneicher, in Lilienthal. 


Holſteiner Auſtern 
bei Guſtav Scholtz. 


Friſche Auſtern 
bei Ernſt Wendt. 


Holſteiner Auſtern 
bei Lange u. Comp. 
Eine große Bout Punſch⸗Eſſenz ver: 
kauft a 14 Sgr., desgl. beſt en Jamaica⸗ 

Rum a 25 Sgr., 
die neue Sprit⸗ und Liqueur⸗Fabrik 


S. Troplowitz, 
Neumarkt Nr. 6, im fliegenden Adler. 


Die erſte Sendung S 
neues Lagerbier 

aus der Feldſchlößchen-Brauerei in Dres⸗ 

den wird ausgeſchänkt bei 


W. Steinbrück. 
Stadt Breslau in Dresden, 


Wilsdruffergaſſe Nr. 35. 


1 Zimmer mit 1 Bett 6—15 Sgr.) & 
„ „ 2 Betten 8—20 „ =, 
7 „ 3 Betten 12—25 „ — 


Mathias Straße Nr. 87 
ſteht ein fehlerfreies Pferd 

b billig zum Verkauf. 

Sollte Jemand einen einſpännigen brauch⸗ 
baren Plau⸗Wagen, in Federn hängend, zu 
verkaufen haben, der beliebe ſeine Adreſſe neue 
Weltgaſſe Nr. 21 abzugeben. 


Auffallend billi 
ſtehen Hummerei Nr. 24 bei Herrn Büchſen⸗ 


macher Nebel ein Herzberger Doppelgewehr, 
eine Spitzkugelbüchſe nebſt Zubehör, ſo wie 


ein Hirſchfänger mit Cartouchen⸗Taſche zum 


Verkauf. 
e SET 
Eine Wohnung von 5 Stuben iſt Garten⸗ 
Straße Nr. 34, gegenüber dem Weißgarten, 
bald zu beleben 
Ein möblirtes Zimmer nebft Koft und Be: 
dienung gleich zu beziehen Oderſtr. 14,3. Etage. 
Eine freundliche möblirte Stube, 
vorn heraus zwei Treppen, iſt zum 1. Nov. 
Ee mermiethen: gebenden . 20. 
Friedrich: Wilhelm: Str. Nr. 24 (im Schlöſfel) 
iſt der erſte Stock, beſtehend in vier Stuben 
nebſt Zubehör zu vermiethen, und bald oder 
Weihnachten zu beziehen. 
Friedr.⸗Wilhelmsſtr. Nr. 7 
ſind einige größere, ganz angenehme Woh⸗ 
nungen mit oder ohne Stallung zu ver⸗ 
miethen und bald zu beziehen. Das 
Nahere im Seitengebäude, 


Antonienftraße Nr. 4 ift der dritte Stock 
bald oder zu Neujahr zu beziehen. 

Eine freundliche Stube, mit oder ohne Mö⸗ 
bel, iſt zu vermiethen und bald zu beziehen, 
Oder⸗Vorſtadt, Roſenthalerſtraße Nr. 4, drei 
Stiegen, Eingang links. 

Kloſterſtraße Nr. 8 iſt der zweite S ock, 
beſtehend aus 5 Stuben nebſt Zubehör zu 
vermiethen und Neujahr oder bald zu beziehen. 

Geübte Weißnäherinnen ‚finden Beſchäfti⸗ 
gung Weidenſtr. Nr. 25, im Hofe 3 Treppen. 
Eine gefunde Amme ſucht ein baldiges un⸗ 
terkommen; Näheres in Fiſcherau Nr. 3. 
Altbüßerſtraße Nr. 19 iſt eine möblürte 
Stube nebſt Alkove bald zu beziehen. 

Eine ſchone möblirte Stube mit der Aus: 
ſicht nach dem Ringe iſt ſofort zu vermiethen: 
Ellſabetſtraße Nr. 1 drei Stiegen. 

Zu miethen 
werden geſucht 2 auch 3 große Remiſen 
auf dem Ringe oder in deſſen Nähe; 
Offerten werden Ring Nr. 40 im Ge⸗ 
wölbe erbeten. . 


Neue Sandſtraße Nr. 17 in der 3. Etage 
iſt ein gut möblirtes Zimmer zu vermiethen, 
auch ſtehet daſelbſt eine Flügel» und eine 
Servanten⸗ Kiſte zu verkaufen. 


Druck und Verlag den Graß, Barth und Com p. 


2738 — 


Thee⸗ Anzeige von Feliz u. Comp. 

Die größere Conſamtion, welche ſich in letzter Zeit für Thee herausgeſtellt, hat uns 
veranlaßt, dieſer Branche unſeres Geſchäftes eine möglichft große Ausdehnung zu geben. 
Durch perſönliche Einkäufe auf englifhen und holländiſchen Märkten, haben wir unfer Las 
ger mit allen Gattungen ſchwarzer und grüner Thees, in forgfältigfter Auswahl aſſortirt, 
und empfehlen von ſchwarzen Thees: extrafeine Peccoblüthen, diverſe Sorten 
Pecco, Souchong und Congo⸗Thee. Von grünen Thees: extraf. Soulong, dis 
verſe e oder Kugelthees, Aliofar, Gunpowder und Hayſan⸗Thee. 

Alle dieſe Thees zeichnen ſich durch Echtheit, Friſche, kräftiges Aroma und feinen Ges 
ſchmack aus, was um ſo mehr Beachtung verdient, als gefärbte, verfälſchte, und der Ge⸗ 
ſundheit nachtheilige Thees nur allzu oft im Handel vorkommen. 

Ganz beſonders machen wir auf unſere elange⸗Thees in verſiegelten J Pfund⸗ 
Paketen aufmerkſam, da ſolche in einem richtigen Verhältniß aus ſchwarzen und grünen 
Sorten zuſammengeſetzt, ſich durch Milde und feinen Geſchmack auszeichnen. 

Unſere Preiſe ſind je nach der Qualität aufs Billigſte geſtellt, und zwar: 

S9. Thees à Pfd. von 1½ dis 4% Rthir. 
Grüne Thees a Pfd. von 1¼ bis 34 Kthlr. 
Melange⸗Thees à Pfd. von 1½ bis 3 Rthlr. 

Noch beehren wir uns anzuzeigen, daß in Schleſien nachbenannte Handlungen ſich aus 
unſerem Lager aſſortirt haben, und unſere Thee's nach unſerem Driginals Preis» Gourante, 
ohne Preiserhöhung, verfaufen werben, 


Herr Carl Joſ. Bourgarde in Breslau, 


Herr J. Schmidtlein in Liegnitz. rr Oſias H. Munk in GI HL 
Herr Sur Beling in Een x I hy ir in Sohrau. — j 
Herr J. G. Worbs in Kofel. Herr Aug. Möcke in Neiſſe. 

Herr F. Oppitz in Reichenbach. 


u. Comp. in Berlin, 


eferanten Sr. Majeſtät des Königs. 


Preußiſche 
National Cigarren 


100 Stück 1 Rthl. 15 Sgr., 
25 Stück in eleganten Cartons 12 Sgr., 


empfiehlt: I. W. Seppelt, 


Schweidnſterſtr. Nr. 4, im grünen Adler. 


Feliz 


Hof 


Aechte importirte 


Havannah⸗Cigarren 
zum Preiſe von 25 bis SO Rehlr., 1 
ſowie ein gut aſſortirtes Lager von 


N Hamburger und Bremer Cigarren 


bis 20 Rthl. empfiehlt einer gütigen Beachtung: 


J. W. Seppelt, 


Schweidniterſtraße Nr. 4, im grünen Adler. 


ormulare zu Prozeß⸗Vollmachten 

nach „60 dem 2 zu Breslau e Schema 

find ſowohl in Folio als in Quart (Briefform) erſchienen und zu haben bei 
Graß, Barth und Comp. in Breslau. 


HKönig's Hötel garni, . u. 28. Okt. Abd. 10 u. Mrg. 6 u. Nchm. Zu. 


Albrechtsſtraße 33, neben der Regierung, Jarometer N, 2710,22 977 11,004 


empfiehlt ſich einem geehrten reiſenden Pu⸗ 
Sum zur geneigten Beahtung« Werde a, e 


Luftkreis bedeckt meiſt überw. überw. 
28. u. 20. Okt. Abd. 10u. Br. HII. Achat. L. H. 


Barometer 280,11% 7¼/113% 18% Ji 


Angekommen Fremde in Zettlitzs Hötel. 
Seſterreichiſcher Kabſnets-Kourſer Baron 
Kaim und k. k. Ober⸗Lientenant Baron von 


Groß aus Wien. Fräulein Fahſel aus Ham- f a 

ni ü Geheimerrath von e aus — ei 6115 
etersburg. Major von Schönermark aus ; 

Neiſſe. Kaufmann Hentſchel aus Sime. e überw. Werw. bed. Reg. 


Getreide: Del u. Jink⸗Preiſe. 


ham. Kaufmann Beihuſa aus Berlin. In⸗ 
Breslau, 20. Oktober. 


ſpektor Hagemann aus Oberſchleſien. Gehei⸗ 


mer Finanzrath Seidel aus Dresden kom⸗ r 
mend. Partikulier Krügemann aus Sach⸗ — 4 — —.— Ben 
fern. Dr. Friedenthal aus Frankfurt a. O. Weizen weißer 61 Sg. 53 0. 17 8g. 
Juſtizrath Kieß aus Gräfenberg kommend. „ gelber 56% „ 9 N 
Lieutenant Kramſta aus Freiburg Roggen „ 4 „ 
Gutsbeſiger von Jeetze aus Ober⸗Dammer. | Gere , . 2 ½% % 3 „ 1 „ 
Generalpächter Raßmann aus Wehrſe. Ma- Hafer. . . 17 % 17 2207 
joe von Hoffmann aus Berlin. Student Rother Kleeſaamen + I bls 125 ir. 
Sille aus Gräfenberg kommend. Fräulein] Weißer 75 . 5 ½ bis 12% „ 
Reyman aus Dresden kommend. Kaufmann Spiritus 6% bez. 


Rohes Nübel 15 Thlr. bez. 


denthal aus Magd . Seilermeiſter I 
Freudenth agdeaurg eilermeiſt Zint does, 4 % ab @ıeheit 4½ bez 


Rudolph aus Warſchau. Hüttenfaktor Ku⸗ 
niſch aus Kattowitz. Schichtmeiſter Kuniſch Rapps 112. 109. 107. 
aus Myslowitz. Lehrer Mitzek aus Gleiwitz. Rübſen 95, 93. 91. 


Fahrplan der Breslauer Eiſenbahnen. 
nach Oppeln 5 uhr 40 M. Abends. 
M. Ab.; von Oppeln 9 u. 45 M. Mrg. 


Güter- 17 U. 15 M. Mitt. 


7 Uhr, 2 übe; 
3 150 M., 8 u. 20 


Ang. ag Obersehles. Bar 


Abg. na 1 Perf.⸗( 7 U. 15 M., 5 u. 15 M. 

au dh Berlin Züge 11 l. 45 M., S u. 6 N. J. Züge 5 u. Radmitt. 

Abs nach ir Su. ü. — M. Außerdem Sonn⸗(Iu. — M. Mitt 
Abg. von Fr eibur at, . N. u. 18M. tag, Mittwoch J 188. * 
Abg. von Schweidnitz Ju. 10 M., 5u. 1 . Freitag, iu. 18 M. 2% 


Auktion in Breslau. * 
30. Oktober Nachm. 2 Uhr, Neue Weltgaſſe Nr. 15, 1 Tiſchuhr, Betten, Welche, Möbel, 


Kleidungsſtücke, Hausgeräthe. \ 
Börfenberichte. 


aris, 26. Oktober. 3% 55. 70. 15 ? 

ir den 29, Oktober. Holländiſche Rand Sate Br. Gl. Kaiſer iche Du⸗ 
taten 05 ½ Gl. Ftiedrched or 113 Br. Louled'or 112m mr, Polnifches Gourant 
95% Gl. Oeſterreichiſche Banknoten 952, Br. Seto gcheine 88 2 en⸗Scheine 101 Br. 
Freiwillige Daa Anleihe 106 5 c Pee fandbriefe 10% Sn 
Stadt Obligationen 96¾% Gl. Großherzo lich Po „neu 8 
Schleſiſche Pfandtriefe 943, Gl., 99% Gl, 9345 Be. Neue polnische Pfandbriefe 95 Gl. 
Polniſche Anleihe 1835 a 500 Fl. 81% Br. e 


. Redakteur: Nimb s, 


